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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Heinz Hufnagl: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf die 22. Sitzung des Wiener Landtages in der laufenden Wiener Legislaturperiode für eröffnet erklären.

Drei neue Mitglieder dieses Hauses werden wir heute begrüßen können.

Im Wahlkreis Simmering gab es dahin gehend eine Änderung, dass Herr Abg Mag Harald Stefan von der FPÖ in den Nationalrat gewechselt ist und ihm Herr Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein nachfolgen wird, der heute im Laufe der Sitzung zu uns stoßen wird.

Von der Sozialdemokratie hat mit gestrigem Tag der Erste Präsident des Wiener Landtages Johann Hatzl seine Funktion als Abgeordneter dieses Hauses zurückgelegt. Ihm folgt Herr Ernst Holzmann, ebenfalls aus Simmering.

Im Wahlkreis Landstraße gibt es dahin gehend eine Änderung, dass auch Frau Abg Mag Alev Korun den Weg ins Parlament gefunden hat und von Frau Mag Eva Lachkovics nachgefolgt wird.

Ich darf die drei neuen Mitglieder, die schon das Bestellungsdekret des Herrn Bürgermeisters besitzen und morgen in der Gemeinderatssitzung formgerecht angelobt werden, im Wiener Landtag recht herzlich willkommen heißen, ihnen für die neue Aufgabenstellung viel Glück und Erfolg und eine gute Kooperation mit den übrigen 97 Abgeordneten der Hundertschaft hier in diesem Hause wünschen. (Allgemeiner Beifall.) 

Entschuldigt vom Beginn der Landtagssitzung weg sind die Abgen Dr Aigner auf Grund eines bedauerlichen Todesfalles in seiner Familie und Dipl-Ing Stiftner und Dr Ulm, die sich im Ausland befinden. Weitere Entschuldigungen, die dann nur kurz und temporär sind, werden anlassbezogen während der Sitzung mitgeteilt.

Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Anlässlich des Ablebens des langjährigen Stadtoberhauptes von Wien Altlandeshauptmann und Altbürgermeister Prof Dr Helmut Zilk hat sich Herr Lhptm Dr Michael Häupl zu Wort gemeldet. 

Ich bitte Herrn Lhptm Dr Häupl, seine Worte des Gedenkens an uns zu richten.

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag!

Zunächst darf ich mich bedanken, dass mir in einer außergewöhnlichen Situation die Gelegenheit gegeben wird, einige Worte des Nachdenkens, des Mitdenkens, des Mitfühlens an den verstorbenen Altbürgermeister und Altlandeshauptmann Prof Dr Helmut Zilk sagen zu dürfen.

Als uns am Freitag vergangener Woche am Morgen die Nachricht vom Tod Helmut Zilks ereilt hat, hat sie uns zwar nicht unvorbereitet getroffen, aber dennoch unerwartet. Denn in der vergangenen Woche war sein Gesundheitszustand natürlich sehr labil, aber auch immer wieder verbunden mit Phasen, wo man seine intellektuellen Fähigkeiten, seine intellektuelle Wachheit immer wieder erkennen konnte. Noch am Vortag hat man mit ihm über durchaus tagespolitische Ereignisse sprechen können, über Ereignisse, die vor uns liegen, wie etwa die ihn sehr interessierende bevorstehende Wahl zum neuen amerikanischen Präsidenten, aber auch vieles aus den Details des Stadtlebens hat ihn interessiert, hat er nachgefragt. Und einen Tag später ist diese große Stimme Wiens verstummt gewesen.

Er hat in diesem Haus von 1979 bis 1983 als Kulturstadtrat gewirkt, eine Zeit, wo er vom damaligen Bürgermeister Leopold Gratz in vielschichtiger Weise eingesetzt wurde. Er wurde als Denkmalpfleger eingesetzt – ich sage das im Stichwort und ohne alle seine Leistungen für diese Stadt aufzuzählen –, er wurde als jemand eingesetzt, den die Tradition dieser Stadt im kulturellen Bereich mit dem Weg in die Moderne verbindet. Wenn man die Veränderung etwa bei den Wiener Festwochen in seiner Zeit als Kulturstadtrat beobachtet, dann kann man daran erkennen, wie sehr er ein Wegbereiter für all jene war, die später in dieser Funktion auf seinen Schultern stehend weiterarbeiten konnten. 

Er war auch einer, der immer wieder eingesetzt wurde, wenn es darum ging, mit den Jungen zu reden, weil er ein sehr hohes Ausmaß an Glaubwürdigkeit hatte, nicht zuletzt auf Grund der Authentizität seiner Persönlichkeit. Da ist es nicht darum gegangen, dass man einer Meinung mit ihm war, wiewohl es nicht leicht gewesen ist, anderer Meinung als er zu sein. Aber der Dialog, das Gespräch war zweifelsohne etwas, was auch mich als jungen Menschen und Jugendfunktionär damals immer enorm beeindruckt hat.

Nach seinem Ausflug in die Bundespolitik – ein Jahr als Unterrichtsminister –, den er nie bereut hat und von dem er mit vielen Erkenntnissen wieder zurückgekommen ist, weil es damals unter den Rahmenbedingungen der Zweidrittelmehrheit für alle Gesetze im Schulbereich zu arbeiten galt und es ein Unterrichtsminister mit Sicherheit nicht einfach hatte, ist er als Bürgermeister 1984 in dieses Haus wieder zurückgekehrt.

Helmut Zilk hatte eine unglaubliche Liebe zum Detail, verbunden mit dem klaren Erkennen und dem Festhalten an der großen Linie, die er mit seinem kongenialen Partner Hans Mayr nicht immer zur Freude aller und mit Sicherheit auch nicht immer zur Freude der eigenen Gesinnungsgemeinschaft durchgezogen hat. 

Die Liebe zum Detail, die bis dahin gegangen ist, dass er ausgesucht hat, welches Orange in Zukunft die Müllabfuhr zu tragen hat und wie das Orange auszuschauen hat, mit dem die Müllautos gestrichen werden, macht auch die ganze Persönlichkeit des Helmut Zilk aus. Unzählige Anekdoten ranken sich um diese Detailliebe und unzählige Anekdoten haben jedenfalls viele von uns mit ihm erlebt. 

Im direkten Kontakt konnte er liebevoll und sehr zuwendend sein, das Gespräch von sich aus suchend. Berühmt geworden sind seine kleinen Karterl, wo nach einer Rede beispielsweise auch in diesem Saal freundliche oder tadelnde Worte gestanden sind. Genauso konnte er gleichzeitig jähzornig, polternd sein, und das durchaus auch in großer zeitlicher Nähe. 

Er war beides, er war zugehend auf die Leute, zuhörend den Menschen, aber keineswegs ihnen immer recht gebend. 

Er war einer, von dem ich den Eindruck hatte, wenn er durch die Stadt geht, geht er nicht nur wachen Auges, sondern auch konfliktbereit. Die Diskussionen mit Falschparkern oder mit Passanten, die nicht goutierten, dass die Poller dort aufgestellt wurden, wo er meinte, dass keine Autos mehr hinzufahren haben, waren auch legendär. Eine Straßenbahn auf offener Linie aufzuhalten und mit dem Fahrer zu diskutieren, ob hier nicht ohnehin eine Haltestelle hingehört oder nicht, ist eine dieser vielen liebenswürdigen Anekdoten, die wir mit Helmut Zilk verbinden. 

Er war eine vielschichtige Persönlichkeit, die auch vielschichtige Tätigkeiten ausübte. Wir werden am 8. November 2008, am Tag des Abschieds von Helmut Zilk, auch Gelegenheit haben, diese Vielschichtigkeit seiner Tätigkeiten entsprechend zu beleuchten. 

Heute wollen wir des Altbürgermeisters, des Altkulturstadtrates, des Altlandeshauptmanns in all seinem Facettenreichtum, in all seiner Liebenswürdigkeit, in all seiner Zuwendung, in all seiner Menschlichkeit gedenken. 

Ich darf den Herrn Präsidenten ersuchen, dass er den Hohen Landtag bittet, in einer kurzen Minute des Trauerns an unseren Altlandeshauptmann und Altbürgermeister zu denken.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann!

Ich bitte nun die Damen und Herren des Landtages, sich für eine Minute des persönlichen Gedenkens an die große Persönlichkeit Prof Dr Helmut Zilk in Schweigen zu hüllen.

(Die Anwesenden verharren einige Zeit in stummer Trauer.)

Ich danke Ihnen sehr für diese einminütige Kundgebung.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 04617-2008/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Bürgerbefragungen sind gerade in einer modernen Metropole wie Wien wichtige Instrumente der Bürgerbeteiligung. Die Instrumente der direkten Demokratie sind in Wien jedoch mit hohen Zugangshürden behaftet. So müssen die Durchführung einer Volksbefragung 5 % der zuletzt wahlberechtigten Gemeindemitglieder [derzeit 57 106 Personen] beantragen. Volksbefragungen in Bezirken und Stadtteilen sind überhaupt nur durch einen Gemeinderatsbeschluss möglich. Werden Sie sich für eine Reform einsetzen, welche diese Zugangshürden signifikant senkt?)

Ich bitte Herrn Lhptm Dr Häupl um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Der Alltag hat uns wieder, aber das bringt das Leben mit sich.

Zu Ihrer Anfrage, was die Instrumentarien direkter Demokratie und ihre Hürden bieten, die eigentlich eine Doppelfrage ist, denn es ist auch die Volksbefragung in den Bezirken angesprochen, möchte ich zunächst und einmal mehr festhalten, dass ich mich in die Diskussionen um Verfassungsänderungen gerne einbringe und das auch in der Vergangenheit immer wieder getan habe, aber meine, dass es am Ende des Tages schon Aufgabe der gesetzgebenden Körperschaft des Landtages ist, solche Dinge festzulegen. 

Ich denke, dass diese 5 Prozent-Hürde, die Sie hier angesprochen haben, eine ist, die durchaus in einer Koordination zu anderen Bestimmungen steht, wie etwa zur 5 Prozent-Hürde, wenn wir bei diesem Begriff bleiben wollen, im Wahlrecht. Sie steht mit Sicherheit auch in einem bestimmten Einklang mit der Bundesverfassung. Als Jurist wissen Sie besser als ich über die einzelnen Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes Bescheid, der die Verhältnismäßigkeit des Einsatzes von Instrumenten der direkten Demokratie zur repräsentativen Demokratie behandelt und entschieden hat. 

Unter Berücksichtigung all dieser Überlegungen erscheinen mir die derzeitigen Bestimmungen, die es im Hinblick auf die so genannte Eingangshürde von 5 Prozent der Wahlberechtigten für Volksbefragungen gibt, eine durchaus vernünftige und richtige zu sein, wo ich keinen besonderen Handlungsbedarf von meiner Seite her in Diskussionen dazu sehen würde. 

In Befragungen auf Bezirksebene haben wir in der Realität eigentlich ein anderes Problem. Erstens existieren diese Befragungen ja, sie finden ja statt, zur wechselseitigen Freude oder Nichtfreude. Was mir mehr wert wäre, wäre, wenn es nicht zu selbstbestrittenen Fragestellungen beziehungsweise Vorgangsweisen bei Befragungen in den Bezirken kommt – Stichwort Garagenbefragungen –, sondern dass es zu einer einheitlichen, vernünftigen Vorgangsweise, in der die Betroffenen tatsächlich auch ihre Meinung äußern können, kommt. Ich denke, da ist man auch in der Praxis ein gutes Stück in der jüngeren Vergangenheit, wenn ich das so sagen kann, weitergekommen. 

Meine Anregung für die Diskussionen diesbezüglich würden in die Richtung gehen, dass man zu einer gewissen Vereinheitlichung des Prozederes bei Befragungen auf Bezirksebene kommt, denn das würde wahrscheinlich auch einiges in der Politik und in der Verwaltung erleichtern.

Präsident Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren! Bevor ich diese Zusatzfrage jetzt zuteile, möchte ich Sie dringend ersuchen, die Gespräche vor allem hinter den Bänken einzustellen. Der Lärmpegel ist extrem hoch. Die Ausführungen des Herrn Bürgermeisters und Landeshauptmannes waren nur bedingt vernehmbar. Ich bitte also wirklich, die Gespräche auf das absolute Minimum zu reduzieren. 

Ich gebe Herrn Abg Dr Tschirf das Wort für die 1. Zusatzfrage.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Es geht in dieser Frage hier um etwas mehr. Es geht darum, wie wir vonseiten der Politik einen Beitrag dazu leisten, dass die Menschen weit mehr am Entscheidungsprozess mitwirken können, dass auch die Legitimation verbreitert wird. Das geht von Fragen, wie Verwaltungsverfahren ablaufen, wie die Möglichkeit der Einbindung gegeben ist, über Volksabstimmungen und Volksbefragungen bis hin zur Frage, in welcher Form das vor sich geht. Wir haben etwa das Thema E-Voting hier einmal angeschnitten.

Ich möchte jetzt bewusst den Bogen zu Helmut Zilk ziehen. Helmut Zilk hat vor rund 20 Jahren, Anfang der 90er Jahre mit dem Forum Stadtverfassung aus der damaligen Sicht Experten herangezogen und einen Diskussionsprozess ausgelöst, aus dem auch dann ganz konkrete Veränderungen der Stadtverfassung stattgefunden haben.

Können Sie, Herr Landeshauptmann, sich in der jetzigen Situation, wo ganz andere, aber doch auch Legitimationsfragen immer wieder aufgeworfen werden, was das Handeln der Verwaltung, was das Handeln der Politik betrifft, vorstellen, eine solche Veranstaltung durchzuführen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Selbstverständlich kann ich das, denn wir stimmen mit Sicherheit überein, dass wir gerade in Zeiten wie diesen – wir haben das ja bei anderer Gelegenheit und zu einem jetzt von Ihnen nicht erwähnten Thema auch abgehandelt – zweifelsohne auch durch Volksbefragungen und Volksabstimmungen durchaus bestimmte sehr grundsätzliche Entscheidungen zu treffen hatten. 

Ob das von Ihnen jetzt erwähnte Beispiel des 
E-Votings tatsächlich ein solch geeignetes Thema wäre, weiß ich nicht. Auch da stimmen wir mit Sicherheit überein, dass wir alles tun müssen, um den Zugang zu Wahlen entsprechend zu erleichtern und so die Wahlbeteiligung entsprechend zu erhöhen. 

Dass diese Niedrigschwelligkeit, um einen Begriff aus der Sozialpolitik zu nennen, nicht das Einzige sein kann und mit Sicherheit nicht das Einzige ist, um zu verhindern, dass es zu sinkenden Wahlbeteiligungen kommt, zeigt ja wohl auch, dass etwa bei der niederösterreichischen Landtagswahl die Teilnahme wieder gestiegen ist, also ein Ansteigen der Wahlbeteiligung zu sehen war. Offensichtlich hängt es schon ein bisschen davon ab, mit welchen Themen man welches Interesse hervorrufen kann und wie letztendlich auch die Dramaturgie – um nicht zu sagen, die Inszenierung – eines Wahlkampfes verläuft, dass diese Wahlbeteiligungen sich wieder entsprechend erhöhen. 

Ich kann mir das selbstverständlich vorstellen. Es ist durchaus gut, wenn man von Zeit zu Zeit auch über die grundlegenden Dokumente der Arbeit in einer Gebietskörperschaft nachdenkt. Ich denke, dass es eine durchaus herzeigbare Unterlage für eine solche Diskussion geben könnte. Ob dies dann das Schicksal der Bundesstaatsreform tatsächlich nimmt, ausgehend vom berühmten Perchtoldsdorfer Abkommen bis zum Konklave – so hätte ich beinahe gesagt –, mit dem man sich mit der Bundesstaatsreform, sprich, eigentlich Verfassungsreform beschäftigt hat, das ist eine andere Geschichte. 

Ich hoffe, dass man da die Praxisorientierung berücksichtigt, die offensichtlich bei Landtagen oder infolge dessen bei Gemeinderäten, obwohl die Gemeinden keine Verfassungsänderungen beschließen können, doch eine höhere ist, als das auf Bundesebene der Fall ist. Das ist aber auch eine Frage der Interessenslage, wie wir auch von der Bundesverfassung wissen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dr Günther. – Bitte.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Kollege Tschirf hat darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, die Bürger einzubinden. Wir sind alle auch der Meinung, dass es auch für Wahlen wichtig ist, hier Interesse zu wecken. 

Ich denke jetzt auch an Ihren Vorgänger Zilk: Es gab zu dieser Zeit so genannte Schüler- oder Jugendgemeinderäte, die sich meiner Meinung nach durchaus bewährt haben und jetzt vielleicht sogar wichtiger wären, weil das Wahlalter ja von damals noch 18 auf 16 Jahre heruntergesetzt wurde. Ich glaube, es wäre eine Einrichtung, die dazu führen würde, der Jugend die Tätigkeit des Gemeinderates und des Landtages wieder näher zu bringen. 

Könnten Sie sich vorstellen, diese Einrichtung wieder instand zu setzen?

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: In einer veränderten Form, ja. Das kann ich mir durchaus vorstellen, aber es müsste dann in der Tat ähnlich sein, wie es das ja bis heute gibt. Ich denke an die Kinderstadt hier im Rathaus mit einem Bürgermeister, restriktive meistens einer Bürgermeisterin, und mit Stadträten, die dann diese Kinderstadt auch entsprechend verwalten, wo man Demokratie oder jedenfalls repräsentative Demokratie durchaus spielerisch erlernen kann. 

Übrigens habe ich mir das auch angeschaut, weil ich meine, man sollte sich als Politiker damit auseinandersetzen, aber nicht unmittelbar einmischen. Ich kann nur sagen, es war bemerkenswert. Ich glaube nicht, dass Sie tatsächlich in der Stadt einen so autoritären Bürgermeister akzeptieren würden, wie das in der Kinderstadt eben der Fall gewesen ist, wo Laufverbote oder ähnliche Dinge plötzlich erlassen wurden, und dass eigentlich alles knapp vor einer Rebellion gestanden ist. Es war durchaus interessant, dieses Demokratie Lernen zu beobachten, ohne sich einzumischen, obwohl ich mir nicht sicher bin, ob nicht auch da eine Art politische Unschärferelation eintritt, sodass man schon durch seine Anwesenheit wahrscheinlich diesen Vorgang ein bisschen beeinflusst. 

Grundsätzlich ja, ich bin für alle vernünftigen Maßnahmen, die dazu angetan sind, das Leben zu politisieren, im guten Sinne des Wortes, nicht parteipolitisieren, sondern politisieren, dass man sich auseinandersetzt, gerade mit der Polis, also mit der Stadt im besonderen Ausmaß, in der man immerhin lebt, und nicht den Tatsachen mit Desinteresse begegnet oder glaubt, die Stadt besteht nur aus Discos. 

Selbstverständlich halte ich es für gut und für richtig, gemeinsam darüber nachzudenken, was man hier auch von der repräsentativen Demokratie direkt beitragen kann.

Präsident Heinz Hufnagl: Die nächste Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Maresch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die Bürger und Bürgerinnen haben immer verschiedenste Anliegen. Das manifestiert sich dann manchmal in BürgerInneninitiativen, manchmal auch in NGOs. Es ist aber so, dass sich Bürgerinitiativen und auch NGOs manchmal mit „single issues“, mit bestimmten Themen wie zum Beispiel eben Garagen beschäftigen. Sie haben das vorher erwähnt. Es ist aber auch so, dass da eine Ungleichheit zwischen den Betreibern oder der Stadt oder dem Land – oder wem auch immer – und den Bürgerinitiativen beziehungsweise den NGOs herrscht. Das heißt, für Bürgerinitiativen fallen immer wieder Kosten an, natürlich auch Zeit und dergleichen Dinge. Kosten fallen zum Beispiel für Gutachten, für Expertisen, für Werbung, manchmal sogar Rechtsanwaltskosten an, die man vor allem bei Umweltverträglichkeitsprüfungen durchaus ins Auge fassen muss. 

Meine Frage: Herr Bürgermeister, wie sehen Sie diese Ungleichheit zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen und dem Staat? Und warum gleicht die Stadt Wien zum Beispiel diese Ungleichheit nicht mit einem Fonds aus, der von den Bürgerinitiativen und den NGOs selbst verwaltet werden kann, wodurch diese – sagen wir einmal – Waffenungleichheit vielleicht ein bisschen verbessert werden kann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Mit Verlaub gesagt, ich sehe diese Ungleichheit nicht. Bei tatsächlich großen Projekten – ich meine damit etwa den Bau von Flughäfen, Müllverbrennungsanlagen oder ähnlichen Dingen – hat es eine Bürgerinitiative bis zur Stunde nicht daran gehindert, ihre Tätigkeiten entsprechend auszuüben. Ich kenne das aus eigener Erfahrung, ich war immerhin sieben Jahr lang Verantwortlicher, der sich mit den Bürgerinitiativen aller Art, aber im besonderen Ausmaß bezüglich Müllverbrennungsanlagen auseinandersetzen musste. Es war nie eine Frage der finanziellen Waffengleichheit, sondern es war eine Frage, wer am Ende des Tages die besseren Argumente hatte.

Bei Mediationsverfahren wie beispielsweise am Flughafen kann man ja durchaus davon sprechen, dass hier ein finanzieller Ausgleich auch geschaffen wurde, denn es sind sehr viele genau dieser Gutachten, die verlangt wurden, nicht von den Initiativen bezahlt worden, wenn ich ein bisschen daran erinnern darf, was nicht zuletzt auch damit zusammenhängt, dass es dort einen Chefmediator gegeben hat, der Ihnen ja wahrscheinlich nicht besonders fremd ist, der mit Sicherheit auch darauf geschaut hat, dass es zu einer entsprechenden Waffengleichheit kommt.

Bei Single-Issue-Initiativen, so wie es hier gesagt wurde, halte ich das erst recht nicht für notwendig, einen solchen Fonds zu schaffen, der in der Selbstverwaltung der wechselnden, hervorgehenden, wieder verschwindenden Bürgerinitiativen, also in einer zum Teil sehr schwer nachvollziehbaren Kontrollmöglichkeit als solches besteht. Denn gerade bei den kleinräumigen Initiativen habe ich den Eindruck, dass es in erster Linie auch auf das Engagement und die Diskussion ankommt. Uns wird niemand entbinden, sich inhaltlich gesehen damit auseinanderzusetzen. Ich habe das mein ganzes Leben lang so gehalten, indem ich beispielsweise in ein Bündnis mit den Initiativen gegen die Verbauung der Steinhof-Gründe eingetreten bin, aber sehr wohl gegen Initiativen aufgetreten bin, die etwa das Assanierungsgebiet in Ottakring verhindern wollten. 

Es wird sozusagen niemanden entbinden, es wird auch einer Partei wie den GRÜNEN nicht erspart bleiben, dass man sich inhaltlich mit dem auseinandersetzt, was solche Initiativen wollen. Ich bin zutiefst überzeugt, dass es nach einem entsprechenden Ergebnisprozess eigentlich eine Frage des Arguments und nicht so sehr des Geldes ist. Beim Bau einer Garage beispielsweise wird man nur dann eine Umweltverträglichkeitsprüfung brauchen, wenn sie sehr groß ist, und selbst da ist es nach dem Bundesgesetz, das die Umweltverträglichkeitsprüfung bei Garagen vorschreibt, tatsächlich eine sehr große Geschichte. 

Ich kann einer Idee eines solchen Fonds, um es klar zu beantworten, nichts abgewinnen, hingegen einen Dialog mit den Bürgerinitiativen, ein Gespräch mit den Bürgerinitiativen, durchaus auch Bündnisse mit Bürgerinitiativen kann ich mir sehr wohl vorstellen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. und letzte Zusatzfrage stellt wieder Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

In welchem Zeitraum können wir erwarten, dass Sie auf die Klubs hier im Rathaus zugehen, um eine solche Veranstaltung auszurichten?

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich würde schon dringlich darum bitten, dass der Landtag als verfassungsgebendes Organ eine derartige Veranstaltung ausrichtet. Ich bin völlig überzeugt, dass bei dem hervorragenden Gesprächsklima, das zwischen den Klubobleuten der in diesem Haus vertretenen Parteien besteht, ein Termin durchaus in vernünftiger Zeit gefunden werden kann. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Frage (FSP - 04621-2008/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Johann Gudenus an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin und amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Auf Bundesebene ist kürzlich eine Novelle des Jugendwohlfahrtsgesetzes mit bedeutsamen Änderungen in Begutachtung geschickt worden. Welche Auswirkungen hätte der Gesetzesbeschluss auf das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz 1990 - WrJWG 1990?)
Ich bitte um die Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Schönen guten Morgen! 

Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter, Sie fragen mich, inwieweit die Novelle des Jugendwohlfahrtsgesetzes auf Bundesebene, die sich derzeit in Begutachtung befindet, Auswirkungen auf die Wiener Gesetzeslage hat. 

Da in Ihrer Fragestellung keine inhaltliche Definition inbegriffen ist, verzeihen Sie mir, wenn ich zuerst einmal rein formal beantworte. Wir befinden uns in der Phase einer Begutachtung, das bedeutet, dass eine Vielzahl von Stellen in diesem Begutachtungsverfahren ihre Kommentare abgeben wird. Wenn das Gesetz tatsächlich mit noch nicht grundsätzlich feststehenden Formulierungen beschlossen werden sollte und, wie es im Entwurf vorgesehen ist, mit 1. Juli 2009 in Kraft treten soll, dann ist es wie jedes Mal selbstverständlich, dass die Länder und damit auch das Land Wien in ihren diesbezüglichen Landesgesetzen bundesgesetzliche Bestimmungen aufzunehmen hätten, und das wird auch in diesem Fall geschehen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt wieder Herr Abg Mag Gudenus. Bitte sehr.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Das Prozedere, dass die Landesgesetze dann angeglichen werden müssen, ist mir schon klar. Es geht ja aus dem Entwurf hervor, dass es mehrere Änderungen geben soll. Zum Beispiel soll das Jugendamt Zugriff auf strafrechtlich relevante Daten oder persönliche Daten wie zum Beispiel die Religion oder zum Beispiel eine Mitteilungspflicht einiger Berufsgruppen, die mit Kindern zu tun haben, wie etwa in Schulen, Kindergärten, Beratungsstellen oder Spitälern haben. 

In den Diskussionen der letzten Monate, wo es auch einige Kritik an den Behörden in Wien auf Grund einiger Fälle gab, haben Sie meiner Erinnerung nach abgelehnt, dass so eine Mitteilungspflicht stattfindet. Wie ist Ihre Meinung dazu?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

LhptmStin Grete Laska: Wenn wir uns der inhaltlichen Diskussion dieser Gesetzesvorlage zuwenden, dann sage ich aus Wiener Sicht, es sind hier einige Punkte gesetzlich festgelegt, wo ich sehr stolz darauf bin, dass sie in Wirklichkeit das gesetzlich niederschreiben, was die tägliche Arbeit in Wien tatsächlich auch auszeichnet. Wir hatten in der vergangenen Woche eine große Enquete im Rathaus, wo zum Beispiel der ganze Bereich der Gefährdungsabklärung und der Hilfeplanung sehr genau mit Fachleuten nicht nur aus Wien, sondern weit über Wien hinaus diskutiert wurde. In Wirklichkeit werden, wenn das Gesetz so kommt, wie es jetzt vorgesehen wird, sowohl im Bereich der Gefährdungsabklärung als auch im Hilfeplan beziehungsweise in der Verpflichtung zur Dokumentation die Wiener Standards im Bundesgesetz aufgenommen. Das ist gut so, weil wir der Meinung sind, dass das schon sehr lange notwendig ist. 

Das Zweite, was die Verschwiegenheitspflicht, die Auskunftspflicht und vor allem die Datenschutzbestimmungen betrifft, stellt ebenfalls eine Verbesserung dar, weil damit ganz klar geregelt wäre, was der Jugendwohlfahrtsträger in Zukunft verwenden und übermitteln darf. Auch das ist etwas, was Sie angesprochen haben. Mit dieser Klarstellung wären dann Diskussionen darüber, ob man sich mehr wünscht oder weniger möchte, nicht mehr möglich, weil bei einer gesetzlichen Regelung, die wir dann selbstverständlich auch ins Wiener Gesetz übernehmen würden, das klar wäre. 

Auch die Zusammenfassung der Mitteilungspflichten an den Jugendwohlfahrtsträger und die Verpflichtung, Mitteilungen nun auch unverzüglich schriftlich zu erhalten, stellen eine Verbesserung dar. 

Es gibt aber auch einige vorgesehene Paragraphen, die sicherlich noch zu Diskussionen führen werden und wo aus meiner Sicht noch nicht ganz sicher ist – aus Wiener Sicht würde ich mir das auch dringend wünschen, dass es noch nicht sicher ist –, dass die Regelungen, so wie sie jetzt im Gesetzesentwurf vorgesehen sind, tatsächlich auch kommen. Da rede ich, um ein Beispiel zu geben, von dem gesamten Bereich der Pflegeeltern und dem vorgesehenen Wegfall der Pflegebewilligungen. Das ist ein Bereich, der für mich nicht ganz glücklich in dieser Formulierung geregelt wäre, weil es ein Rückschritt wäre. Und auch der gesamte Bereich der Frage, was nach dem 18. Lebensjahr geschieht, bedarf meiner Meinung nach noch einer genaueren Definition, weil wir nicht auf der einen Seite bestimmte Altersgrenzen mit Rechten und Pflichten verbinden können, die wir auch teilweise in den letzten Jahren und Jahrzehnten heruntergesetzt haben, und auf der anderen Seite bestimmte Aufgabenstellungen im Zusammenhang mit der Jugendwohlfahrt erweitern können. Hier ist eine Grenzziehung noch deutlicher zu machen, und auch die Definition, wann in welchen Fällen wer etwas zu tun hat. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Dieses Gesetz wird sicher noch Anlass zu einigen Diskussionen vor allem bezüglich des Bundes geben, worauf Kollege Gudenus auch abgezielt hat, nämlich bezüglich der Datenweitergabe bezüglich Religionsbekenntnis und ethnischer Herkunft. Es wird auch kritische Stellungnahmen zu genau diesem Passus geben. 

Meine Frage: In § 12 ist in diesem zur Begutachtung vorliegenden Gesetzesentwurf festgelegt, dass die Ausstattung der öffentlichen Jugendhilfeträger in personeller, finanzieller und fachlicher Hinsicht in erforderlicher Art und Weise und Umfang geregelt sein muss beziehungsweise geeignet sein muss. Es gibt ja nach wie vor die offene Forderung der Gewerkschaft – nämlich der KIV und auch des FSG – nach mehr Personal im Wiener Jugendwohlfahrtsbereich, nämlich nach 36 SozialarbeiterInnen und im Bereich der RechtsvertreterInnen nach 18 Personen. 

Es ist so, dass bis jetzt 11 SozialarbeiterInnen beziehungsweise eine Stelle bei der Mobilen Arbeit mit Familien bewilligt sind. 

Wie geht es da weiter? Wird es zügig zu einer Aufstockung im Personalbereich in diesen Bereichen kommen?

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Zur gesetzlichen Regelung: Auch da sehe ich einen Fortschritt, denn wir leben zwar nicht im Vergleich, aber bei einer Österreich-weiten Gesetzgebung, die auf die Standards abzielt, halte ich es für gut. Ein Vergleich der Standards würde klarlegen, so wie übrigens viele andere Vergleiche auch, dass Wien hier in einer hervorragenden Position ist. Das heißt, ich halte es für gut und richtig, dass die Pflichten festgeschrieben werden, die Aufgabenstellungen genau definiert werden und dann selbstverständlich damit auch die personelle Ausstattung verbunden ist. 

Das heißt, gesamtösterreichisch gesehen blicke ich dem Ganzen mit sehr viel Mut und Zuversicht entgegen, auch mit dem nötigen Selbstbewusstsein, weil Standards, die wir in Wien längst haben, jetzt auf Bundesebene endlich festgelegt werden. Das sind Forderungen, die mich seit 14 Jahren begleiten, jedes Mal, wenn es Österreich-weite Treffen der zuständigen Landesrätinnen und Landesräte gibt. 

Das andere ist eine Geschichte, über die wir schon öfters diskutiert haben. Daher wiederhole ich gerne das, was hier zu wiederholen ist, und stelle auch fest, dass Sie bei Ihren heutigen Anmerkungen schon die Veränderungen mit in Ihre Frage hineinformuliert haben, nämlich jene Dienstposten, die dazukommen. Für das Budget 2009 ist auch vorgesehen, dass eine nochmalige Ausweitung, die möglich und nötig ist, tatsächlich auch kommt. 

Liebe Frau Kollegin, trotzdem bin ich überzeugt davon, dass diese Fragestellungen immer wieder kommen werden, weil üblicherweise immer dann, wenn der nächste Schritt gesetzt ist, der nächste Bedarf geweckt ist und zu Recht auch durch Veränderungen immer wieder auch Veränderungen im Personalbedarf notwendig sind, nicht immer nur ein Dazugeben, sondern auch eine Veränderung der Aufgabenstellung, die wir in den letzten Jahren und Jahrzehnten auch hinter uns gebracht haben. Das brauche ich Ihnen nicht zu erklären, dass wissen gerade Sie.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Anger-Koch. Ich bitte darum. 

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Mir geht es auch darum, dass in der Novelle das Ziel verfolgt werden soll, dass mehr Prävention in der Erziehungsarbeit und gerade im Umgang mit Gewalt gemacht werden soll. 

Da ist meine Frage: Könnte es sich danach ergeben, dass mehr Schulmediatoren in den Schulen und mehr Psychologen im Hinblick auf die Gewaltbereitschaft in den Schulen eingesetzt werden? 

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Stadträtin, bitte. 

LhptmStin Grete Laska: Der große Unterschied zwischen der Politik auf Bundesebene und der politischen Verantwortung auf Landes- und vor allem Gemeindeebene ist, dass mit einem Gesetz Grundsätze, Parameter, Standards und auch die Qualifikationen, die für diese Standards notwendig sind, festgelegt werden. Das tut die Grundsatzgesetzgebung. Die jeweilige Landesgesetzgebung legt diese Richtlinien auf Landesebene fest. Und die Umsetzung in den jeweiligen Gemeinden vor Ort sind dann das, was Sie mich jetzt fragen. Ich sage daher, die Faszination von Kommunalpolitik ist die, dass man sich dann gerade mit der Umsetzung beschäftigen kann. 

Das Gesetz wird sicherlich nicht vorsehen, an wie vielen Schulen mit wie vielen Menschen Schulmediation stattzufinden hat. Das ist ein Bereich, der in vielen Punkten dort zu diskutieren ist, wo es tatsächlich auch anfällt: Einerseits ist das im Bereich der Schulen selbst. Da werden wir noch lange und ausführlich über die Standards der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung diskutieren müssen, denn da ist aus meiner Sicht in der Diskussion verloren gegangen, dass jetzt schon Lehrer auf allen Schulstufen eigentlich eine sehr ausführliche Ausbildung auch im Bereich von Psychologie, Soziologie und auch Unterrichtspädagogik und Didaktik haben und man sich manchmal fragen muss, wo diese dann in der täglichen Praxis und in der Auseinandersetzung auch mit dem sozialen Verhalten in den Schulen selbst verloren gegangen ist. 

Das Zweite ist, dass sicherlich in Wien gerade auf den hohen Standards, die wir haben, das Zusammenspiel zwischen schulischer und außerschulischer Jugendarbeit mit der Schulpsychologie, aber auch mit anderen Beratungseinheiten und den dazugehörigen Professionen, die da tätig sind, einer vertieften Betrachtung zu unterziehen ist, um dann zu entscheiden, wie es geht. Wir haben gerade im 15. Bezirk in diesem Fall ein Pilotprojekt laufen, wo es eine detaillierte Untersuchung dazu gibt. 

Im schulischen Bereich wissen Sie ja, dass seitens der Präsidentin des Stadtschulrates die Forderung nach mehr Dienstposten für Schulpsychologen im Raum steht. Ich hoffe, dass es bald eine Regierung gibt, eine verantwortungsvolle Unterrichtsministerin, die dem dann auch folgen kann, weil der zuständige Finanzminister auch die nötigen Mittel zur Verfügung stellt.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. und letzte Zusatzfrage erfolgt wieder vom Herrn Abg Mag Gudenus. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ein Bereich, der auch unmittelbar damit zusammenhängt, ist ja das Problem der Adoptionsvermittlung. Vor allem betrifft das die Adoptionsvermittlung aus Ländern, die nicht dem Haager Abkommen unterstehen. Sie haben in einer Mitteilung zu einem Resolutionsantrag gesagt, dass es einen Länderarbeitskreis zur internationalen Adoption gibt und die MA 11 sich dort eben für ein Auslandsadoptionsgesetz mit einem gerichtlichen Anerkennungsverfahren für Auslandsadoptionen sowie einer zentralen Stelle mit der Kompetenz zur Prüfung der Rechtmäßigkeit für Adoptionen einsetzt.

Meine Frage an Sie ist: Wie hoch sehen Sie die Chancen, dass dieses Bestreben der MA 11 im Länderarbeitskreis auch umgesetzt und anerkannt wird?

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Wir werden das Begutachtungsverfahren nutzen, um diese Forderung, die im Entwurf des Gesetzes nicht enthalten ist, auch dementsprechend einzubringen. Es ist ja nicht eine Forderung Wiens allein, sondern der Arbeitskreis, aber auch die schon von mir angesprochenen Zusammenkünfte der Landesrätinnen und Landesräte haben das immer wieder gefordert, dass es hier ganz klare Regelungen gibt, eine klare Trennung auch der Aufgabenstellung der jeweiligen Jugendwohlfahrtsträgerinnen und -träger, aber auch einer geforderten Stelle des Bundes. Hier sind auch andere Ministerien gefragt. Ich hoffe, dass hier eine Veränderung noch zustande kommt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung.

Die 3. Frage (FSP - 04619-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Mag Waltraut Antonov an den Herrn Landeshauptmann gestellt. (Das in der Wiener Stadtverfassung festgelegte Minderheitenrecht der Einsetzung einer Untersuchungskommission bzw eines Untersuchungsausschusses wird in der Praxis stark eingeschränkt, da der Fortschritt der Untersuchung vom Willen der Mehrheitsfraktion abhängt, die bestimmt, ob Beweisanträge zugelassen oder abgelehnt werden, ob Zeuginnen und Zeugen geladen werden oder nicht. Werden Sie, Herr Landeshauptmann, sich im Rahmen der geplanten Verfassungsänderung dafür einsetzen, dass die genannten Minderheitenrechte auch wirklich zu Minderheitenrechten mit allen Konsequenzen umgestaltet werden?) 

Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich halte einfach zunächst fest, dass ich schon die Grundintentionen Ihrer Fragestellung nicht teile. Ich bin der tiefen Überzeugung, dass in Wien die Regelung, Untersuchungskommissionen oder Untersuchungsausschüsse als Minderheit zu konstituieren eine der minderheitsfreundlichsten Regelungen in ganz Österreich ist, im Bundesländervergleich, aber vor allem auch gegenüber dem Bund, wo es bis heute nicht einmal annähernd so eine Regelung gibt, die schon das Einsetzen eines Untersuchungsausschusses als Minderheitsrecht auch nur andenken würde, geschweige denn die vielen Details.

Um Ihre Frage auch klar zu beantworten: Ich sehe dieses Problem in der Praxis nicht, denn auch in der derzeit laufenden Untersuchungskommission werden weit über 80 Prozent aller diesbezüglichen Beschlüsse einstimmig gefasst. 

Da die Untersuchungskommission im Besonderen, aber auch der Untersuchungsausschuss, der in Landtagsfragen zu konstituieren wäre, Kollegialorgane sind, kann ich Sie nur darauf hinweisen, dass Kollegialorgane eben ihre Beschlüsse fassen. Daher sehe ich weder in der Praxis noch von der Rechtstheorie her eine Notwendigkeit, das zu ändern, abgesehen davon, dass es schon mühselig genug gewesen ist, zu der Regelung zu kommen, so wie wir sie heute in Wien haben. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage kommt von der Fragestellerin. Bitte, Frau Abg Mag Antonov. 

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Das hören wir immer wieder, dass Wien ohnehin schon sehr fortschrittlich in den Minderheitsrechten ist und dass wir schon dankbar sein dürfen, dass wir überhaupt Untersuchungskommissionen oder Untersuchungsausschüsse hier einsetzen können. 

Nun denke ich, Wien ist in vielen Belangen eine Vorreiterin, sie könnte es auch im Bereich der Minderheitsrechte sein. Es hat im Parlament heuer eine Veranstaltung zur parlamentarischen Kontrolle gegeben. Da hat Prof Öhlinger gesagt, wenn es schon das Minoritätenrecht Untersuchungsausschuss gibt, dann sollte auch die Minorität steuern, wo es lang geht.

Sehen Sie eine Möglichkeit, diese These von Prof Öhlinger in Wien im Zuge der Verfassungsänderung, die angestrebt wird, umzusetzen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich wiederhole mich von vorhin. Ich schätze Prof Öhlinger ganz außerordentlich, kenne ihn auch sehr lange und wiewohl selbst kein Jurist habe ich immer wieder hoch interessante Diskussionen mit ihm geführt. Es ist dies nicht die einzige Frage, wo wir nicht der gleichen Meinung sind. 

Die Gegenfrage an ihn, was der Unterschied zwischen einer Untersuchungskommission, also einem mit unserer Verfassung konformen Kollegialorgan auf der einen Seite und einem Tribunal auf der anderen Seite ist, wo am Ende des Tages eigentlich steht, dass die Mehrheitsfraktion gar nicht mehr an einer solchen Kommission teilzunehmen braucht, weil sie ohnehin nichts zu sagen hat, ist eigentlich unbeantwortet geblieben. Es tut mir leid, auch mit Prof Öhlinger bin ich hier nicht einer Meinung.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Kenesei. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Es geistert seit Jahren das Thema Stadtverfassungsänderung, -reform herum. Eine ganz einfache Frage an den Landeshauptmann: Können Sie einen Zeitrahmen abstecken, ob wir das in dieser Legislaturperiode überhaupt noch schaffen?

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das ist ungefähr so, als wenn man den Bundeskanzler gefragt hätte, wann seiner Vorstellung nach die Bundesstaatsreform abgeschlossen ist. (Ruf bei den GRÜNEN: Das ist eine klare Antwort!) – Das ist eine ziemlich klare Antwort, denke ich doch! (Abg Günter Kenesei: Ein bisschen ein Unterschied!) – Ja, im Volumen, aber mit Sicherheit nicht vom Prinzip her! Nicht böse sein, aber das ist eine Aufgabe, die die gesetzgebende Körperschaft zu entscheiden hat. (Abg Günter Kenesei: Die SPÖ verweigert sich doch nachhaltig!) 

Schaut euch doch an, was sich beispielsweise in dem großen Verfassungskonklave abgespielt hat, das im Parlament dazu stattgefunden hat! Lassen wir ein bisschen Revue passieren, was sich an Diskussionen ergeben hat, seit dem Perchtoldsdorfer Abkommen, das unterschrieben ist! Halten wir uns ein bisschen vor Augen, ohne dass ich Schuldzuweisungen betreiben will: Aber in der eigentlich gegenständlichen Frage, die da heute ansteht, würde es der ÖVP ganz guttun, dass sie ihren Wiener Einfluss auch auf die Bundes-ÖVP ausübt, dass sie ihre Blockade der Einführung des Minderheitsrechtes … (Abg Günter Kenesei: Haben wir schon!) – Ja, aber mit mäßigem Erfolg, das tut mir leid! –, dass sie aufgibt, dass der Untersuchungsausschuss als Minderheitsrecht eingeführt wird. Ich glaube, da sind die Aufgaben momentan konkreter auf eurer Seite als auf unserer. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Matiasek. Ich gebe ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Es behandeln heute die Anfragen 1, 3 und 4 das Thema Kontrolle und Demokratie. Das ist ein wesentliches Anliegen der Opposition, gerade in der Situation, wo eine absolute Mehrheit hier im Hause herrscht. Ich schließe mich schon der Fragestellerin an, dass zu überlegen wäre, dass hier der Mehrheitspartei ein so breiter Raum eingeräumt wird, was die Ladung von ZeugInnen, aber auch die Anträge und Beweisanträge betrifft.

Meine Frage geht aber in Richtung der Kontrolle, wo wir auch schon viel diskutiert haben, wo es auch den Wunsch nach Reformen gibt. Ein Punkt im Bereich der Kontrolle ist die Veröffentlichung der Kontrollamtsberichte, die ja derzeit eben erst den Gemeinderat passieren müssen, um dann veröffentlicht werden zu können. Wir sehen das als eine nicht sehr glückliche Situation. 

Ich darf Sie fragen: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es hier eine Änderung geben wird, dass die Kontrollamtsberichte früher veröffentlicht werden können und nicht erst den Gemeinderat – oft ist das Zeitfenster da relativ groß – passieren müssen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann mir alles vorstellen, was sich im Einklang mit den entsprechenden Veröffentlichungsbestimmungen des Rechnungshofs darstellt. Da hätte ich kein Problem damit. Mir ist es nur wesentlich, dass die Stellungnahme der kontrollierten Dienststellen oder Organe auch entsprechend dabei ist. Bei allem hohen Respekt vor den Kontrollorganen Rechungshof und dem Kontrollamt muss man nicht immer derselben Meinung sein wie die Kontrolleure. 

Daher ist es mir wichtig, dass man auch dieses Abwägen der Argumente entsprechend darstellen kann. Um es einfacher zu sagen: Von der Veröffentlichung von Rohberichten halte ich gar nichts, aber davon halten auch der Rechnungshof und der Rechnungshofpräsident nichts. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage stellt wieder Frau Abg Mag Antonov. – Bitte.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben in Beantwortung meiner 1. Zusatzfrage ausgeführt, wenn die Minderheit steuern kann, wo es langgeht, dann bräuchte ja letzten Endes die Mehrheit überhaupt nicht mehr an Untersuchungskommissionen teilzunehmen. Zugespitzt formuliert war das der Sinn Ihrer Antwort. 

Das bedeutet aber im Umkehrschluss: Wenn es jetzt so ist, dass die Mehrheit bestimmt, wo ist dann genau das Minderheitsrecht in der Untersuchungskommission?

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich brauche Ihnen das Gesetz nicht zu erklären, um Himmels willen! Sie kennen es ja mindestens so gut wie ich. Es ist überhaupt gar keine Frage, dass die Einsetzung eines Untersuchungsausschuss respektive einer Untersuchungskommission per se schon ein Minderheitsrecht darstellt und dass die Festlegung des Untersuchungsgegenstandes im Gegensatz zum Beispiel zu anderen Länderregelungen, wo im Landtag mit Mehrheit der Untersuchungsgegenstand und viele andere Dinge festgelegt werden, ein entsprechendes Minderheitsrecht darstellt. 

Ein Kollegialorgan dreht ja auch die demokratischen Verhältnisse nicht um. Es hat ja der Wähler hergestellt und ist nicht irgendeine willkürliche Entscheidung, die getroffen wurde, dass das so ausschaut, wie es so ausschaut. Demokratie besteht auch schon darin, dass man die Mehrheit des Wählerwillens anerkennt. Das würde ich schon festhalten. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Frage (FSP - 04618-2008/0001 - KVP/LM) wurde vom Herrn Abg Dr Matthias Tschirf wieder an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Können Sie sich vorstellen, das Fragerecht der Mandatare dahin gehend zu reformieren, dass die Frist für die Beantwortung von schriftlichen Anfragen unter bestimmten Voraussetzungen deutlich verkürzt wird?)

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

Ich kann mir vorstellen, dass man die Beantwortungsfrist auf zwei Wochen herabsetzt. Das ist aus meiner Sicht gesehen überhaupt kein Problem, für mich jedenfalls nicht, denn die Vorbereitungszeit beispielsweise auf Anfragen, die in der Fragestunde gestellt werden, ist ja viel kürzer, nämlich in etwa zwei Tage. Man kommt auch damit zu Rande und gelegentlich braucht man die Unterlagen nicht einmal, die einem von den Vorbereitern mitgegeben werden. Aber es wird schon seinen Sinn haben, dass etwa auch im österreichischen Nationalrat diese Frist von zwei Monaten zur Beantwortung vorgesehen ist. Aber da wie dort wird man sicherlich drüber reden können. Das ist nicht etwas, von dem ich meine, dass es in Stein gemeißelt ist oder so eine große Fahnen-Frage wäre.

Präsident Heinz Hufnagl: Ich bitte um die 1. Zusatzfrage vom Herrn Klubobmann Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! 

Ich merke eine Gesprächsbereitschaft, dass hier entsprechende Veränderungen vorgenommen werden. 

Ich möchte noch ein zweites Thema ansprechen, vielleicht ist es gelegentlich auch Gesprächsthema unter den Landeshauptleuten. In Vorarlberg ist es so, dass der Landeshauptmann auch in Fragen der mittelbaren Bundesverwaltung sehr wohl Antworten außerhalb dessen gibt, was die Verfassung streng vorsieht. Wäre das auch ein Weg für den Wiener Landeshauptmann?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Wiener Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Das fällt ja fast unter den Begriff Scherzfrage. Ich beantworte hier sogar Fragen, die eigentlich an den Landesparteiobmann der SPÖ gerichtet sind, die ja nun wirklich mit der Verfassung nichts zu tun haben. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Selbstverständlich habe ich auch bezüglich der ganzen Schulfragen niemals verweigert, entsprechende Antwort zu geben oder Gespräche und Diskussionen zu führen. 

Ich meine, abseits der Verfassung, wie das der Vorarlberger Landeshauptmann macht, das kann ich auch! 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt vom Herrn Abg Dr Günther. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Bei Beschluss- und Resolutionsanträgen gibt es zwei Möglichkeiten der Abstimmung, entweder die direkte Abstimmung oder eine Zuweisung, und dem kann entweder zugestimmt oder es kann abgelehnt werden. Bei vielen Bereichen, die eine direkte Abstimmung vorsehen, ist es vielleicht auf der einen Seite, wo man begründet, nicht möglich, das sofort richtig zu sehen. 

Sehen Sie nicht eine Möglichkeit, dass man direkte Abstimmungen, wenn sie negativ ausgehen, trotzdem noch dem Ausschuss zuweisen könnte, um dort auch die Argumente gegenseitig im Ausschuss noch austauschen zu können?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich weiß nicht, ob das ein sehr guter Vorschlag ist. Es besteht für den Antragsteller heute schon die Möglichkeit auf Zuweisung und Behandlung im Ausschuss. Das kann so oder so gemacht werden. Ich weiß, wie die Realität ausschaut. 

Aus meinen Erfahrungen aus sieben Jahren als Stadtrat kann ich nur sagen, mir wäre das fast lieber, weil man differenziertere Lösungen am Ende des Tages finden kann, weil wir es immer wieder so gehandhabt haben, dass wir uns inhaltlich zusammengesetzt haben und ausgetauscht haben. Es ist durchaus auch möglich gewesen, dass der Antragsteller überzeugt werden konnte, dass das eine oder andere Detail seiner Argumentation falsch ist, wie auch umgekehrt ein Stadtregierungsmitglied überzeugt werden konnte. 

Ich gebe zu, mein Gesprächpartner damals von den Freiheitlichen war Rainer Pawkowicz, was nach sich gezogen hat, dass das immer wieder Diskussion gewesen sind, wo man nicht automatisch in die Rolle der Regierung und der Opposition hineingefallen ist, sondern sehr viel mehr im Vordergrund gestanden ist und es um die sachliche Frage bei einem Antrag gegangen ist. 

Wenn dieses Kollegialorgan, Gemeinderat oder Landtag, eine Entscheidung über Zuweisung, Annahme, Ablehnung fällt, dann fällt es hier die Entscheidung. Einen Antrag, der hier abgelehnt wurde, dann in einem Ausschuss nachzubessern, da weiß ich ehrlich gesagt nicht, ob das gescheit ist. Darüber sollte man vorher reden. Wenn die Gesprächsbasis eine normale bis gute ist, dann bin ich überzeugt davon, dass eine Zuweisung nicht ein Begräbnis ist, sondern tatsächlich die Chance für eine inhaltliche Auseinandersetzung.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Vassilakou. – Bitte, Frau Klubvorsitzende.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Das Fragerecht gehört zu den wesentlichen parlamentarischen Rechten von Abgeordneten. Mitunter können Fragen manchmal lästig und unangenehm sein. Da wird man dann auch erfinderisch, wie man sie umgehen kann. Ein doch relativ häufiger Umgehungsmechanismus der letzten Jahre sind Ausgliederungen, die ja bedeuten, dass man dann, wie das jüngst bei uns der Fall war, nicht mehr erfragen darf, wie beispielsweise Straßenbahnen gewartet werden, obwohl in dem Fall der Gemeinderat Millionenbeträge für den öffentlichen Verkehr beispielsweise beschließt. Aber hinterher darf nicht gefragt werden, wie diese auch tatsächlich ausgegeben werden.

Ich frage Sie daher: Möchten Sie sich dafür verwenden, dass künftig auch Anfragen, die sich auf ausgegliederte Unternehmen der Stadt Wien beziehen, von den zuständigen Mitgliedern der Landesregierung beantwortet werden? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann der Argumentation schon einiges abgewinnen. Ich werde mir das überlegen, dann reden wir darüber. Straßenbahnlinienführungen, Straßenbahnpflege, also öffentlicher Verkehr insgesamt, ist ein absolut genuines öffentliches Interesse. Das steht für mich außer jedem Zweifel, und daher soll es auch in einer öffentlichen Körperschaft, wie das der Wiener Gemeinderat dann in der Folge wäre, eigentlich auch diskutiert werden. 

Ich denke darüber nach; es war eine gute Anregung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Es kommt nochmals Herr Klubvorsitzender Dr Tschirf mit der vierten und letzten Zusatzfrage zu Wort. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zunächst einmal darf ich mich bei der Sozialdemokratischen Partei bedanken, dass sie keine Fragen stellt. Dadurch haben wir mehr Möglichkeiten, dem Herrn Bürgermeister und Landeshauptmann gute Ideen zu liefern. 

Anschließend an das, was die Klubvorsitzende der GRÜNEN gefragt hat: Im Moment ist die Praxis bei den schriftlichen Anfragebeantwortungen so, dass in vielen Fällen auch Antworten gegeben werden, wo es nach dem Buchstaben der Verfassung nicht unbedingt notwendig wäre, dass konzediere ich, aber in manchen Fällen nicht. 

Meine Frage an Sie, Herr Landeshauptmann, ist daher Folgende: Wir haben vorher über mittelbare Bundesverwaltung gesprochen, dann wurde über die Frage von ausgegliederten Unternehmungen, zumindest von jenen, die ausschließlich von der Stadt Wien finanziert werden, die ausschließlich im öffentlichen Interesse sind, gesprochen. Können wir da von Ihnen erwarten, dass Sie hier klar und deutlich sagen, genau in diesen Fällen werden alle meine Kolleginnen und Kollegen und ich die Antworten geben und es wird nicht so sein, dass in 20 Prozent oder 40 Prozent der Fälle beantwortet wird und in anderen Fällen nicht? Können Sie sagen, dass bei den Beantwortungen klar und deutlich und in einheitlicher Weise vorgegangen wird?

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich brauche meine Antwort von vorhin nicht zu wiederholen. Man muss sich das überlegen. Unabhängig von meiner schnoddrigen, aber liebevollen Antwort von vorhin bin ich natürlich schon der grundsätzlichen Auffassung, dass neben allen anderen Gesetzen auch die Verfassung einzuhalten ist und dass das Regelwerk, das wir uns selbst gegeben haben, nämlich die Geschäftsordnung natürlich auch etwas ist, was nicht irgendein Papier ist, sondern eben unser Regelwerk unserer Zusammenarbeit und unseres Zusammenlebens hier. 

Grundsätzlich ist das einzuhalten. Dann wird man sich sicherlich überlegen müssen, wie man das eine oder andere innerhalb einer gewissen Toleranz entsprechend abhandelt, und muss sich auf der anderen Seite aber auch überlegen, wie man insbesondere Themenstellungen, die von öffentlichem Interesse sind, entsprechend abhandeln kann. 

Ich wiederhole mich daher vielleicht trotzdem mit dem einen Satz: Ich werde mir das auch überlegen, werde das mit den Juristen besprechen, mit den Freunden besprechen und dann schauen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 5. Frage (FSP - 04227-2008/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Der Rechnungshof hat in seinem Bericht betreffend Überprüfung des Vollzuges des Wiener Pflegegeldgesetzes festgestellt, dass die Vorladung schwerstbehinderter Kinder zur Pflegegeldbegutachtung nicht zumutbar ist. Mangels Hausbesuch ist dem Arzt auch nicht möglich, das Umfeld und die Pflegesituation zu erheben. Welche konkreten Maßnahmen haben Sie veranlasst, damit Kinder zu Hause untersucht werden?)

Bitte, Frau StRin Mag Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Ebinger! 

Dazu ist zu sagen, dass wir in Wien bis zum jetzigen Zeitpunkt – das ändert sich jetzt erfreulicherweise auf Grund des neuen Pflegegeldgesetzes – das einzige Bundesland sind, das schon mit Kinderärzten überhaupt agiert, was ich für eine sehr, sehr wichtige Maßnahme halte, weil eben Kinderfachärzte Kinder beurteilen können und Allgemeinmedizinerinnen und Allgemeinmediziner das nicht können. Daher ist es wichtig, dass wir hier jetzt den nächsten Schritt setzen, wo wir auch diese Problematik angehen.

Festzuhalten ist, dass der Rechnungshofbericht auf die zum Zeitpunkt der Prüfung bestehende Organisationsstruktur der MA 15 gerichtet ist, die, wie Sie wissen, nicht mehr der heutigen entspricht. Mit dem 1. Oktober 2007 erfolgte die Teilung in die MA 15 - Gesundheitsdienst der Stadt Wien und die MA 40 - Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht. 

Bisher waren Kinder- und Erwachsenen-Pflege-
gelduntersuchungen in unterschiedlichen Organisations-
einheiten angesiedelt, was sich meiner Meinung nach nicht bewährt hat. Deshalb sind diese beiden Bereiche seit 1. April des Jahres 2008 im selben Fachbereich. 

Die Administration der beiden Bereiche wird derzeit im Rahmen eines alle medizinischen Begutachtungsbereiche überspannenden Projektes unter dem Titel Begutachtungsmanagement zusammengeführt, weil natürlich – und das ist mir ganz besonders wichtig – der Begutachtungspfad, egal, ob es sich um Kinder oder um Erwachsene handelt, gleich sein muss und standardisiert sein muss und daher auch in einer Organisationseinheit zusammengefasst ist.

Hinsichtlich der Empfehlungen des Rechnungshofes, die Begutachtung von Kindern ausschließlich über Hausbesuche durchzuführen, möchte ich festhalten, dass hier natürlich der Aufbau eines Begutachter- und Begutachterinnen-Pools in Analogie zum Erwachsenenbereich notwendig ist. Damit, wie ich schon ausgeführt habe, die hohen Qualitätsstandards gewährleistet bleiben, muss das in Zukunft auch großteils von Kinderfachärztinnen und Kinderfachärzten durchgeführt werden. Hier stehen wir vor der Problematik, dass wir derzeit nicht ausreichend Kinderfachärztinnen und Kinderfachärzte haben, die diese Begutachtungen durchführen.

Wir haben aber bereits 2007 laufend Ausschreibungen und Anwerbemaßnahmen, insbesondere durch Inserate in der Ärztezeitung, im KAV, aber auch indem wir Kinderärztinnen und Kinderärzte direkt angesprochen haben, getätigt. Wir konnten vier externe Vertrauensärzte, die fix für uns arbeiten, zusätzlich anwerben.

Diese schrittweise erfolgende Umstellung auf Hausbesuche zeigt auch schon ganz konkrete Ergebnisse. So hatten wir im ersten Halbjahr 2007 17 Prozent Hausbesuche, also 102 von 601 Gesamtbegutachtungen bei den Kindern; im ersten Halbjahr 2008 konnten wir bereits 29 Prozent durch Hausbesuche durchführen. Ich sage, das ist noch immer nicht das Ziel, das ich erreichen möchte, aber eine Steigerung von 17 Prozent auf 29 Prozent der Begutachtungen ist doch eine Entwicklung.

Ich möchte auch festhalten, dass für eine optimale Abwicklung der Pflegegeldbegutachtungen eine stabile Personalressource für den Bereich der Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzte notwendig ist. Es hat sich sowohl im Bereich des Kinderpflegegeldes als auch im Bereich des Erwachsenenpflegegeldes gezeigt, dass eine hohe Personalfluktuation bei den Vertrauensärzten gegeben ist, da – und das ist ein Problem, das schwer lösbar ist – die Ärztinnen und Ärzte diese Tätigkeit als Übergangslösungen sehen. Kaum jemand sagt, ich werde Ärztin, ich werde Arzt, damit ich Vertrauensarzt der MA 15 werde, sondern das ist ein Zwischenspiel. Das Problem ist darüber hinaus, dass der zeitliche Aufwand und der fachliche Aufwand vor allem auch bei der Begutachtung von Kindern ganz besonders groß ist und – ich sage es ganz offen – diese Bereitschaft bei Ärztinnen und bei Ärzten nicht immer gegeben ist.

Diese Faktoren erschweren es uns auch, einen ausreichend großen und stabilen Pool an Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzten zustande zu bringen. Somit können wir die Umstellung auf Hausbesuche nur in dem Ausmaß machen, wo wir ausreichend Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzte haben.

Die Tarife, um das auch gleich ganz offenzulegen, die derzeit für die Vertrauensärzte bezahlt werden – das sind rund 52 EUR pro Fall –, liegen in der Höhe des Empfehlungstarifes des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger. 

Was man ja als Schluss aus dem, was ich gesagt habe, ziehen könnte: Warum bezahlen wir ihnen nicht mehr, damit man mehr Ärzte dafür gewinnt? Dagegen spricht der Bericht des Rechnungshofes. Der Rechnungshof hat allen Stellen, nämlich dem Bund, den Sozialversicherungsträgern und der Stadt Wien und auch den anderen Ländern empfohlen, dass die Pflegegeldbegutachtungen dort, wo sie durchgeführt werden, sich anlehnen müssen und gleich sein sollen mit dem Tarif, den die Sozialversicherungsträger bezahlen. 

Die Begutachtung von Kindern ist gegenüber der Begutachtung von Erwachsenen mit hohem Aufwand verbunden. Ich habe es schon gesagt. Im Verhältnis dazu ist der empfohlene Tarif für die VertrauensärztInnen im Kinderbereich sehr niedrig, wodurch viele Bewerberinnen und Bewerber absagen. Allerdings steht einer anderen Vorgangsweise eine ganz klare Empfehlung des Rechnungshofes entgegen.

In Anbetracht der durch die Stadt Wien nicht wirklich beeinflussbaren Faktoren bei den Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzten und der schwierigen Planbarkeit der Einsätze ist daher im Sinne einer Erreichung einer stabilen Verfügbarkeit von genügend ärztlichen Begutachtungskapazitäten als zusätzliche Maßnahme eine Aufstockung bei den angestellten Ärztinnen und Ärzten für Kinderbegutachtungen von uns in Angriff genommen worden. Das ist eine neue Variante, aber ich denke, dass wir so unser Ziel, noch mehr Hausbesuche machen zu können, schneller erreichen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. – Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger, bitte.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Landesrätin!

Es ist sicher richtig, dass es zu wenig Vertrauensärzte gibt. Ich möchte aber nur darauf hinweisen, im Rechnungshofbericht scheint auch ein Vertrauensarzt auf, der immerhin 94 000 EUR lukriert hat. Ich glaube, er hat 17 oder 20 Prozent der Begutachtungen durchgeführt. Für diesen kann das keine Übergangslösung sein. Das ist ja nicht so schlecht, was man damit verdient!

Der Rechnungshof hat in seinem Bericht aber auch die kurze Begutachtungsdauer, weil Sie das angesprochen haben, von oft nicht mehr als zehn Minuten kritisiert, wobei es gerade bei schwerstbehinderten Kindern kaum möglich ist, in dieser kurzen Zeit eine gültige Aussage zu machen. Wir haben das schon einmal in einer schriftlichen Anfrage thematisiert. Da haben Sie uns zur Antwort gegeben, dass im Herbst 2007 ein Qualitätszirkel mit dem Ziel eingerichtet wurde, kontinuierlichen Austausch aller mit dem Pflegegeld betrauten Stellen herbeizuführen.

Meine konkrete Frage: Gibt es hinsichtlich dieser Begutachtungsdauer konkrete Ergebnisse, immerhin tagt dieser Zirkel jetzt schon ein Jahr, und was ist überhaupt der Output dieser Tagungen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ein ganz konkreter Output war die Zusammenlegung der Begutachtungsbereiche für Kinder und Erwachsene, die vorher getrennt waren, unterschiedlich nach bestem Wissen und Gewissen, aber nicht gleich strukturiert geführt wurden. Das ist ein ganz konkretes Ergebnis des Qualitätszirkels, der im Herbst 2007 eingeführt worden ist. Darüber hinaus sind wir auch in einem engen Austausch mit der Sozialversicherung, um hier auch anzugleichen und möglichst gleiche Vorgangsweisen zu wählen. Insbesondere ist auch der Austausch im fachlichen Bereich zu nennen, nämlich zur Frage, was eine sinnvolle standardisierte Untersuchung bei Kindern und bei Jugendlichen ist, aber das betrifft auch die Erwachsenen. 

Was die Frage betrifft, mit welchem Modell das am sinnvollsten passieren kann, gibt es eben unterschiedliche Herangehensweisen. Dass der eine Kollege, von dem Sie hier berichtet haben, sehr viele Begutachtungen gemacht hat, resultiert nicht aus einer Bösartigkeit, sondern aus der Situation, dass man wenige Ärzte gefunden hat, die bereit waren, diese Tätigkeit zu machen, und wenige Ärzte, die bereit waren, diese Tätigkeit hauptberuflich zu machen. 

Da geht es weniger um die Frage, bezahlt die MA 15 oder die Stadt Wien so schlecht, sondern darum, dass ausschließlich Begutachtungen zu machen – ich kann es verstehen – wahrscheinlich in der Regel nicht das ist, wo jemand sagt, dafür werde ich Ärztin oder dafür werde ich Arzt. Daher ist es sehr schwer, dafür Vollzeitarbeitskräfte zu finden. Es ist der Wunsch sehr stark vorhanden, nebenbei diese Tätigkeit zu machen. 

Wir haben aber auch diese Frage insofern gelöst, dass es derartige Verträge in der Form nicht mehr geben wird und wir eben auf der Suche sind nach einem größeren Pool und nach mehr Fixangestellten. 

Die Frage, der man sich meiner Meinung nach – das ist rechtlich derzeit nicht möglich – inhaltlich nähern muss, ist die, ob die Begutachtung nach dem Pflegegeldgesetz wirklich qualitätsmäßig immer ausschließlich von Ärztinnen und Ärzten durchzuführen ist oder ob man nicht auch in die Richtung denken kann, dass das Pflegepersonen machen können. Dann hätten wir einen weiteren Pool. Die Ärztinnen und Ärzte wollen das sicherlich nicht. Ich sage auch noch einmal: Es ist auf Grund der derzeitigen Rechtslage, nämlich Bundesrechtslage auch gar nicht möglich. Ich denke nur – und so laufen schon auch die Fachgespräche –: Man könnte das für andere Berufsgruppen öffnen. Da es sich um Pflegegeld handelt, müsste das an sich von diplomierten Pflegepersonen auch beurteilbar sein. 

Ich sage gleich, welches Argument dagegen spricht: Es soll nicht die Berufsgruppe, die diese Tätigkeit ausübt, auch die Beurteilung vornehmen. Ich halte das nicht für abschließend stichhaltig, denn es ist eine gutachterliche Tätigkeit. 

Ich glaube, dass wir in die Richtung auch nachdenken müssen – das betrifft gar nicht nur die Kinder oder nur Wien, sondern generell die Frage des Pflegegeldes –, um hier im Sinne des Services der Bürgerinnen und Bürger einen Schritt weiterzukommen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. – Die 2. Zu-
satzfrage kommt von Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Landesrätin!

Sie haben schon aufgeführt, dass es im Bereich der Kinderfachärzte einen Mangel gibt. Sie haben dann noch davon gesprochen, dass es gelungen ist, vier Externe zusätzlich anzuwerben. Das wird ja wohl nicht reichen. Offensichtlich ist der Schritt, das über Inserate in der Ärztezeitung oder in anderen Medien zu machen, nicht wirklich der erfolgversprechende.

Was haben Sie außer diesen Inseraten noch gemacht, hier mehr Kinder- und Jugendfachärzte zu akquirieren beziehungsweise auch zu motivieren, in diesen Bereich zu gehen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin. 
Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin Smolik! 

Sie haben vollkommen recht, dass wir gerne mehr als vier externe Vertrauensärztinnen und -ärzte hätten. Wir haben uns daher auch entschieden, einen zweiten Weg zu gehen, nämlich nicht nur externe Vertrauensärztinnen und Vertrauensärzte zu suchen, und zwar sowohl im Bereich der Kinder- und Jugendbegutachtung als auch im Bereich der Erwachsenenbegutachtung, sondern uns zu bemühen, Ärztinnen und Ärzte anzuwerben. 

Da stehen wir vor dem Problem, das ich gegenüber dem Herrn Kollegen Ebinger ausgeführt habe, dass in der Regel Ärztinnen und Ärzte nicht deshalb Ärztinnen und Ärzte werden, damit sie den ganzen Tag hauptberuflich Begutachtungen durchführen. Ich finde, das ist nicht wirklich vorwerfbar, sondern auch verständlich, wenn man nicht betroffen ist. 

Wir haben den Tarif auf den Bereich der Sozialversicherung angehoben. Ich sage es noch einmal: Das Argument, bezahlt ihnen mehr, dann werden sie sich schon melden, widerspricht einem ganz konkreten Auftrag des Rechnungshofes, den ich aber schon verstehe. Ich möchte mich gar nicht hinter dem Rechnungshof verstecken, weil das natürlich eine Situation ist, die nicht mehr aufhört. Wenn unterschiedliche Institutionen für dieselbe Tätigkeit Unterschiedliches bezahlen, hört die Spirale nicht mehr auf. 

Was wir noch tun – und das ist für eine Behörde nicht der übliche Weg –, ist, dass wir neben Inseraten, die wir schalten, ganz konkret auch KinderärztInnen anrufen und sagen: Hätten Sie Interesse? Da gibt es sehr, sehr viele, die an diese Frage noch gar nicht gedacht haben, weil sie einfach bisher mit dem öffentlichen Gesundheitswesen nichts zu tun hatten. 

Ich bin sozusagen hoffnungsfroh, dass wir uns in der Richtung weiterentwickeln, was wir ja auch sehen. Ich möchte die Zahlen wiederholen, weil das ein Erfolg ist, der sich numerisch sehen lässt und auch für die Kinder und deren Eltern schon eine Entwicklung ist, wenn wir sagen, dass wir im ersten Halbjahr 2007 17 Prozent mit Hausbesuchen erledigen konnten und im ersten Halbjahr 2008 29 Prozent. Das ist keine homöopathische Veränderung, sondern wirklich etwas, was sich sehen lassen kann. In dieser Richtung werden wir schlicht und ergreifend weiter arbeiten. 

Wir tauschen uns diesbezüglich natürlich auch mit den anderen Bundesländern aus, die vor einem viel größeren Problem stehen, weil sie bisher überhaupt keine Kinderärzte in der Begutachtung gehabt haben und, soweit ich weiß, auch sehr hart daran arbeiten, ab Jänner welche zu haben. Viele Bundesländer haben noch keinen einzigen Vertrauensarzt gefunden.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Ramskogler. Ich bitte darum.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Landesrätin!

Sie haben ja gesagt, es werden jetzt 29 Prozent der Fälle in Wien durch Hausbesuche begutachtet. In den anderen Bundesländern gibt es noch keine, soweit ich das verstanden habe. Es kommt auch zu Auszahlungen von Landespflegegeld in Wien. 

Meine Frage wäre: Wie viel wird tatsächlich an Landespflegegeld an die Kinder in Wien im Vergleich auch zu den Ländern ausbezahlt?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die genaue Summe des Landespflegegeldes variiert, die kann ich Ihnen auch gerne dann ganz konkret nachreichen. Die Zahl der Kinder, die davon betroffen sind, ist schon eine beeindruckende. Wir haben von Kindern von 0 bis 7 Jahren 739 in Wien, die Pflegegeld beziehen, wobei die übliche Pflegestufe die Pflegestufe 2 und 3 ist. Bei den 8- bis 15-jährigen Kindern haben wir 1 412 Kinder. Auch hier ist die Pflegestufe 2 und 3, die, die am meisten vergeben ist, aber auch die Pflegestufe 1 ist betroffen. Das sind insgesamt 2 151 Kinder. 

Pflegegeld für Kinder bis zum Alter von 15 Jahren wird ausschließlich über die Länder ausbezahlt. Bisher gab es außer in Wien keine Kinderärztinnen und Kinderärzte für die Begutachtung. Durch die Novelle des Pflegegeldgesetzes auf Bundesebene – auf Landesebene werden wir es heute hier beschließen – kommt es hier noch zu einer deutlichen Besserstellung für die Kinder. Das heißt, es wird die Situation, die wir in Wien schon haben, die in Wien aber jetzt auch verbessert wird, von den Bundesländern nachgezogen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Praniess-Kastner. – Bitte sehr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben gerade angesprochen, es liegt uns heute eine Novellierung des Pflegegeldgesetzes vor, die wir, denke ich, über Parteigrenzen hinweg sehr begrüßen. Es kommt sowohl für an Demenz erkrankte Personen als auch für Kinder mit schweren Behinderungen zur Verbesserung der Pflegegeldleistung.

Frau Stadträtin! Ein Wort zu den KinderärztInnen, die fehlen: Sie haben gesagt, Sie bemühen sich darum, dass es mehr KinderärztInnen gibt, die die Begutachtungen durchführen. Ich denke, das sollte eine vermehrte Anstrengung wert sein, weil es wirklich sehr, sehr wichtig ist. Darüber hinaus gebe ich zu bedenken, dass es vielleicht gerade im Sinne der verhaltensauffälligen Kinder sinnvoll wäre, multiprofessionelle Teams einzusetzen, weil sich KinderärztInnen, die nicht eine Zusatzausbildung in Psychotherapie haben oder Kinderpsychiater sind, die hier gar nicht einzusetzen sind, weil es da ohnehin zu wenige in Wien gibt, möglicherweise nicht so gut auskennen und da PsychologInnen, SozialarbeiterInnen und so weiter beizuziehen wären.

Jetzt meine Frage: Wir hätten heute einen Antrag vorbereitet gehabt, dass auch Kinder mit Autismus Berücksichtigung in besserer Pflegegeldeinstufung finden. Wir ziehen den Antrag zurück, weil mir zur Kenntnis gelangt ist, dass die schweren Verhaltensauffälligkeiten, die im Gesetzestext beinhaltet sind, sehr wohl auch die Fälle der Kinder mit Autismus mit einbeziehen. 

Meine ganz konkrete Frage an Sie ist: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass Kinder mit Autismus auch dem Gesetzestext entsprechend richtig eingestuft werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin!

Selbstverständlich ja. Der Gesetzestext lautet hier – ich zitiere nur den zweiten Satz, was hier von Relevanz ist –: Es müssen zwei voneinander unabhängige schwere Funktionseinschränkungen vorliegen, und solche Funktionseinschränkungen sind insbesondere schwere Ausfälle im Sinnesbereich, schwere geistige Entwicklungsstörungen, schwere Verhaltensauffälligkeiten oder schwere körperliche Funktionseinschränkungen. 

Und natürlich ist ein schwerer Autismus – Sie sind hier ja Expertin – unter diesem Gesetzestext zu subsumieren. Dafür gibt es dann die Begutachtung, um das festzulegen. Ein schwerer Autismus ist sicherlich eine Teilmenge dessen. Das ist dann im Rahmen der Beurteilung des Arztes oder der Ärztin festzulegen, wie hoch die Pflegegeldstufe diesbezüglich ist. 

Ihr Vorschlag eines multiprofessionellen Teams oder dafür, andere Berufsgruppen hinzuzuziehen, ist durchaus begrüßenswert. Ich verstehe das so, sich zu überlegen, ob man nicht Pflegegeldbegutachtungen generell für unterschiedliche kompetente Berufsgruppen öffnen soll. Was ich realistisch nicht sehe, ist, dass man sagt: Wir machen jetzt immer Teams mit vier Personen, die die Begutachtungen machen. Aber in die Richtung, das für diplomiertes Krankenpflegepersonal oder auch für diplomiertes Behindertenbetreuungspersonal zu öffnen, kann ich mir persönlich durchaus die Diskussion vorstellen. 

Ich möchte nur nicht sagen, dass das knapp vor dem Durchbruch ist, denn da stehe ich ziemlich alleine da. Die Ärzte sind stark dagegen. Es hat sich auch noch keine Bewegung in die Richtung entwickelt. Ich glaube, dass es gut wäre, weil wir es beschleunigen könnten, und weil die Qualität nicht minder wäre.

Präsident Heinz Hufnagl: Die fünfte und letzte Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Mag Ebinger. Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich nehme positiv zur Kenntnis, dass eine gewisse positive Entwicklung in die richtige Richtung geht, was Hausbesuche betrifft: 29 Prozent der Fälle, im Gegensatz zu dem, was im Rechnungshofbericht steht, wo das noch nicht der Fall war. 

Der Rechnungshof kritisiert letztendlich auch die Dauer. Sie haben schon erklärt, dass es ein Problem mit den Vertrauensärzten gibt, ob da genügend da sind. Das verstehe ich alles. Er kritisiert die Dauer speziell bei Kindern und Jugendlichen. Von der Antragstellung bis zu dem Zeitpunkt, wo überhaupt einmal ein Vertrauensarzt kommt, vergehen schon einmal Monate. Der Rechnungshof sieht als angemessen vor, dass von der Antragstellung bis zur Erteilung oder Nicht-Erteilung eines Pflegegeldes drei Monate vergehen. Beim Bund, wo das auch sicher massiv verbesserungswürdig ist, sind 26 Prozent der Fälle nicht in den drei Monaten abgehandelt. In Wien sind es 72 Prozent laut Stand des Rechnungshofes. 

Meine Frage ist: Gibt es hier auch Entwicklungen in eine bessere Richtung?

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Antwort ist kurz gesagt: Ja. Länger gesagt: Auch da sind wir noch nicht am Ziel, aber ich teile die Meinung des Rechnungshofes, dass es das Ziel sein muss, in drei Monaten so etwas abzuhandeln. Das ist auch der Grund des Qualitätszirkels gemeinsam mit der MA 2, die einen Teil abwickelt, und den Wiener Stadtwerken, die einen Teil abhandeln. Ich bin frohen Mutes, dass wir das erreichen werden, wenn wir auch noch nicht am Ziel sind, und dass wir, sollte es wieder eine Rechnungshofüberprüfung in einigen Jahren geben, dann auch die Verbesserung darlegen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Die Fragestunde ist somit beendet. 

Wir kommen nunmehr zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Gebührenlawine und soziale Kälte im roten Wien" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg DDr Schock, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich betone, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Es plakatiert die SPÖ in ganz Wien – verantwortlich ist Herr Prof Kopietz, der ja noch Parteisekretär ist –: „Nach der Wahl ist vor der Wahl: SPÖ. Gut für Wien." Ich glaube, da kann irgendetwas nicht ganz stimmen. Nach der Wahl ist in Wirklichkeit alles anders, und gut ist es vielleicht für die SPÖ. 

Meine Damen und Herren, wir erleben das ja nach jeder Wahl. Ich darf Sie an unsere Gemeinderatswahl vor drei Jahren, an die Wiener Landtagswahlen erinnern. Da habe ich vor der Wahl eine große Strom- und Gaspreiserhöhung vorausgesagt. Ich kann mich noch gut erinnern, man hat mir damals Angstmacherei vorgeworfen, man hat mir vorgeworfen, dass ich ein „Märchenonkel" sei. Und was war nach der Wahl? Nach der Wahl 2005 hat es eine gigantische Erhöhung gegeben, Strom um 11 Prozent, Gas um 22 Prozent. 

Meine Damen und Herren, heuer haben wir das Gleiche erlebt. Das Stromkartell, nicht nur in Wien, auch in Niederösterreich, hat gleich nach der Wahl wieder zugeschlagen. Diesmal hat ja sogar der Landeshauptmann selbst vor der Wahl dagegengehalten. Der Landeshauptmann hat am 29. Mai 2008 – ich darf Sie daran erinnern! – in einem „News"-Interview, auf die Frage, werden Strom und Gas teurer, geantwortet: „Wir werden die Strom- und Gaspreise in Wien heuer nicht erhöhen." Das hat er gesagt. Jetzt frage ich Sie: Ist der 15. November nicht heuer? Lebt unser Landeshauptmann, leben Sie von der Mehrheitsfraktion nach dem Gregorianischen Kalender, oder was ist das sonst für ein Kalender? 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist in Wahrheit der größte Wahlschwindel, den diese Stadt je erlebt hat! Sie werden in zwei Jahren bei der Wiener Wahl die Rechnung dafür bekommen. Herr Klubobmann, Sie werden ein Gusenbauer-Schicksal auch in Wien erleiden, ein Gusenbauer-Schicksal mit gebrochenen Wahlversprechen. Ich frage mich: Was ist das Wort dieses Landeshauptmannes wirklich noch wert? Was ist das Versprechen dieses Landeshauptmannes noch wert, das er am 29. Mai 2008 ganz ausdrücklich den Wienerinnen und Wienern verpfändet hat? Herr Klubobmann, wir fordern Sie daher auf: Hören Sie auf, die Menschen hereinzulegen und stehen Sie auch nach der Wahl zu Ihrem Wort! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es war daher die höchste Zeit, dass die Opposition auch den Rechnungshof eingeschaltet hat, dass der Rechnungshof jetzt das Stromkartell prüft, denn es hat natürlich auch diesmal das Stromkartell zugeschlagen, nicht nur in Wien, auch in Niederösterreich. Zum gleichen Zeitpunkt im November im gleichen Ausmaß werden die Preise erhöht, wie in einem Kartell eben. 

Meine Damen und Herren, bei uns in Österreich hat ja diese so genannte Stromliberalisierung überhaupt nicht funktioniert. Im Jahr 2001 wurden dieser Strommarkt und der Gasmarkt liberalisiert und seither hat es sich für den Konsumenten immer verschlechtert. Das sage nicht ich, das sagt nicht die Freiheitliche Fraktion, das sagt die Behörde selbst. Der Energieregulator, die dafür zuständige Behörde hat ausgerechnet, dass Sie hier Ihren Gewinn vervierfacht haben, dass die Energieversorger der Stadt, Wien Energie, die Gewinnspanne seit dieser so genannten Liberalisierung vervierfacht hat. 

Sie behaupten immer, es gehe da nur um eine Belastung hinter der Kommastelle. Das stimmt überhaupt nicht, auch das hat der Regulator ausgerechnet. Der Regulator hat ausgerechnet, wenn Sie auf Ihren Gewinn verzichten würden, wenn also Wien Energie keinen Gewinn machen würde, was ja einem Kommunalversorger gut anstehen würde, wenn er nur kostendeckend arbeiten würde, dann wäre die Entlastung doppelt so hoch, als die Mehrwertsteuersenkung auf Lebensmittel gebracht hätte. Das ist interessant. Das ist auf Bundesebene diskutiert worden. Die Entlastung, die entsteht, wenn Wien Energie auf ihren Gewinn verzichtet, wäre doppelt so hoch wie die Mehrwertsteuersenkung. 
Meine Damen und Herren, es ist daher schon interessant, wie auf Bundesebene von Entlastungen gesprochen wird, aber in Wien sackelt man einfach die Menschen aus. 

Meine Damen und Herren, Sie machen ja bereits 100 Millionen EUR Gewinn! (Abg Franz Ekkamp: Nein! Nein!) Herr Kollege Reindl, Sie machen 100 Mil-
lionen EUR im Jahr Gewinn. Und die Rohölpreise, die Sie ja immer erwähnen, die auch der Herr Ekkamp immer erwähnt, sind gefallen. (Abg Mag Thomas Reindl: Gestiegen!) Schauen wir uns das an: Von 145 US-Dollar auf nur mehr 70 US-Dollar sind die Rohölpreise gefallen. Das heißt, der Rohölpreis hat sich innerhalb eines Jahres halbiert, und der Erdgaspreis, meine Damen und Herren, ist an den Rohstoffbörsen – auch Erdgas wird ja an Börsen gehandelt – um 60 Prozent gefallen. Und was machen Sie? Sie machen jetzt schon 100 Millionen EUR Gewinn. Es fallen die Rohstoffpreise, es fallen daher Ihre Einstandskosten. Und was machen Sie? Sie erhöhen die Preise! Sie werden noch mehr Gewinn machen. 

Meine Damen und Herren, Sie agieren ja wie die ärgsten Kapitalisten. Da, wo Sie verantwortlich sind, wo es um Ihren eigenen Gewinn geht, haben Sie nur den Gewinn im Sinn, den Gewinn und noch einmal den Gewinn. Sie agieren in Wahrheit wie die ärgsten Heuschrecken, die Sie in Wahlkampfreden immer kritisieren. 

Meine Damen und Herren, Herr Klubobmann, wir fordern Sie daher auf: Reduzieren Sie doch endlich diesen Gewinn! Verzichten Sie auf diese Preiserhöhung gerade am Beginn der Heizperiode und hören Sie auf, wie Heuschrecken zu handeln, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist daher nur die Macht der Stromkonsumenten, die diese Preispolitik, dieses Kartell beenden kann. Meine Damen und Herren, wir, die Wiener Freiheitlichen werden die Menschen beraten. Wir werden unsere Strom-Hotline wieder aktivieren. Wir werden die Energiekunden beraten, wie sie den Lieferanten am einfachsten wechseln können – das geht ja ganz einfach – und wie man durch den Wechsel zum Bestbieter sich 100 EUR im Jahr ersparen kann. 

Meine Damen und Herren, da schreibt mir etwa eine betroffene Energiekundin, eine Wienerin, die empört ist über dieses Vorgehen von Wien Energie. Sie schreibt mir in einer Mail: Mir ist es unerklärlich, wenn Benzinpreise gesenkt werden, wenn Ölpreise fallen, dass nun auf einmal Strom und Gas teurer werden. Als Wien Energie-Kunde fühle ich mich absolut als unwürdiger Wurm, schreibt sie. Als Wurm, der der Gnade des Lieferanten, nämlich der Gnade von Wien Energie hilflos ausgeliefert ist. Sie schreibt weiter: Muckt man auf, wird man nicht mehr beliefert. Ich muss mir daher schon aus Selbstschutz neue Lieferanten suchen. – Zitatende. 

Meine Damen und Herren, was hat diese Kundin so aufgeregt? Sie wissen es alle. Sie sind alle sicher treue Wien Energie-Kunden. Sie haben daher diese Mitteilung mit nach Hause bekommen, dieses Schreiben von Wien Energie, in dem die Preiserhöhung mit 15. November 2008 angekündigt wird. (Der Redner hält das besagte Schriftstück in die Höhe.) 

Da schreibt Wien Energie diesen Brief an alle Kunden. Da heißt es wörtlich in einem Kasten, der, damit man es nicht übersieht, wie auf einem Partezettel mit einem schwarzen Rand groß eingerahmt ist: Im Falle Ihres Widerspruches müssen wir Ihren bisherigen Liefervertrag schon jetzt mit 31. Jänner 2009 für beendet erklären. 

Meine Damen und Herren, was heißt denn das? Das heißt, die SPÖ droht den Menschen, Ihnen mitten im Winter den Strom abzudrehen, das Gas abzudrehen! Das heißt, wie es auch Peter Strasser etwa in der „Kronen Zeitung" formuliert hat, man droht seinen Kunden ganz unverblümt: Wer aufmuckt dagegen, der fliegt einfach. 

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was das ist? Das ist Angstmache, was Sie hier betreiben. Das ist Panikmache! Das ist Einschüchterungspolitik, ein Einschüchterungsversuch der Kunden. Aber Einschüchterung ist die falsche Methode, um am Energiemarkt der Zukunft zu reüssieren. Einschüchterung ist die falsche Methode, und Sie werden mit dieser Methode noch mehr Marktanteile verlieren. 
Ich garantiere Ihnen, wir werden das ganz sicherlich nicht zulassen. Wir werden den Menschen die Angst nehmen. Wir werden die Wienerinnen und Wiener mit unserer Strom-Hotline beraten, wie sie am schnellsten den Lieferanten wechseln können. Wir werden den Menschen sagen, wie sie sich gegen Ihre Politik, gegen Ihre Angstmache am besten wehren können, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten beschränkt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es nervt. Es nervt immer wieder, hier Redner oder Rednerinnen mehrerer Fraktionen zu hören, wo es immer wieder um soziale Kälte, den Zustand, in dem sich die Republik befindet, um die Anzahl der Armen geht, die steigt. Der Befund ist immer der gleiche, kann auch kein anderer sein. Eine Million Menschen ist armutsgefährdet in Österreich, ein beträchtlicher Teil davon in Wien. Die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen explodiert und steigt auf fast 100 000. 50 000 Haushalte sind angewiesen auf einen Heizkostenzuschuss. Das sind dramatische Zahlen, die sich angesichts der Finanzkrise wohl eher verschlechtern werden. Da sind sich alle ungefähr einig beim Befund. 

Und dann geht es darum, wie man das lösen kann. Dann gibt es am Rednerpult ein Geplänkel der diversen Parteien, aber keine Rezepte am Schluss von der FPÖ, die das Thema „Soziale Kälte in Wien" heute einbringt. Sie waren ein paar Jahre in der Bundesregierung, dort habe ich die soziale Wärme vermisst. In der Zeit sind diese schrecklichen Armutszahlen angestiegen wie wahnsinnig. Dort hat man nichts davon gemerkt, dass irgendeine soziale Wärme zu spüren wäre. Im Gegenteil, die FPÖ hat nichts anderes gemacht als andere Bundesregierungen auch, nämlich das Geld in die falsche Richtung, von unten nach oben umgeschaufelt. 

Auch das werden wir dann heute wieder hören: Da wird die ÖVP wieder die ganzen Gebührenerhöhungen, die es in Wien gibt, auflisten und keine einzige, die es in Niederösterreich gibt. Auch das ist wieder ein Match, wo man sagen muss, das wird auch nur hier geführt und man muss froh sein, dass das nicht draußen alle Leute mitbekommen, weil auch das lächerlich ist. 

Die ÖVP geht in dieser Situation, in der Finanzkrise, her, und Herr Karlheinz Kopf hat nichts Besseres zu tun, als eine Hetzjagd auf die Arbeitslosen dieser Republik zu starten. Es ist ungeheuerlich! Und wenn jetzt irgendjemand von der ÖVP ans Rednerpult kommt und von sozialer Wärme redet, dann werde ich Sie nicht nur auslachen, sondern eigentlich müsste man Ihnen den Vogel zeigen, wenn man nicht einen Ordnungsruf bekäme. (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Herr Kollege!) Karlheinz Kopf geht in einer Phase, in der man rechnen muss, dass die Arbeitslosigkeit steigt, her und sagt mehr oder weniger freundlich ausgedrückt: Das sind alles faule Leute, und denen werden wir schon etwas zumuten. 

Österreich hat in Europa die härtesten Zumutbarkeitsbestimmungen. Wir muten bereits jetzt den Leuten zu: Zwei Stunden Wegzeit am Tag, das musst du schon machen! Falls es einen Betriebskindergarten gibt oder falls diese Pendlerei von zwei Stunden vom Betrieb organisiert wird, dann ist auch noch mehr als das zumutbar: Zweieinhalb Stunden, drei Stunden sind zumutbar, wenn sie aus der Steiermark hin- und hergeführt werden. 

Und da geht der Herr Kopf her und sagt: Weißt du was? Das ist mir zu wenig, mir fällt noch etwas ein! – Das muss man in die Verhandlungen einbringen. 

Die ÖVP macht das, was sie immer in der Frage macht. Ich habe das auch hier schon öfters gesagt, es wäre nur einmal notwendig, dass das auch die ÖVP selbst sagt. Sie sind nicht dazu da, den Leuten zu helfen, die arm sind, die von der Armut bedroht sind, und das Geschwätz vom Mittelstand ist bei Ihnen ein Geschwätz! Sie sind die Partei der oberen 10 000! Sogar jetzt in der Krise haben Sie nur Vorschläge vorzulegen, die wieder diesen Leuten helfen sollen. Sie jammern und haben aber Milliarden und Millionen zur Verfügung. 

Die Leute fragen sich dann: Wo kommt das ganze Geld her? Wenn man von Armut redet, dann gibt es keines. Wenn man sagt, ob man das Budgetdefizit vielleicht erhöht, um Leuten zu helfen, hat es geheißen, das geht nicht. Jetzt wissen wir, im Jahr 2010 werden wir wahrscheinlich dreimal so viel Defizit haben wie heute. Das sagt auch die ÖVP. Und jetzt gibt es Geld, aber nicht um den Armen zu helfen, sondern für ganz andere Konjunkturmaßnahmen, von denen man hoffen kann, dass ein Teil greift. (Abg Dr Herbert Madejski: Wo ist das grüne Konzept?) Aber zu befürchten ist, dass auch diese Situation genützt wird, wie sie Karlheinz Kopf für die ÖVP skizziert hat, nämlich um auch in dieser Krise noch einmal zu schauen, wie man das Geld weiterhin in diese Richtung verteilen kann, wie es die Volkspartei seit Jahren macht. 

Zur Sozialdemokratie: Da lesen wir dann immer die Papiere: Sie finden mehr Übereinstimmung. Jetzt finden Regierungsverhandlungen statt. Wenn man schon den GRÜNEN nicht glaubt, was man alles tun soll, dann wäre es ganz einfach: Auf www.armutskonferenz.at findet man Vorschläge der Armutskonferenz, unterstützt von der Diakonie und der Caritas und allen Möglichen und von den GRÜNEN. Aber lassen wir das aus! Auch dort wird eine Grundsicherung gefordert, von der die Leute leben können. Eine Grundsicherung, die armutssicher ist, fordern die GRÜNEN seit Jahren. Wenn man das auf Bundesebene nicht umsetzen kann, warum machen wir es nicht in Wien? Wir haben Konzepte präsentiert, wie man das in Wien umsetzen kann, für einen Betrag, der heute lächerlich klingt, wenn man sieht, wie viele Milliarden Euro notwendig sind. Die grüne Grundsicherung kostet bundesweit keine 2 Milliarden EUR. Das ist ja angesichts dessen, was jetzt an Geld herumgeschaufelt wird, eine Kleinigkeit. 

Das Arbeitslosengeld gehört selbstverständlich nicht gekürzt, verschärft oder sonst irgendetwas. Es gibt 55 Prozent Nettoersatzrate. Wir sind damit ganz weit hinten in Europa. Armut, Arbeitslosigkeit ist ein Doppel. In dem Moment, wo man in die Arbeitslosigkeit gerät, ist man armutsgefährdet in Österreich. Natürlich gehört das auf mindestens 70 Prozent des letzten Gehalts erhöht. Weit davon entfernt sind wir, nichts davon höre ich bei den aktuellen Verhandlungen. 

Wir fordern Mindestlöhne, von denen man leben kann. 1 000 EUR netto entspricht dem Vorschlag der GRÜNEN und dem Vorschlag der Armutskonferenz. Wieso setzen Sie das nicht um? Warum bringt man das nicht einmal ein in die Verhandlungen? Zumindest das würde man erwarten.

Wenn wir bei den Gebühren und Mieten …

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz zu kommen.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Ich möchte noch einen Satz zu den Gebühren und Mieten in Wien sagen. Dieser Wahlkampfschmäh bezieht sich nicht nur auf die Energiepreise, wir haben das hier auch bezüglich der Gemeindebauten diskutiert: Sie machen einen Mietpreisstopp und beenden ihn mit 31. Dezember heuer. Der Vorschlag der GRÜNEN hat gelautet: Wenn man das ernst meint, dann machen wir das nächstes Jahr auch. Die Leute haben hinten und vorne kein Geld mehr, es wird nicht besser im Moment. Wenn man Armut effektiv bekämpft, gibt es Maßnahmen, die man in Wien auch umsetzen kann.  

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Die Redezeit ist bereits beendet.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Und das vermisse ich. Auf Bundesebene wünsche ich mir nach wie vor – das ist der Schlusssatz – Vermögenssteuern. Die Vermögenden haben jetzt mehr Geld verloren, als Sie sich jemals getraut hätten, Ihnen wegzunehmen. Es ist also ein Leichtes mit Vermögenssteuern … (Abg Dr Herbert Madejski: Jetzt gibt es ja keine Vermögenden mehr!) – Vermögen gibt es immer noch genug, und das ist immer noch irgendwo geparkt in Liechtenstein und in Asien. Wir fordern eine höhere Vermögenssteuer in Österreich, damit man Armut effektiv bekämpfen kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Über den Beitrag meines Vorredners kann ich nur schreiben: Thema verfehlt. (Rufe bei den GRÜNEN: Nein!) Das mit den Energiepreisen ist einfach ein Thema, das sehr wohl die Leute betrifft. Wenn wir heute nachlesen, dass beispielsweise in Wien das Heizen bald um 21 Prozent teurer ist, dann ist das ein Thema, an dem man sich nicht vorbeischwindeln sollte. 21 Prozent in Wien, das steht heute in einer Tageszeitung! Das sollte ein Thema sein, mit dem sich auch die GRÜNEN auseinandersetzen sollten. Sie sollten hier nicht irgendein Geplänkel aufführen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist uns als ÖVP-Wien unverständlich, warum die SPÖ, die einmal den Anspruch gestellt hat, so etwas wie das Soziale in dieser Stadt darzustellen, hier völlig das Thema negiert. Im Gegenteil, wir haben es damit zu tun, dass zwar die Ölpreise sinken und trotzdem Gas und Fernwärme in Wien um vieles teurer werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn Sie sich die Entwicklung der letzten Jahre ansehen, seit die SPÖ hier wieder die absolute Mehrheit in dieser Stadt hat, dann sehen Sie beim „Häupl/Brauner-Index“, dass dieser deutlich über dem Verbraucherpreisindex liegt, meine sehr geehrten Damen und Herren. Hier wird den Wienerinnen und Wienern unheimlich in die Tasche gegriffen. Das ist ein Skandal. Und den können wir nicht zulassen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es handelt sich hier nicht um irgendeinen internationalen Anbieter von Energie, sondern um ein Unternehmen, das zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien steht. Sie begründen auch dieses hundertprozentige Eigentum immer damit, dass eine gewisse soziale Einflussmöglichkeit da sei. Wo ist diese soziale Einflussmöglichkeit von der Wiener SPÖ wahrgenommen worden? Überhaupt nicht, sondern wir haben es mit einer Erhöhung um 21 Prozent beim Heizen zu tun. Das ist die Realität, mit der wir es zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Gaspreiserhöhung ist nicht nachvollziehbar. Die Wiener ÖVP hat es sich daher auch zum Ziel gesetzt, die Konsumentinnen und Konsumenten über andere Möglichkeiten zu informieren, weil es nicht so sein kann, dass sie schutzlos ausgesetzt werden. Es gibt hier jemanden, den ich eigentlich auch in die Pflicht nehmen müsste, dass er etwas tut, nämlich die Wiener Arbeiterkammer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist interessant zu sehen, wie die Kollegen der Arbeiterkammer in Niederösterreich agieren. In Niederösterreich kritisiert die FSG-dominierte Arbeiterkammer die Gaspreiserhöhungen. In Wien schweigt der Herr Tumpel. Das ist ein Skandal für einen Präsidenten der Arbeiterkammer, dass ihm das einfach wurscht ist, wie hier mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in dieser Stadt umgegangen wird. Ich verstehe es nicht, dass die Arbeiterkammer in Wien nicht wenigstens das abschreibt, was in Niederösterreich gesagt wird, wo die Rede ist, dass die Gaspreiserhöhungen eben nicht nachvollziehbar sind. Warum schweigt hier die FSG? Warum schweigt hier der Herr Tumpel, meine sehr geehrten Damen und Herren?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir erwarten uns daher, dass die SPÖ noch einmal nachdenkt. Wir erwarten uns, dass die SPÖ sich ihrer Vergangenheit als soziale Partei besinnt, dass die SPÖ nicht in einer so schwierigen Situation, in der wir uns auch wirtschaftlich befinden, einfach die Tariflawine über die Wienerinnen und Wiener ausbreiten lässt, dass sie im Gegenteil hier in die andere Richtung geht und sagt, nein, das lassen wir nicht zu, das ist ein Unternehmen, das uns gehört, das ist nicht ein Unternehmen, das ausgerichtet ist, den Wienerinnen und Wienern in die Tasche zu greifen. 

Wir hören das nicht. Ich nehme an, wir werden danach wieder hören, warum das nicht anders geht, als das Heizen um 21 Prozent zu verteuern. Ich verstehe das nicht. 

Es gibt hier auch Leute aus der Arbeiterkammer, hauptamtliche Mitarbeiter, es gibt Leute der SPÖ-Fraktion, die Funktionäre sind. Bitte versuchen Sie, auch Ihrem Gewissen nachzukommen! Ihr Gewissen sollte lauten, gegen diese Abzockerei aufzutreten, dass den Wienerinnen und Wienern in die Tasche gegriffen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mörk. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn die Menschen Unterstützung und Hilfe benötigen, stehen ihnen die SPÖ und die Wiener Stadtregierung immer zur Verfügung. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Die soziale Kälte, die Sie nun angesprochen haben, kann ich überhaupt nicht nachvollziehen, denn Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die Sozialhauptstadt Österreichs. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein Drittel der Sozialausgaben der Bundesländer wird in Wien investiert und kommt somit der Wiener Bevölkerung zugute. Die Stadt bietet ihren BürgerInnen ein dichtes bedarfsorientiertes Netz an sozialen Unterstützungen und Hilfsangeboten. Wien ist das einzige Bundesland, das an arbeitsunfähige SozialhilfebezieherInnen eine Dauerleistung in der Höhe des ASVG-Richtsatzes ausbezahlt und wo auch MindestpensionistInnen eine Mietbeihilfe bekommen.

Im Jahr 2007 hat die Stadt 7,7 Millionen EUR in Maßnahmen für Arbeits- und Sozialintegration investiert. 2 200 Menschen haben an diesen Maßnahmen teilgenommen. Arbeit, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist noch immer die beste Armutsbekämpfung. (Beifall bei der SPÖ.)
Die sozialen Leistungen der Stadt Wien werden immer weiter entwickelt. Der Heizkostenzuschuss wird heuer auf 200 EUR erhöht. Mit dem Sozialpass können seit April des heurigen Jahres SozialhilfebezieherInnen und MindestpensionistInnen verbilligt mit den Wiener Linien fahren.

Wien ist Vorbild bei Delogierungsprävention und Wohnungsintegration. Keine europäische Großstadt verfügt über ein derart verzahntes Angebot wie Wien. Für Wohnungslose stellt die Stadt Wien in 40 Einrichtungen 3 500 äußerst differenzierte Plätze zur Verfügung. Das Ziel in Wien ist immer die Reintegration in eine eigene Wohnung. 

Wien gehört auch zur Spitze bei den Ausgaben der Behindertenhilfe. Neben dem breitgefächerten Wohn- und Beschäftigungsangebot wird auch durch die neue Pflegegeldergänzungsleistung Menschen mit schwersten Behinderungen ein selbständiges Leben ermöglicht. 

Wien investiert am meisten in Senioren- und Pflegeheime und kann dadurch den Menschen geeignete Plätze in Einrichtungen anbieten, wesentlich mehr als in anderen Bundesländern. Bis 2015 investiert die Stadt Wien 350 Millionen EUR in den Bau neuer Geriatriezentren. Neue innovative Wohn- und Pflegeprojekte werden geplant und umgesetzt. Die Zahl der Pflegeplätze wird von 8 500 auf 10 000 erhöht. 680 Millionen EUR werden in Wien jährlich für ambulante und stationäre Pflege aufgewendet, kein anderes Bundesland wendet mehr Pflegegeld auf. Über 13 000 Menschen beziehen in Wien ein Landespflegegeld. 

Und Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist auch Europas Nummer 1 im sozialen Wohnbau. In den letzten zehn Jahren wurden mit öffentlichen Mitteln 75 000 neue Wohnungen gefördert und 100 000 Wohnungen wurden saniert. Die Stadt Wien hat 220 000 Gemeindewohnungen, die stetig modernisiert, aber auch preiswert gehalten werden. Rund 10 000 Familien und Einzelpersonen können jährlich eine kostengünstige Wohnung erhalten.

Mit der Wohnpolitik der Stadt Wien werden aber auch 20 000 Arbeitsplätze gesichert. Und der Sozialbericht der Bundesregierung bestätigt auch, in Wien ist es am einfachsten, zu einer günstigen Wohnung zu kommen. Die thermische Wohnhaussanierung ist nicht nur ein Beitrag zum Klimaschutz, sondern auch ein Beitrag zur Senkung der Heizkosten. Seit 1995 wurden die finanziellen Mittel der Stadt Wien für Wohnbeihilfe und andere Subjektförderungen verdoppelt. Leistbares Wohnen wird dadurch in Wien gesichert. Und seit 2001 gibt es auch die allgemeine Wohnbeihilfe für Mieter im privaten Wohnungsbereich. 

Das war nur ein kleiner Ausschnitt, meine sehr geehrten Damen und Herren, über die Leistungen im roten Wien. Darauf können wir – und das bestätigen mir auch immer wieder Mitarbeiter aus sozialen Bereichen aus den Bundesländern – stolz sein. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir lassen uns das auch von Ihnen nicht schlechtreden. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächster Redner ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

„Sozialhauptstadt" ist ein netter Begriff. Ich möchte das auch auf Ihrem Beispiel, dem Fünf-Punkte-Programm für Wien, aufhängen, wenn wir von sozialer Kälte sprechen, und Ihnen ein Gegenbeispiel geben. Bgm Häupl hat das mit einer Presseaussendung am 3. September 2008 mit dem Titel „Wer rasch hilft, hilft doppelt" – fünf Maßnahmen für Wien angekündigt: „Wir lassen niemanden im Regen stehen. Wien verdoppelt den Heizkostenzuschuss", erhöht das Landespflegegeld sowie die Sozialhilfe und so weiter. „Die Wienerinnen und Wiener brauchen unsere Unterstützung." 

Es ist kaum zu überbieten, mit welcher Dreistigkeit ein Programm angeboten wird, das nichts als leere Luft oder dringende Notwendigkeit ist.

Zum ersten Punkt des Fünf-Punkte-Programms für Wien, zur Verdoppelung des Heizkostenzuschusses. Wenn das nicht wieder von der Tagesordnung genommen wird, werden wir morgen die Anhebung auf 200 EUR beschließen. Bis jetzt war der Heizkostenzuschuss zwei Jahre lang 100 EUR, davor 50 EUR. Im Vergleich sind jetzt schon fast alle Bundesländer weit über diesen 100 EUR, manche auch über 200 EUR. Die Anhebung auf 200 EUR ist nichts besonders Soziales, sondern Wien hinkt den anderen Bundesländern hinterher und macht endlich das, was die anderen schon gemacht haben. 

Darüber hinaus bezüglich der vom Herrn Kollegen Ellensohn geforderten Lösungsvorschläge – seine Lösung ist ja eigentlich nur, die Vermögenssteuer einzuführen –: Unsere Lösung ist seit Jahren klar. Wir fordern seit Jahren in diesem Haus 100 EUR pro Monat der Heizperiode, also 500 bis 600 EUR, und nicht 100 EUR und jetzt vielleicht gnadenhalber die Anhebung auf 200 EUR.

Zur Erhöhung des Landespflegegeldes: Da können wir später auch noch darüber reden. Das ist ja keine Leistung der Stadt Wien, meine Damen und Herren! Im Ministerrat ist das schon im Sommer oder vor dem Sommer beschlossen worden, dass das Bundespflegegeld erhöht wird. Da muss das Landespflegegeld nachgehen. Man kann nicht verschiedene Pflegegelder ausbezahlen. Da verkaufe ich den Wähler für blöd, wenn ich ihm das als eine Leistung von Wien verkaufe. Außerdem ist die maximale Erhöhung von 6 Prozent auch ein Witz. Seit der Einführung 1993 ist da ein Wertverlust von 27,5 Prozent eingetreten. Bis jetzt wurde dreimal valorisiert, im Jahr 1993, 1995, 2005. Das heißt, 20 Prozent ist die Erhöhung. Und unsere Forderung wäre eine 20-prozentige Erhöhung. (Abg Christian Oxonitsch: Wer war denn in der Regierung?)
Zur Anhebung der Sozialhilfe: Wien hat, wenn man davon absieht, dass Mietbeihilfe und gewisse so genannte Heizzuschüsse dabei sind, die niedrigste Sozialhilfe von Österreich mit 439 EUR reinem Sozialhilfebeitrag. Da wird es höchste Zeit, dass man das erhöht. Wenn Sie sagen, wir sind die Einzigen, wo eine Heizbeihilfe enthalten ist, so muss ich sagen, das ist auch nicht richtig. Andere haben einen 13. und 14. Sozialbeihilfebetrag, wo das abgedeckt ist. Wien zahlt in der Regel nur 12 Mal die Sozialbeihilfe, wobei es in anderen Bundesländern generell 13 oder 14 Mal gezahlt wird. 

Zur Ankündigung, keine Anhebung der Mieten für 110 000 Mieter im Bereich der Stadt Wien durchzuführen: „Mieten einfrieren" steht im „Heute"-Journal. Das ist überhaupt die größte Dreistigkeit, die es gibt, wenn man im September sagt, man macht keine Mieterhöhung bis Ende des Jahres! Das sind drei Monate, meine Damen und Herren! Das ist ja ... Ich darf diese Wörter nicht verwenden, sonst werde ich gleich mit Ordnungsrufen abgestraft. Wissen Sie, was eine Lösung wäre, wenn man den Armen helfen will? Eine Aussetzung der Indexanpassung. Da könnte man den Leuten helfen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn Sie dann sagen, Sie liegen mit Ihren kommunalen Leistungen im Mittelfeld, dann zeige ich Ihnen Folgendes. (Der Redner hält ein Schriftstück in die Höhe.) Wien auf Platz 3 der teuersten Städte. Beim Wohnen ist Wien überhaupt die teuerste Stadt, auch beim Parken ist Wien die teuerste Stadt!

Wenn Sie etwas tun wollten, was den Menschen wirklich hilft, dann verzichten Sie auf Gewinne bei Müll-, Wasser- und Kanalgebühren, wo Sie im Jahr 2007 zwischen 30 und 50 Millionen EUR Gewinn gemacht haben. Sie machen Gewinne auf Kosten der Bürger bei kommunalen Leistungen, statt dass Sie diese Gewinne zurückgeben. 

Da brauchen Sie dann auch gar nicht großartig zu sagen, beim Landespflegegeld haben wir jetzt 13 Millionen EUR. Sie machen dreimal so viel Gewinn beim Müll in einem Jahr! Wir sagen Ihnen: Machen Sie es kostendeckend! Das wäre unsere Lösung für diesen Punkt.

Ich habe Ihnen fünf Lösungen gebracht und fünf Schmähs aufgezeigt, die der Herr Bürgermeister als sozial unter dem Motto „Wer sofort hilft, hilft doppelt" den Wienerinnen und Wienern unter die Nase reibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mich wundert es fast ein bisschen, dass es bis jetzt noch niemand gesagt hat, aber ich glaube, man muss das einmal mit aller Deutlichkeit sagen: Die Erhöhung bei den Strom- und Gaspreisen um bis zu 21 Prozent ist eine Sauerei.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, bitte!

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (fortsetzend): Es wird nicht besser, wenn man als Stadt Wien darauf verweist, dass es die EVN um 27 Prozent macht. Angesicht der gegenwärtigen Situation, wo ob der Rezession, die kommt, vollkommen klar ist, dass die Armut steigen wird, dass die Arbeitslosigkeit steigen wird, jetzt die Wienerinnen und Wiener noch zusätzlich mit einer 20-prozentigen Steigerung der Energiekosten zu belasten, das ist eine Sauerei und das ist einer Sozialhauptstadt nicht würdig! Die Stadt Wien ist Eigentümer der Wiener Stadtwerke! (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Dr Matthias Tschirf.)

Die Stadt Wien hätte es in der Hand. Und die Wiener Stadtwerke sind diejenigen, die sich noch im Vorjahr damit gebrüstet haben, das Ergebnis gerade im Energiebereich eingefahren zu haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie reden davon, was die Stadt Wien alles macht. Sie reden über den Heizkostenzuschuss, Sie reden über das Pflegegeld. Aber Sie reden nicht davon, dass die Obdachlosigkeit in Wien steigt, Sie reden nicht davon, dass trotz Delogierungsprävention die Zahl der Obdachlosen steigt, Sie reden nicht davon, dass die Zahl der SozialhilfebezieherInnen steigt, und dass es schlimmer wird und dass man gegensteuern muss. 

Wenn es jetzt darum geht, dass diejenigen Menschen, die zwischen 2 000, 2 500 EUR brutto zur Verfügung haben, am stärksten betroffen sind von den Erhöhungen im Bereich der Energie, dann schweigen Sie dazu. Und es nützt nichts, in diesem Zusammenhang darauf zu verweisen, dass es in Niederösterreich nicht besser ist.

Es ist empörend, wie gegenwärtig mit den Budgetmitteln umgegangen wird, und zwar nicht nur mit den Budgetmitteln der Stadt, sondern auch mit den Budgetmitteln auf Bundesebene, wo jahrelang kein Geld da war für Armutsbekämpfung, wo jahrelang kein Geld da war, wenn es um die Sanierung der Krankenkassen gegangen ist, wo jahrelang kein Geld da war, wenn es um Pensionserhöhungen gegangen ist. Und jetzt wird den Reichsten der Reichen das Geld hinten reingeschoben. Das ist empörend. Hier muss gegengesteuert werden, und das würde ich mir auch von einer Wiener Sozialdemokratie erwarten, wenn sich schon eine Kollegin herausstellt und sagt, die Stadt Wien ist die Sozialhauptstadt. (Abg Kurt Wagner: Das ist sie auch!) Das stimmt nicht, und es ist empörend. 

Schauen wir uns doch tatsächlich die Wiener Stadtwerke an, als ein Beispiel nur. Im Kontrollausschuss ist die Antwort von der Frau Stadträtin nicht gekommen. (Zwischenruf von Abg Kurt Wagner.) Ja, ich weiß. Damit, dass man für die Pensionsvorsorge 40 Prozent in Aktien anlegen muss, hat der Karl-Heinz Grasser Millionen von Menschen hineintheatert. Das stimmt. Aber die Stadt Wien und die Wiener Stadtwerke haben Investitionsposten, die nicht nur für die Pensionsvorsorge da sind, und jetzt zahlen alle Wiener und Wienerinnen die Rechnung dafür, dass die diversen Posten der Wiener Stadtwerke seit Jahresbeginn 100 Millionen EUR Verlust gemacht haben. So viel zum sozialen Wien. 
Wir könnten es uns angesichts der jetzt schon sinkenden Energiepreise am Rohstoffmarkt leisten, auf die Preiserhöhung zu verzichten, weil es absehbar ist, wie die Preisentwicklung weitergeht. Das wollen Sie nicht. Sie schröpfen lieber die Menschen, genauso wie es in einer Zeit, wo eigentlich das Gegenteil angesagt wäre, die ÖVP überall dort tut, wo sie ebenfalls regiert. 

Das ist bedauerlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, denn das ist einer Sozialhauptstadt unwürdig. Wir werden morgen noch viel Zeit haben, über Vorschläge, Konjunkturpakete et cetera zu diskutieren, aber bitte überlegen Sie sich bis morgen mehr als das Herunterlesen schon jetzt bestehender Sozialleistungen, denn die haben uns in Wien bisher nicht weitergebracht. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Margulies, für die zweimalige Verwendung des Begriffs „Sauerei" erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. Das ist nicht üblich und der Würde dieses Hauses nicht entsprechend. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor der Wahl hat der Herr Bürgermeister versprochen, dass es im heurigen Jahr keine Erhöhung der kommunalen Gebühren, Tarife und Preise geben würde – es wurde auch das Interview vom 29. Mai zitiert –, aber jetzt am 15.11. wird Gas um 21 Prozent, Strom um 8 Prozent und die Fernwärme um 6,9 Prozent erhöht. Man muss also ganz klipp und klar festhalten: Versprochen und gebrochen! Die Preise werden heuer erhöht.

Nächstes Jahr wird es Gebührenerhöhungen auf Grund des Valorisierungsgesetzes geben, dessen Abschaffung wir im Sommer sehr vehement und wiederholt gefordert haben, aber die Mehrheitsfraktion, die SPÖ, ist nicht bereit, davon Abstand zu nehmen und dieses Valorisierungsgesetz wenigstens auszusetzen. Weitere 60 EUR werden im kommenden Jahr auf Grund dieser Gebührenerhöhungen eine Durchschnittsfamilie belasten. Das ist unsozial. (Beifall bei der ÖVP.) 

Interessant ist es, sich einmal die Argumente näher anzusehen, warum jetzt eine Gaspreiserhöhung notwendig sei. Das Argument lautet: Der Weltmarkt bestimme die Energieeinstandspreise, daher müsse man nachziehen. Das sei mit einer Zeitverzögerung von sechs Monaten so üblich. Was nicht dazugesagt wird, ist, dass wir derzeit die niedrigsten Erdgaspreise seit 2004 haben und dass diese Preise um 60 Prozent niedriger liegen als noch im Juni dieses Jahres. 

Man kann es ganz einfach machen: Reden Sie sich nicht auf die Einstandspreise aus, sondern senken Sie die Abgabepreise. Das haben Sie nämlich in der Hand. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie können die Abgabepreise bestimmen. Es handelt sich um ein Unternehmen, das zu 100 Prozent im Eigentum der Kommune steht, und da könnten Sie doch ganz locker und einfach sagen: Nein, wir erhöhen die Preise nicht. Wir versuchen nicht, uns ein Körberlgeld zu machen. Sie tun es nicht. Das enthüllt alles als Heuchelei, was Sie sonst an Argumenten vorbringen.

Der Chef der E-Control hat es Ihnen ja gesagt – wörtliches Zitat: „Die von den Ländern kontrollierten Unternehmen sollten nun ihre soziale Verantwortung wahrnehmen." – Walter Polz. 

Ja, genau darum geht es. Nehmen Sie Ihre soziale Verantwortung wahr, verwenden Sie die Unternehmen im sozialen Sinn! Bekennen Sie sich nicht nur in Sonntagsreden zur Daseinsvorsorge öffentlicher Betriebe, sondern machen Sie etwas! Verwenden Sie die öffentlichen Betriebe nicht zur Profitvorsorge. Um die geht es nämlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist unsozial und zynisch, wenn die Finanzstadträtin ankündigt, dass im Frühjahr die Preise ohnehin wieder gesenkt würden. Das ist entweder schlicht – um es vorsichtig zu sagen – oder nur zynisch. Nach der Heizsaison werden die Preise gesenkt, vorher werden sie um 21 Prozent im Fall der Gaspreise erhöht. Das ist nicht nachzuvollziehen. Das ist nicht verständlich, und das enthüllt, wie gesagt, jegliches Statement von Ihnen als pure Heuchelei.

Rohöl hat im Sommer je Barrel 147 Dollar gekostet, jetzt sind es 70 Dollar pro Barrel. Warum Sie das Modell, die Preise von vor sechs Monaten nachzuvollziehen, jetzt in Wien verwirklichen wollen, wird niemand verstehen. Es wird auch niemand nachvollziehen können, welcher Teufel Sie reitet, zu sagen, jetzt werden die Preise erhöht und im Frühling dann wieder gesenkt. 

Handeln Sie jetzt! Sie haben die Möglichkeit zu handeln. Sie haben die Möglichkeit, den Kommunalbetrieb für soziale Aufgaben, wenigstens teilweise, zu verwenden. Sie haben die Möglichkeit. Handeln Sie, tun Sie es! Reden Sie nicht nur, sondern zeigen Sie endlich Taten. Reden Sie nicht nur von der Sozialhauptstadt Österreichs, sondern versuchen Sie, einmal etwas für die Wienerinnen und Wiener auf diesem Gebiet zu tun. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Florianschütz. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei dieser Diskussion verrutscht mir das Weltbild. Ich bin geradezu fassungslos über das, was hier geboten worden ist, abgesehen davon, dass es sich um eine Themenverfehlung handelt. Wir reden ja heute über die Frage „Gebührenlawine und soziale Kälte im roten Wien".

Ich möchte darauf hinweisen, dass zum Thema Gebühren in dieser Debatte noch kein Wort gefallen ist. Es wurde über Preise geredet. Preise und Gebühren sind etwas anderes. Ich schließe daraus, dass das damit zusammenhängen kann, dass der Herr Bürgermeister und die Frau Finanzstadträtin Wort gehalten haben. Wir haben gesagt, die Gebühren werden nicht erhöht, die Mieten werden nicht erhöht, und so ist es auch passiert. Der Opposition ist dazu kein Wort eingefallen. Das muss man auch sagen. (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Reden Sie von der sozialen Kälte!) Zu Frage der sozialen Kälte oder dem, was Sie als solche bezeichnen, komme ich gleich.

Und das Zweite, was mich verwundert, das möchte ich schon sagen ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich ersuche um etwas mehr Ruhe im Saal. Man versteht den Redner sonst überhaupt nicht. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Abg Peter Florianschütz (fortsetzend): Das möchte ich schon sagen. Ich war bis jetzt immer der Auffassung, dass es so etwas wie klare Positionen zum Thema Wirtschaft und Markt gibt. In der jetzt stattgefundenen Debatte habe ich – oder mir ist etwas entgangen – eine neue Erfahrung gemacht. Die Frage lautet nämlich: Wenn dermaßen massiv in den Markt eingegriffen werden soll und die Marktmechanismen ausgerechnet von den Konservativen hinterfragt werden, ist mir da etwas entgangen? Streben Sie Systemalternativen an? (StR Johann Herzog: Reden Sie nicht über Banken, reden Sie über die armen Leute! – Abg Christian Oxonitsch: Das sind eure Manager! – Weitere Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP und FPÖ.)
Wissen Sie, das Problem ist ja das: Armut in unserer Gesellschaft entsteht halt schon auch durch das Wirtschaftssystem und nicht durch die Regierung. Das möchte ich schon sagen. Das ist ein Fehlverständnis, dem Sie halt immer wieder aufsitzen (StR Johann Herzog: Was reden Sie da daher?), genauso wie es ein Fehlverständnis ist, das Kind mit dem Bade auszuschütten. 

Nur als ein Beispiel: Sie sagen, es geschieht nichts. Ich sage Ihnen, Wien ist das einzige Land, wo an Sozialhilfeempfänger 42 EUR pro Monat als Heizkostenzuschuss ausgezahlt werden. Das gibt es nur in Wien und sonst nirgends. Insofern hat die Kollegin Mörk selbstverständlich recht, dass Wien eine soziale Hauptstadt ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Und wenn das heute zitiert worden ist unter dem Motto, dass die Lage schlecht sei, so ist niemand in diesem Haus der Auffassung, dass Armut nicht existiert und dass Armut nicht nachhaltig bekämpft werden soll. Aber wenn heute zitiert worden ist, die Preise – wir reden jetzt wieder von Preisen – sind so stark gestiegen – es wurde eine Zeitung zitiert –, dann weise ich Sie darauf hin, dass das Gas für eine vierköpfige Familie mit einem durchschnittlichen Jahresverbrauch im Februar in Wien 955,68 gekostet hat und jetzt 1 003,90 kostet – das ist eine Preissteigerung beträchtlichen Ausmaßes –, in Innsbruck waren es vorher schon 1 075,18 und sind es jetzt 1 101,96, was bedeutet, dass in Innsbruck beispielsweise schon vorher viel mehr bezahlt worden ist und jetzt immer noch viel mehr gezahlt wird. Wir befinden uns, was die Preisentwicklung betrifft, im gesunden Mittelfeld, ohne dass mir das eine Freude machen würde, das möchte ich schon sagen.

Meine Damen und Herren! Wenn heute mehrfach gefordert worden ist, die Stadt Wien soll auf die Betriebe einwirken und in die Betriebe eingreifen, die ihr gehören, markt- und betriebswirtschaftlich gegen den Trend und gegen die Wissenschaft, dann fällt mir dazu ein anderes Unternehmen ein: die Austrian Airlines. So kann man natürlich auch wirtschaften, dass man zuerst hergeht und gegen jede Vernunft eine Firma völlig niederwirtschaftet, sodass man sie dann am Ende des Tages nicht einmal verschenken kann, sondern noch etwas draufzahlen muss. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Das ist aber nicht die Politik, die wir hier machen werden, meine Damen und Herren. Ganz sicher nicht! (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ. – Abg Christian Oxonitsch: Das ist die Wirtschaftskompetenz von euren ÖVP-Managern! Gratuliere!)

Ich muss meinem Klubobmann völlig recht geben. Die Wirtschaftskompetenz auf dieser Seite (In Richtung ÖVP.), die ziehe ich in Zweifel. (Abg Christian Oxonitsch: So kann man mit Unternehmen nicht umgehen!) Das möchte ich sagen, die ziehe ich in Zweifel. (Anhaltende Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Durch das ständige Wiederholen von Unrichtigkeiten werden diese nicht richtiger. Da können Sie machen, was Sie wollen, es hilft Ihnen nichts. Sie können hundertmal etwas behaupten, es ist nicht wahr. (Abg Alfred Hoch: Herr Kollege! Sie wollen ein Gewerkschafter sein?) Ja, im Gegensatz zu Ihnen will ich nicht nur, ich bin es auch. 

Ich glaube – und das ist ja die Diskussion, die hier geführt worden ist –, dass es darum geht, Armut zu bekämpfen und sich um die kleinen Leute zu kümmern. Die Frage ist nur, mit welchem Mechanismus. Mache ich das über Sozialtransfers, mache ich das, indem ich armen Menschen zum Beispiel über ein Grundeinkommen, für das ich sehr bin, helfe, oder gehe ich her und rede die städtische Wirtschaft schlecht, indem ich zum Beispiel Gebühren und Preise verwechsle? 

Wir werden das so machen, dass wir den sozial Schwachen helfen durch Sozialhilfe, durch Sozialtransfers und durch die Einführung einer Grundsicherung, aber wir werden sicher nicht hergehen und die städtischen Betriebe marktwirtschaftlich hinunterwirtschaften. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Meine Damen und Herren! Ich darf die zahlreichen Gäste, die sich heute auf der Galerie befinden, recht herzlich begrüßen; ganz besonders den Ersten Landtagspräsidenten aus unserem Nachbarbundesland, dem Burgenland, Walter Prior. Herzlich willkommen bei uns im Wiener Landtag! (Allgemeiner Beifall.)
Die Abg Christian Oxonitsch und Karlheinz Hora haben am 16. Oktober 2008 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Änderung des Wiener Pflanzenschutzmittelgesetzes, LGBl für Wien Nr 18/1990 in der Fassung des Gesetzes für Wien, LGBl Nr 9/2008, eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Umwelt zugewiesen.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 1, 6, 2, 3, 4 und 5 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Meine Damen und Herren! Der Erste Präsident des Wiener Landtages Johann Hatzl, den ich auch recht herzlich auf der Galerie begrüße (Allgemeiner Beifall.), hat mit heutigem Tag, 8 Uhr, wie er es auch schon angekündigt hat, sein Mandat zurückgelegt und ist aus dem Wiener Landtag ausgeschieden.

Es obliegt mir daher, die Wahl eines Ersten Präsidenten vorzunehmen. 

Der Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates für das Amt des Ersten Präsidenten lautet auf Herrn Abg Prof Harry Kopietz. 

Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen.

Ich ersuche die Abgen Herrn Dr Günther, Frau Smolik, Herrn Mag Gerstl und Herrn Lindenmayr, als Wahlprüfer zu fungieren, wie sie das auch schon sehr oft gemacht haben. Ich bitte sie, nach vorne zu kommen. Ich hoffe, die Urne steht schon da. Ich bitte die Wahlprüfer festzustellen, ob die Urne leer ist, damit wir auch alles ganz korrekt abwickeln. (Die genannten Wahlprüfer, mit Ausnahme des nicht anwesenden Abg Mag Wolfgang Gerstl, werfen jeweils einen Blick in die Wahlurne.)

Würden Sie mir auch noch einen Blick gestatten? (Geschieht.) Herzlichen Dank! Ich stelle fest, dass die Urne leer ist.

Aha, Herr Abg Parzer wird statt Herrn Abg Gerstl als Wahlprüfer fungieren. Ich bitte auch ihn, einen Blick in die Wahlurne zu werfen.

Ich bitte nun die beiden Schriftführerinnen, die Landtagsabgeordneten namentlich aufzurufen, und die Damen und Herren Abgeordneten ersuche ich, jeweils nach Aufruf die Wahlzelle aufzusuchen, den Stimmzettel entsprechend auszufüllen und diesen anschließend in die Urne zu legen. Die Stimmzettel werden bei den Wahlzellen ausgegeben. Bei diesem Wahlvorschlag ist „Ja" oder „Nein" anzukreuzen.

Ich bitte nun die Frau Abg Mag Kato, mit dem Aufruf zu beginnen.

Schriftführerin Abg Sonja Kato: Dr Aichinger, Dipl-Ing Al Rawi, Mag Anger-Koch, Mag Antonov. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich darf nur kurz noch erwähnen, dass Frau Abg Vitouch entschuldigt ist.

Schriftführerin Abg Sonja Kato (fortsetzend): Herr Abg Bacher-Lagler, Herr Abg Baxant, Frau Abg Cammerlander, Herr Mag Chorherr, Herr Abg Deutsch, Herr Mag Dworak, Herr Mag Ebinger, Herr Dr Eisenstein, Frau Mag Ekici, Herr Abg Ekkamp, Frau Mag Feldmann, Frau Abg Floigl, Herr Abg Florianschütz, Frau Abg Frank, Frau Abg Gaal, Frau Dipl-Ing Gretner, Herr Mag Gudenus, Herr Dr Günther, Herr Abg Harwanegg, Herr Abg Hoch, Herr Holzmann, Herr Abg Hora, Herr Präsident Hufnagl, Frau Abg Jerusalem, Herr Mag Jung, Herr Abg Kenesei, Frau Abg Klicka, Herr Prof Kopietz. (Da Abg Prof Harry Kopietz nicht gleich reagiert, wiederholt die Schriftführerin den Namensaufruf. – Heiterkeit. – Abg Mag Wolfgang Jung: Wer zu spät kommt, den bestraft die Geschichte!) Frau Abg Korosec, Herr Mag Kowarik, Frau Mag Krotsch, Frau Mag Lachkovics, Herr Abg Lasar, Frau Dr Laschan, Herr Abg Lindenmayr, Frau Abg Ludwig-Faymann, Herr Dr Madejski, Herr Abg Mahdalik, Herr Mag Maresch, Herr Dipl-Ing Margulies, Frau Abg Matiasek, Frau Abg Matzka-Dojder, Herr Dr Maurer. 

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Herr Dr Mayer, Ing Meidlinger, Frau Abg Mörk, Herr Mag Neuhuber, Herr Abg Nevrivy, Frau Mag Kato, Herr Abg Niedermühlbichler, Frau Abg Novak, Herr Abg Oxonitsch, Herr Abg Parzer, Frau Abg Petrides, Herr Univ-Prof Dr Pfleger, Frau Dr Pilz, Frau Abg Polkorab, Frau Abg Praniess-Kastner, Frau Abg Puller, Frau Mag Ramskogler, Herr Mag Reindl, Frau Abg Reischl, Herr Abg Reiter, Frau Abg Riha, Frau Mag Ringler, Frau Abg Rubik, Frau Abg Schinner, Herr DDr Schock, Herr Abg Schreuder, Frau Abg Schrödl, Frau Abg Schubert, Herr Abg Schuster, Frau Abg Smolik, Herr Mag Spitzer, Herr Abg Stark, Frau Mag Straubinger, Herr Abg Strobl, Frau Abg Stubenvoll, Herr Dr Stürzenbecher, Herr Dr Troch, Herr Dr Tschirf, Herr Mag Gerstl, Herr Abg Valentin, Frau Mag Vassilakou, Herr Abg Vettermann, Herr Abg Wagner, Frau Mag (FH) Wehsely, Herr Dr Wolf, Herr Abg Woller, Herr Mag Wutzlhofer, Frau Abg Yilmaz und Frau Abg Zankl. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ist jemand von den Abgeordneten nicht aufgerufen worden? – Das ist nicht der Fall. 

Daher erkläre ich die Stimmabgabe für geschlossen und bitte die Wahlprüfer, das Wahlergebnis festzustellen. 

Bis zu dieser Feststellung wird die Sitzung unterbrochen. Ich bitte aber die Damen und Herren des Landtages, im Saal anwesend zu bleiben. 

Die Sitzung ist somit unterbrochen. (Abg Christian Oxonitsch zu Abg Nurten Yilmaz, die noch auf dem Weg zur Wahlurne ist –: Du bist zu spät, es ist schon unterbrochen! – Auch Abg Inge Zankl hat ihren Stimmzettel noch nicht in die Wahlurne gelegt.) Ach so, wir sind noch nicht fertig. Entschuldigung! Bitte noch um die restlichen Stimmen. Erst jetzt ist die Stimmabgabe geschlossen. Es hat sich auch niemand gerührt, dass er nicht aufgerufen wurde. Okay. 

Sitzungsunterbrechung bis zur Feststellung des Wahlergebnisses. 

(Die Sitzung wird um 11.34 Uhr unterbrochen und um 11.42 Uhr wieder aufgenommen.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen.

Das Wahlprotokoll liegt nunmehr vor.

Das Ergebnis der Wahl zum Ersten Landtagspräsidenten lautet: Abgegebene Stimmen 96 – es sind ja vier Abgeordnete entschuldigt –, davon sind 57 mit Ja, 39 mit Nein, und null ungültige Stimmen. 

Somit ist Herr Prof Harry Kopietz mit 57 Stimmen zum Ersten Präsidenten gewählt. (Allgemeiner Beifall, auch von Besuchern auf der Galerie. – Abg Prof Harry Kopietz erhebt sich von seinem Platz und dankt mit Verbeugungen in alle Richtungen, auch in Richtung Galerie.)
Ich muss noch vorher den Herrn Abg Prof Harry Kopietz fragen, ob er die Wahl zum Ersten Präsidenten annimmt.

Lieber Harry, nimmst du die Wahl an?

Abg Prof Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich nehme sie an.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke für diese Erklärung. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich darf dir ganz persönlich herzlich zu deiner Wahl gratulieren. Ich bin mir ganz sicher, dass du diese verantwortungsvolle Aufgabe für das Bundesland Wien, so wie immer, mit großer Freude und auch großem Einsatz sehr gerne bewältigen wirst. 

In diesem Sinne alles, alles Gute für deine zukünftige Aufgabe. Natürlich auch im Namen des Dritten Landtagspräsidenten und in meinem Namen alles, alles Gute! 

Ich darf dich jetzt gleich bitten, den Vorsitz zu übernehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz (der beim Einnehmen des Platzes die Glocke zu Boden stößt und damit Heiterkeit erregt): Danke. An diese Dinge muss ich mich erst gewöhnen. (Neuerliche Heiterkeit.) Es ist noch nicht das Christkind, aber trotzdem hoffe ich, dass es nicht allzu sehr störend war. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch auf der Galerie und im Internet! Hohes Haus!

Es ist mir natürlich ein großes Anliegen, mich für die Wahl und den Vertrauensvorschuss im Zuge der Wahl zum Ersten Präsidenten des Wiener Landtages zu bedanken. Ich werde mich bemühen, diesem Vorschuss gerecht zu werden, und bitte alle, die mich heute nicht gewählt haben, ebenso um eine gute und intensive Zusammenarbeit im Sinne unserer Stadt und unserer Bewohnerinnen und Bewohner. Vielen Dank.

Von dieser Stelle aus erlaube ich mir aber auch, meinen Dank an meinen Vorgänger in dieser verantwortungsvollen Funktion auszusprechen. Präsident Hatzl hat mit großer Umsicht, hohem Fachwissen und ausgeprägt objektiver Amtsführung sich über die Grenzen der Parteien und des Landes hinaus Anerkennung erworben und einen wichtigen Beitrag zum hohen Ansehen Wiens geleistet. Ein herzliches Dankeschön! (Allgemeiner Beifall.)
Ich werde versuchen, nach bestem Wissen und Gewissen dieses zutiefst demokratische Amtsverständnis fortzuführen und weiterhin mit Leben zu erfüllen, ich werde mich aber auch nicht scheuen, dort, wo es mir zielführend erscheint, neue Wege zu beschreiten, selbstverständlich uneingeschränkt – dessen können Sie sicher sein – auf dem Boden der Verfassung und ihrer Intention.

Demokratie ist kein starrer Zustand, sondern ein ständig fließender Prozess, der immer wieder sicherstellen muss, dass alle gesellschaftlich relevanten Kräfte und Gruppen in den Dialog und in die Gesetzwerdung mit einbezogen werden. Nur so, pluralistisch und demokratisch, kann eine organisierte Gesellschaft im Sinne eines guten und friedvollen Zusammenlebens der Menschen in unserem Land funktionieren. Das schließt auch und vor allem die Achtung des anderen, dessen unverrückbares Recht auf die Achtung seiner Würde mit ein, denn Menschenwürde und Menschenrechte sind unteilbar. 

Wien ist politisches und wirtschaftliches Zentrum Österreichs und Mittelpunkt der CENTROPE-Region und nimmt diese zukunftsorientierte Drehscheibenfunktion mit großem Engagement wahr. Um dieser vielschichtigen Aufgabenstellung gerecht zu werden, bedarf es einer funktionierenden Zusammenarbeit mit dem Bund, den anderen Bundesländern. Dies – und das ist als besonders erfreulich hervorzustreichen – funktioniert ausgezeichnet. Wien ist ein erfolgreicher Teil des ebenso erfolgreichen Ganzen. 

Mein Ziel ist es, im Sinne dieser funktionierenden Kooperation und wo immer es möglich ist, essentielle Beiträge zu leisten, Gesprächen gegenüber stets offen zu sein, das Gemeinsame konsequent über das Trennende zu stellen, Wien als Ort des Dialogs, des Austausches unterschiedlicher Meinungen und Vorstellungen zu sichern und weiter zu festigen. 

Das bezieht sich auch auf meinen persönlichen Amtsbereich. Wer auch immer Wünsche und Anregungen hat, die Wien und seinen Menschen dienlich sind, dem steht meine Tür stets offen. 

In diesem Sinn lade ich Sie ein, immer wieder gemeinsam neue, positive Ideen für Wien zu entwickeln und sie zum Wohle der Menschen zu verwirklichen.

Ein herzliches Dankeschön! (Allgemeiner Beifall.)
Der Herr Lhptm Dr Michael Häupl hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! 

Abschiednehmen ist, auch wenn es bei Weitem nicht so dramatisch ist, immer etwas, was zumindest mit einer Wehmut verbunden ist. Und wenn man mit jemandem fast 40 Jahre zusammen gearbeitet, zusammen gekämpft, zusammen gefeiert, gelegentlich zusammen gestritten hat, dann ist schon eine gehörige Portion Wehmut auch dabei. 

In der letzten Landtagssitzung hatten die Klubvorsitzenden der hier im Landtag vertretenen Parteien Gelegenheit, dem nunmehr ehemaligen Ersten Präsidenten des Wiener Landtages, Johann Hatzl, Dankeschön zu sagen, einen Abschied in der Funktion zu nehmen und sein Werk und seine Arbeit gerade auch als Landtagspräsident zu würdigen.

Ich will und werde das heute nicht wiederholen, aber was ich sehr gerne tun möchte, ist, eben anzuschließen an das, was ich einleitend schon sagte und ein sehr persönliches Dankeschön an dich zu richten – und ich möchte bei diesem vertrauten „Du“ auch und gerade bei dieser Gelegenheit bleiben –, ein sehr persönliches Dankeschön zu sagen für all das, was wir zusammen machen durften, zusammen erleben durften, zusammen arbeiten durften, ja, und eigentlich auch ein Dankeschön dafür, wenn wir etwas heftigere Diskussionen und Meinungsverschiedenheiten hatten. Denn gerade daraus lernt man. Wie Konflikte unter Freunden bewältigt werden, beweist letztendlich auch die Qualität einer Freundschaft. Dafür bin ich dir persönlich sehr, sehr dankbar. 

Ich wünsche dir alles Gute. Ich weiß, was du jetzt in deiner nächsten Lebensplanung vorhast. Das ist etwas, was emotionell wahrscheinlich sehr viel befriedigender ist, als gelegentlich eine Landtagssitzung hier zu leiten, obwohl wir uns das alle kaum vorstellen können.

Ich gehe davon aus, dass wir dich – wenn ich „wir" sage, meine ich unsere gemeinsame Gesinnungsgemeinschaft – nicht verlieren werden, sondern dich, ganz im Gegenteil, in der gewohnten Frische auch in der Partei entsprechend hören und verstehen werden, denn ich bin zutiefst sicher, dass du dich, so wie in der Vergangenheit, äußerst gut verständlich machen kannst und verständlich machen wirst. Und das ist gut so. 

Dir, lieber Harry – und auch hier möchte ich nach diesen bald 40 Jahren, die wir uns kennen, beim vertrauten Du bleiben –, wünsche ich alles Gute. Ich bin überzeugt, du wirst die Metamorphose vom Landesparteisekretär der SPÖ zum Ersten Präsidenten des Wiener Landtages tadellos bewältigen, und ich spreche hier weniger vom naturwissenschaftlich-biologischen Begriff der Metamorphose, sondern mehr im Sinne von Ovid und Goethe. Du wirst es so machen, wie wir gewohnt sind, dass du Arbeiten erledigst, Aufgaben erledigst. 

Du hast allein in der von mir überschaubaren in vielfacher Hinsicht ja gemeinsamen Arbeit so unterschiedliche Tätigkeiten bewältigt, du hast Persönlichkeiten wie Helmut Zilk in all seinem Facettenreichtum, auch emotionell, mehr als bewältigt, du hast mich ausgehalten, um das einfacher zu sagen, also muss dir ja eigentlich die Tätigkeit als Erster Landtagspräsident jetzt fast als ein vorgezogener Urlaub erscheinen. (Heiterkeit.)
Harry, ich wünsch dir alles Gute! Ich wünsch dir, dass dir das, was du nunmehr in deiner Antrittsrede als Skizzierung deiner künftigen Aufgabe hier dargelegt hast, gelingen möge. Denn wir alle brauchen neben dem Wissen und dem Engagement, das wir in die politische Tätigkeit einbringen, auch die notwendige Fortune. Und die wünsche ich dir aus ganzem und reinem Herzen. Harry, alles Gute! 

Dir, Hansi, lieben Dank. – Danke schön. (Allgemeiner Beifall. – Die Abgeordneten der SPÖ erheben sich von ihren Plätzen und spenden Beifall, auch und vor allem in Richtung Galerie. – Lhptm Dr Michael Häupl begibt sich zum Präsidium und überreicht Präsident Prof Harry Kopietz unter anhaltendem Beifall – auch von den Besuchern auf der Galerie – einen Strauß Blumen.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke schön. Es ist mir ein Bedürfnis, dir, lieber Hansi Hatzl, noch etwas zu sagen. Du hast gesehen, du wirst diesem Haus abgehen. Aber ich bin mir sicher, wir werden dich hören und sehen. Alles Gute! 

Wir kommen nun zur Postnummer 6 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2007. 

Ich darf dazu den Patientenanwalt Prof Dr Konrad Brustbauer herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall.)
Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau Abg Klicka, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag. Ich ersuche um Zustimmung zum Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Lasar zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer! 

Vorerst, meine Damen und Herren, möchte ich mich einmal bei der Patientenanwaltschaft, bei Herrn Dr Brustbauer und seinem Team, für die Arbeit, die im vergangenen Jahr geleistet wurde, recht herzlich bedanken. Die Arbeit mit Hunderten von Anrufen, Beschwerden, Schlichtungen ist natürlich oft nicht leicht. Darum, meine Damen und Herren, bin ich sehr froh, dass die Patientenanwaltschaft mit dem Ombudsmann zusammengelegt wurde und dadurch mehr Synergien geschaffen wurden. 

Aber auf eines hat man wieder einmal vergessen bei der Zusammenlegung, das war genau das Personal, meine Damen und Herren. Es wurde zwar jetzt nach langen Diskussionen und Absprachen etwas Personal nachbesetzt, aber nach meinen Informationen ist es immer noch viel zu wenig, und ich hoffe, dass in der nächsten Zeit die Patientenanwaltschaft mit weitaus mehr Personal besetzt wird, weil ja die Probleme in Wien vor allem auch in diesen Bereichen immer mehr werden, und es gibt auch immer mehr Beschwerden. Das geht auch aus der Statistik hervor. 

Stellen sie sich vor, meine Damen und Herren, wenn zu diesen Hunderten von Beschwerden, die jedes Jahr an die Patientenanwaltschaft herangetragen werden, noch die der Drogenerkrankten dazukommen würden, die in Wien keine Therapieplätze mehr bekommen, die nur im Kreis geschickt werden, weil man nicht weiß, was man mit ihnen machen soll, weil es keine Therapieplätze gibt. 

Meine Damen und Herren! Das ist das Zeichen einer Stadtregierung. Ich sage Ihnen, das ist ein Armutszeugnis für Wien, für Ihre ganze Drogenpolitik. (Beifall bei der FPÖ.)
Wie ist das, wenn man das jetzt einmal ganz genau beleuchtet? Schauen wir uns erstens einmal Ihre Prävention an, die Sie betreiben. Fangen wir bei den Schulen an, bei den Jüngsten. Was passiert in den Schulen? 

Da kommt irgendein Geschichtslehrer, Turnlehrer oder jemand anderer, der sich halt die Stunde Zeit nimmt, nimmt die Jungen dann in irgendeinen Saal mit und sagt, so heute möchten wir die Drogen kurz erklären. Die Drogen sind einmal schädlich, das weiß, glaube ich, jeder, und heute sehen wir einmal den berühmten Film „Wir Kinder vom Bahnhof Zoo". So, dann läuft der Film einmal ab, die jungen Mädchen sitzen dann da, sind ganz erstaunt, wie herrlich die Christine in dem Film vorkommt, cool, locker, alles die Christine.

Meine Damen und Herren, genau so etwas geht in die falsche Richtung, genau das kritisiere ich bei Ihnen. Aber nun zu diesem Film noch einmal zurück: Den Schluss von diesem Film haben Sie den Kindern nicht gesagt. Heute ist die Christine genau dort wieder, wo es begonnen hat. Das ist in Berlin am Bahnhof Zoo, sie ist heruntergekommen, vollgepumpt mit Drogen, meine Damen und Herren, und das ist Ihre Prävention bei den Jüngsten in der Stadt, meine Damen und Herren. Ich sage Ihnen, es ist ein Skandal, wenn man eine solche Prävention vor den Drogen in Wien, vor allem bei Kindern in der Schule vornimmt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber es geht ja noch weiter. Wenn schon diese Leute drogenerkrankt sind, was passiert dann mit jenen, die von diesen Drogen wegkommen wollen. Sie wollen natürlich auf einen Entzug gehen. Was passiert jetzt. Jetzt meldet man sich einfach bei irgendeinem Verein - ich möchte jetzt keine Namen nennen, es gibt ja viele Vereine, die Sie hier ins Leben gerufen haben - dort geht man hin, sagt, ich bin abhängig von dieser oder jener Droge, ich möchte einen Therapieplatz haben. Nun, dann werden Sie Ihre Wunder erleben, was Sie dort zu hören bekommen. 

Erstens: Was passiert? Nun, dann sagt man, ja so einfach geht das nicht, wir müssen jetzt einmal offiziell schauen, dass Sie einmal offiziell drogenabhängig sind, weil einen Therapieplatz kriegen sie nicht so mir nichts dir nichts, wenn wir das nicht ganz genau wissen.

Dann gibt es das Nächste: Dann muss man einmal genau erzählen, warum, weshalb und wieso man drogenabhängig geworden ist, und dann kriegt man einen Tipp, man geht zu einem Arzt. So, das ist der nächste Schritt. Der Arzt stellt dann fest, Sie sind drogenabhängig. 

Was passiert weiter: Sie bekommen dann sozusagen ein Therapieprogramm vom Arzt, der schreibt Ihnen dann ein Rezept, anstatt dass man Sie gleich auf einen Therapieplatz hingegeben hätte. Ich glaube, das wäre ja die Lösung gewesen, wenn schon einer freiwillig kommt, und nicht, dass man ihn zu einem Arzt schickt und dass er erst einmal offiziell drogenabhängig werden muss in Wien. So passiert es aber leider. Und dann bekommt man dieses berühmte Rezept, es wird dann ein Ersatzprogramm für Drogen übergeben. Und da habe ich gleich ein Rezept für Sie, (Der Redner hält ein Formular DIN A5 – Format in die Höhe.) wo Sie gleich einmal wissen, wie heute – nicht bei allen Ärzten, sage ich, aber bei vielen Ärzten, Verschreibungen erfolgen, die zum Himmel schreien. 

Hier habe ich ein Rezept, meine Damen und Herren, wo Schlaftabletten für einen schwerst Drogensüchtigen verschrieben werden, wo gleich einmal die Dosis für ein Quartal reicht. Der kriegt einmal drei Packungen 
á 30 Stück, wo die Einnahme täglich eine Tablette ist. Rechnen Sie sich einmal aus, wie viele Tage der damit auskommt. Also, in dieser Packung sind 30 Stück drinnen, das sind 90 Tabletten, der kommt einmal 90 Tage mit den Schlaftabletten aus, und dann kriegt er noch Beruhigungstabletten. 

Das heißt, da kriegt er laut diesem Rezept drei Packungen á 50 Stück, eine Einnahme am Tag. Das sind 150 Tage im Jahr, und für diese Zeit hat er Tabletten. Nun, wo glauben Sie, landen diese Tabletten? Ich brauche Sie, glaube ich, nicht fragen, Sie werden es selber wissen. Am Karlsplatz und in der Umgebung sind diese Tabletten zu bekommen, dort können Sie jeden Tag vorbeischauen, da bekommen Sie jede Menge, alles, was Sie wollen, meine Damen und Herren. Das ist Ihr Drogenkonzept in Wien, in Ihrer sozusagen sozialen Stadt. 

Viele Eltern, die das natürlich von ihren Kindern mitkriegen, sind ja schon verzweifelt. Und das sage ich jetzt hier nicht nur einfach, weil ich es sage, sondern es ist in der Tat bedrückend, wenn uns Eltern täglich anrufen, die nicht wissen, was sie machen sollen, wenn sie sagen, sie seien überfordert, sie haben keinen Anlaufplatz, keine Anlaufstelle, nichts, denn es passiert in Wien nichts. 

Das Einzige, was passiert, das kann ich Ihnen auch sagen: Sie gründen dann sozusagen Vereine. Ja, recht schön und gut, aber was sollen die Vereine machen mit ihren ganzen Beratungen. Die Drogen, die dann am Karlsplatz verkauft werden, das wissen Sie ja selbst, kriegen sie ja dort täglich. 

Was passiert dann: Genau dort kommen alle Drogenkranken zusammen und damit haben Sie das nächste Problem in Wien geschaffen. Und warum, das sage ich Ihnen auch, denn Sie werden es sonst selbst nicht einsehen, warum das so ist. Dort trifft sich jeden Tag, und nicht nur am Karlsplatz, es gibt ja andere Plätze auch, es gibt einen Julius-Tandler-Platz, es gibt Bahnhöfe, es gibt einen Schottenring, meine Damen und Herren. Dort sind heute schon die Treffpunkte, es gibt nicht mehr nur diesen Karlsplatz allein. Und das ist ja das Traurige, es wird immer mehr, und Sie machen nichts. Das Einzige, was Sie machen, ist, Sie gehen einfach her, gründen Vereine, wie „Help U" und „SAM", und die dürfen sich dann dort abquälen mit den Drogenkranken und anderen Leuten. 

Das kann ja nicht das Drogenkonzept der Wienerstadt sein, einer sozialen Stadt, denn dann haben Sie jedes Soziale verloren, bitte, wenn das Ihr Konzept ist, Vereine zu gründen, die schauen, dass die Leute, die täglich in die Arbeit gehen, von den Drogenkranken nicht belästigt werden. Das ist kein Konzept, das ist eine Hilflosigkeit von Ihnen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber ich möchte jetzt ja gar nicht im Detail auf die Vereine eingehen, weil die tun mir ja auch schon leid, die sind ja genauso hilflos, denn was sollen die dort machen. Ich weiß es nicht, und die Leute von den Vereinen wissen es heute auch nicht. Wenn dort eine Szene eskaliert, bleibt Ihnen nichts anderes übrig, als dass sie die Polizei rufen. Und wozu haben wir dann die Vereine? Dass die nur die Polizei anrufen? Also, wieder einmal ein Armutszeugnis. 

Ich sage Ihnen, Sie hätten mehr Therapieplätze schaffen sollen, dann hätten Sie solche Szenen in Wien nicht. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber noch einmal, ich werde jetzt noch einmal kurz, auch für viele, die es noch immer nicht verstanden haben, zusammenfassen, meine Damen und Herren.

Erstens einmal, es gibt viel zu wenige Therapieplätze in Wien. 

Zweitens, es gibt viel zu wenig Polizei an den Drogenumschlagplätzen in Wien. Das ist gravierend, und die gehören dort täglich kontrolliert. Dort gehören vor allem permanente Polizeistreifen hin, und dann gehört einmal die Verschreibungsart einiger Ärzte in Wien kontrolliert, meine Damen und Herren. Und das ist mehr als fragwürdig, dass Ärzte gleich auf sechs und acht Monate hinaus die Drogen verschreiben können. Ich sage absichtlich Drogen, weil von dem Zeug wird man ja noch mehr abhängig wie von Heroin, und falls Sie das noch nicht wissen, dann sollten Sie sich auch einmal darüber im Klaren sein, was verschrieben wird. Das ist ein Problem der Wienerstadt. 

Und vor allem, meine Damen und Herren, die Prävention an den Schulen: Ich glaube, nur mit dem Film „Wir Kinder vom Bahnhof Zoo" allein ist keine Drogenprävention an den Schulen möglich. Hier gehört vieles geändert, meine Damen und Herren, und das kreide ich Ihnen an, dass Sie bis heute alles schön- und gutreden, und sonst passiert in Wien gar nichts. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und zum Schluss, meine Damen und Herren, möchte ich eine Mutter zitieren, die ein drogenerkranktes Kind gehabt hat: „Der erste Drogentherapeut, den ich mit meinem Sohn aufgesucht habe, hat gesagt, solange er nur Haschisch rauche, bestehe keine Gefahr. Am Jugendamt habe ich die Auskunft erhalten, er wäre nicht normal, wenn er nicht kiffen würde. Mit 16 ist mein Sohn an Drogen gestorben." Das ist Ihre Drogenpolitik, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile es ihr. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr Brustbauer!

Sie wissen, und viele von Ihnen wissen dies, dass ich eine kritische Beobachterin der Tätigkeit des Patientenanwaltes bin, aber ich finde, er hat nicht verdient, was Sie, Herr Lasar, hier jetzt gemacht haben, nämlich den Tagesordnungspunkt dazu zu verwenden, um eine schlichte Sicht der Wiener Drogenpolitik, aus FPÖ-Sicht, zum Besten zu geben und sich mit keinem Wort oder fast keinem Wort auf die Inhalte dieses Berichtes zu beziehen. 
Die Drogenarbeit, die Drogenprävention – und darüber kann man lange reden – ist nicht Gegenstand dieses Tagesordnungspunktes, weil die Patienten und Patientinnen, die drogenkrank sind, sind kein Schwerpunkt im Bericht des Patientenanwaltes. Also, ich finde, Herr Dr Brustbauer hat es nicht verdient, dass Sie ihn so ignorieren. (Beifall von Abg Anica Matzka-Dojder.)
Und jetzt komme ich zu den Inhalten. (Abg David Lasar: Unangenehmes wird weggeschoben!) Nein, wissen Sie, Herr Lasar, ich möchte nicht darauf eingehen, wie einfach Sie sich die Dinge vorstellen. Da gibt es Berufenere, die Ihnen das auch auseinanderdividieren werden, wie das wirklich geht mit der Drogentherapie, aber ich möchte gerne auf den Herrn Patientenanwalt eingehen und auf seinen Bericht. 

Ich habe ihn sehr aufmerksam gelesen, habe ihn mehrfach gelesen und komme zu dem Schluss - und das ist tatsächlich ein kritischer -, dass Sie auf wichtige Bereiche des Gesundheitswesens, die beleuchtet werden sollten, nicht eingehen, beziehungsweise sich darauf beschränken, deskriptiv zu bleiben. Und Ihre Philosophie, die wir aus verschiedenen medialen Äußerungen Ihrerseits und aus den Gesprächen, die wir auch im Gesundheitsausschuss immer wieder geführt haben, kennen, zeigt sich auch hier, speziell auf Seite 35, wo Sie sagen, dass die Wiener Patientenanwaltschaft in Beschwerdefällen in hohem Maße auf die Kooperationsbereitschaft der Spitäler angewiesen ist, insbesondere auch bei Entschädigungsfällen, und dass Sie sozusagen Sorge haben, dass es Spannungssituationen gibt, die Sie - und das haben Sie auch immer wieder gesagt - vermeiden wollen. 

Ich kann dem schon etwas abgewinnen, dass man sagt, man muss mit dem Vis-à-vis, mit dem Spitalserhalter, eine Gesprächsbasis haben. Aber so, wie Sie Ihr Amt auffassen, drängt sich für mich der Eindruck auf, dass Sie entweder auf der einen Seite einen paternalistischen Zugang zu den Patienten und Patientinnen haben oder, - und das ist der noch wesentlich kritischere Befund, den ich auf Einzelfälle und Aussagen stütze - dass Sie im Zweifel den Patienten und Patientinnen gegenüber die Position des Spitalerhalters ins Treffen führen, verteidigen oder unterstützen, wo es keinen Anlass dazu gibt. Das halte ich für eine schlimme Entwicklung, und das halte ich insbesondere für die Aufgabe, die Ihnen gestellt ist, für keinen Zugang, der Ihrem Amt entspricht. 

Sie zeigen zum Beispiel auf Seite 36 - da geht es um die Haftungsfragen der Rechtsträger und die Kritik des Rechnungshofes, wie mit Entschädigungsverfahren umgegangen wird -, dass in den Wiener Spitälern die Stellungnahmen des Spitals den betroffenen Patienten nicht zugemittelt wurden. Der Rechnungshof hat das kritisiert, und man musste die Vorgangsweise ändern. Sie schreiben: Dazu ist festzuhalten, dass die Zumittlung der Unterlagen mittlerweile geschieht, wenn keine schwerwiegenden Gründe, etwa bei allfälligen psychischen Belastungen, dagegen sprechen. 

Das ist nun schon ein Zugang, der höchst erklärungsbedürftig ist. Und wir haben im Gesundheitsausschuss darüber gesprochen, weil ich ja auch da schon diesen Einwand gebracht habe, und Sie haben Ihre Position dahin gehend begründet, dass Sie gesagt haben, das tue dem Patienten oft nicht gut, wenn man ihm sagt, was die Stellungnahme des Spitals ist. Und da hat Frau Kollegin Dr Laschan gesagt - und sie ist keine Grüne sondern eine Sozialdemokratin, aber sie ist Ärztin und weiß, was das heißt - dass sich die Verhältnisse, die es im Spital jetzt Gott sei Dank gibt, hinsichtlich der Autonomie und Selbstbestimmung der Patienten und Patientinnen geändert haben, und dass man mit einer solchen Haltung, dem Patienten wichtige Informationen vorzuenthalten, heute weder auf der Höhe der Zeit ist noch dass man das rechtlich vertreten kann. 

Also, ein Zitat wie, das tue dem Patienten nicht gut, wenn er die Unterlagen, sprich, die Informationen, bekommt, das kann man wohlmeinend vielleicht als paternalistisch, aber in der Sache selbst im Sinne einer modernen Auffassung von Patienteninteresse, nur als höchst kritikwürdig und als abzulehnen beurteilen.

In den Einzelfällen, die Sie hier in Ihrem Bericht anführen, ist diese Kritik, die ich hier jetzt übe und die sich auch an anderen Punkten zeigt, noch einmal festzumachen und ich möchte darauf bei der Seite 90, wo Sie über Grundsatzprobleme in Betreuung und Pflege sprechen und unter dem Stichwort „Verhaltensauffällige Heimbewohner, ein Problem für Angehörige und andere Heimbewohner", auf konkrete Fälle eingehen. Das kann jeder, der sich mit Pflege und Pflegeheime beschäftigt, nachvollziehen, da gibt es Menschen, die sind agitiert, die laufen herum, die sind aufgebracht, sind laut in der Nacht, und so weiter. Sie stellen den Fall so dar, dass man den Eindruck haben muss, es ist der Patient, die Patientin, der Bewohner, die Bewohnerin, das Problem. Es geht darum, dass das Wort „Störenfried" und „verhaltensauffällige Zimmernachbarn" verwendet wird. Wenn man dem einen emphatischen und parteilichen Zugang im Interesse der Bewohner und Bewohnerinnen gegenüberstellt, dann müsste man sagen, ja, zum Krankheitsbild von Menschen kann das gehören, dass Sie einfach so unruhig sind, dass sie herumlaufen und dass sie damit auch andere stören. Aber die Konsequenz kann ja nicht sein, das sozusagen subjektiv im Sinne eines Schuldvorwurfes zuzuordnen, und vor allem die Konsequenz kann auch nicht sein, dass man halt Leute durch die Pflegeheime schickt, wo sie - und das steht ja hier auch: „Versuche, in ein anderes Haus zu transferieren und so weiter und so weiter, oder zwischenzeitlich in die Psychiatrie zu schicken ...“ Aus so einem Fall kann doch ausschließlich nur die Konsequenz gezogen werden zu sagen, wir müssen in den Pflegeheimen, in den Einrichtungen Strukturen herstellen, die es möglich machen, dass Menschen, denen es so geht, dass sie laut sind, dass sie agitiert sind, dass sie auf der einen Seite keine Belastung für ihre Mitbewohner sind und auf der anderen Seite aber, dass sie adäquat betreut werden. Dann sind sie keine Störenfriede, sondern da muss man dann über Mehrbettzimmer reden, da muss man über mangelnde Rückzugsmöglichkeiten reden, da muss man darüber reden, dass wir offensichtlich nicht das nötige räumliche, personelle und vielleicht auch therapeutische Instrumentarium haben, dass es ein gutes Zusammenleben aller Bewohner und Bewohnerinnen geben kann. 

Und da fehlt mir der Ansatz, wo Ihre Kritik nicht subjektiv vorwurfsvoll gegen Einzelne, und schon gar nicht an Bewohner, gerichtet sein sollte, sondern dass das System, das nach wie vor der Struktur nach wie vor in Wien ein qualvolles Miteinander für viele Menschen in Mehrbettzimmern bringt und einen krankenhausähnlichen Charakter der Pflegeheime, zu wenig Einsatz an Personal, und so weiter, bedeutet, das vermisse ich. Durchgängig in Ihrem Bericht gibt es keine systemkritischen Analysen von Einzelfällen, sondern Sie beziehen sich im Wesentlichen auf Individualfälle, um sie dann in Ihrer Lösung auch individuell darzustellen.

Hinsichtlich der Beschwerden, die Sie hier anführen, sprechen Sie von 415 Beschwerden im Jahr 2007, wovon Sie 47 als berechtigt, 71 als teilberechtigt und 204 als nicht berechtigt darstellen. Das sind Zahlen, da könnte man sich als Betroffener oder Angehöriger sehr leicht entmutigt fühlen, überhaupt die Patientenanwaltschaft aufzusuchen. Und wir wissen das von Menschen, die dann zu uns kommen und das Gefühl haben, sie waren bei der Patientenanwaltschaft, und sie haben nichts erreicht. Und manche von ihnen haben auch nichts erreicht, obwohl ihr Anliegen - und das hat sich dann herausgestellt - mehr als berechtigt war. 

Ich möchte hier das Beispiel des chinesisch-stämmigen Österreichers hier anführen, der im Hanusch-Krankenhaus über Wochen hindurch seinen Befund über eine maligne Erkrankung nicht erhalten hat. Sie führen diesen Fall an und berichten, dass die Patientenanwaltschaft erreichen konnte, dass ihm eine Entschädigung ausgezahlt wurde, und dass weiter eine Gesetzesänderung hinsichtlich der Informationspflicht erreicht wurde. In der Konsequenz ist das alles passiert, aber wenn Sie, Herr Dr Brustbauer, meinen, das auf die Leistungsbilanz Ihrer Anwaltschaft schreiben zu können, dann muss ich Ihnen entgegenhalten, dass dieser Patient zuerst bei seiner Anwältin war, die hat dann an Sie weiter verwiesen - der Brief, den sie Ihnen geschrieben hat, ist im Übrigen nie beantwortet worden -, der Patient ist dort aber nicht etwa mit einem hartnäckigen und entschlossenen Eintreten Ihrerseits zu seiner Entschädigung gekommen, sondern ohne weitere Erledigung des Anliegens hat er sich in seiner schweren Krankheit weiter allein gefühlt, hat dem Bundespräsidenten geschrieben, und erst, wie er schon nicht mehr gewusst hat, wie ihm geholfen werden kann, hat er sich an die Grünen gewendet und mit Unterstützung der Medien und einer harten Debatte im Gesundheitsausschuss konnte dann - in einer weiteren Einschaltung wieder der Patientenanwaltschaft - erst erreicht werden, dass ihm eine Entschädigung bezahlt wurde, und dass es diese Gesetzesänderung gegeben hat. Wäre er nur bei der Patientenanwaltschaft gewesen, hätte er nichts erreicht, denn dort war er gewesen, und dort war er vergeblich gewesen. 

Also, Sie haben auch in Fällen, die wirklich tragisch sind, und wo durch das Eingeständnis von Fehlern seitens des Hanusch-Krankenhauses auch gezahlt wurde, nicht erreicht, dass die Beschwerde sozusagen anerkannt wurde, und man kann es jetzt nicht mehr herausfinden, ob diese Beschwerde bei Ihnen unter „berechtigt" oder „unberechtigt" gelaufen wäre. Es steht aber zu befürchten, dass Sie diese unter die „Nichtberechtigten" eingeordnet hätten. 

Diese Haltung, nicht in jedem Fall zu unterstellen, dass dem Patienten und der Patientin, den Betroffenen also, Unrecht geschehen ist, zeigt sich auch in Ihren öffentlichen Stellungnahmen, die Ihre eigene Organisation oder Ihr eigener Zusammenschluss, nämlich die Gemeinschaft der Patientenanwälte in der Person des Herrn Dr Bachinger immer wieder öffentlich äußert. Anfang Oktober hat Dr Bachinger, der niederösterreichische Patientenanwalt und Sprecher der Patientenanwaltschaft, gesagt, dass wir in Österreich allen Grund hätten, die Fehlerkultur im Gesundheitswesen ins Zentrum zu rücken. Es gibt internationale Studien, da sind wir in Österreich sozusagen nicht besonders schlechter als andere, wir unterscheiden uns nur dahin gehend, dass wir es nicht wissen wollen, während andere Staaten, sei es die USA, sei es Deutschland, schon eine sehr ausgeklügelte Forschungsarbeit zum Thema Fehler und Fehlerkultur in Spitälern vorweisen. 

So haben wir keinerlei derartige Untersuchungen, obwohl - und das kann man auch anhand internationaler Studien, so Bachinger, hochrechnen, - jährlich 3 000 bis 6 000 Menschen durch Folgen von Behandlungsfehlern möglicherweise auch in Österreich versterben. 

Das müsste doch - und das hat ja nicht irgendjemand gesagt, sondern der Sprecher der Patientenanwälte - das müsste doch auch den Wiener Patientenanwalt dazu veranlassen, hier nachzuforschen, nachzuschauen, aufzuklären. Sie fallen Ihren eigenen Kollegen leider öffentlich in den Rücken, in dem Sie sagen, „das wäre", und so zitiert der Kurier, „ein gewagter Vorwurf.“ Die hochgerechneten Zahlen von 3 000 bis 6 000 Todesfällen kann sich der Wiener Patientenanwalt Konrad Brustbauer nicht vorstellen, „das ist ein gewagter Vorwurf, Hochrechnungen sind mathematisch gesehen ein gutes Element, aber in so einem hochsensiblen Bereich braucht man handfeste Beweise, alles andere führe zur Verunsicherung.“ 

In Wien liegt die Zahl der Beschwerden bei der Patientenanwaltschaft bei knapp 3 000 Fällen jährlich, 2007 übernahm der Entschädigungsfonds in sechs Fällen die Begräbniskosten, weil es im Spital zu Komplikationen gekommen war, das heißt aber nicht automatisch, dass Fehler aufgetreten sind, so Brustbauer. 

In dieser im Kurier zitierten und von Ihnen nicht widersprochenen Meldung stellen Sie in Abrede, dass es überhaupt zu Fehlern kommen kann. Das tut ja nicht einmal der Herr Generaldirektor Marhold, der auch als guter Generaldirektor zugibt, dass man sich um Fehlerkultur kümmern muss. Wenn man jetzt als Patient und Patientin liest, dass Sie im äußersten Fall, nämlich dann, wenn schon Begräbniskosten zu begleichen sind, von „Komplikationen" sprechen und das Wort Fehler im Zusammenhang mit dem Spitals- und Gesundheitswesen gar nicht in den Mund nehmen wollen, dann muss man als Patient und Patientin denken, da gehe ich besser nicht hin, wenn ich mich beschweren möchte, wenn das System Gesundheitswesen am längeren Ast sitzt. Das war aber nicht umsonst eine Voraussetzung für die Einführung Ihrer Position gewesen, und wenn Sie da nicht hinschauen wollen, Herr Dr Brustbauer, dann verpassen Sie die Debatte über das moderne Gesundheitswesen und Sie verpassen die Debatte über Patientensicherheit. Ich weise Sie darauf hin, dass Deutschland ein Aktionsbündnis für Patientensicherheit gegründet hat, und zwar deshalb, weil man in Deutschland bei 17 Millionen Krankenhausaufenthalten jährlich davon ausgeht, dass davon 0,1 Prozent Todesfälle durch Fehler im Krankenhaus zu verzeichnen sind. Das sind, eine Milchmädchenrechnung für Deutschland, 17 000 Tote im Jahr. Das sind Zahlen, die müssen uns Angst machen, und die sollten uns veranlassen nachzuschauen. Und in Deutschland geht man davon aus, dass 5 bis 10 Prozent an unerwünschten Ereignissen im Krankenhaus auftreten, davon sind 30 bis 50 Prozent vermeidbar, wenn man die Patientensicherheit steigert. 

Wir haben, und Sie erinnern sich, diese Dinge im Gesundheitsausschuss bereits diskutiert, und ich habe die Frau Stadträtin für Gesundheit - sie ist heute leider verhindert - aufgefordert, schauen wir doch in Österreich hin, schauen wir in Wien hin. 

Natürlich sind Hochrechnungen zwischen 3 000 und 6 000 relativ unpräzise, machen wir eine Studie, schauen wir nach an Hand von Patientenakten, an Hand von teilnehmender Beobachtung, an Hand von Critical Incident Reporting System wie wir hier liegen, welche Fehlervermeidungsstrategien hier verbessert werden sollen. 

Frau StRin Wehsely hat das zu meinem großen Bedauern weit von sich gewiesen. Sie kann das leicht tun, weil sie ja von der Gegenseite, nämlich von Seiten des Patientenanwaltes, mit dem Hinweis „von Fehlern wollen wir nichts reden" das nötige Backing erhält. Wir wissen aber von solchen, und der eine Fall des chinesischstämmigen Patienten ist ein trauriges Beispiel, die Brandopfer im Otto-Wagner-Spital sind das andere, das wir im Moment in der Untersuchungskommission zur Psychiatrie diskutieren. In dem einen Fall zeigt sich, wie wenig sich Patienten und Patientinnen auf die Patientenanwaltschaft verlassen können. Da hat im Jahr 2003 der Patient Ihren Amtsvorgänger, den mittlerweile verstorbenen Herrn Dr Dohr, bei einem Besuch davon in Kenntnis gesetzt, dass er von einem Mitpatienten, als er fix und sediert im Netzbett lag, angezündet wurde, weil der Patient selber sterben und zwei andere Patienten mitnehmen wollte. Gerettet wurde er nur, weil der Feuerverursacher selber gegangen ist, um Hilfe zu holen. Der Patient, von dem ich spreche, das Brandopfer, hat schwere Verletzungen an den Füßen erlitten und ist zum Patientenanwalt gegangen, und das aus einem guten, nachvollziehbaren Grund: Man liegt im Spital, man sollte behandelt werden, man ist in einer hilflosen Situation, und man erleidet eine Brandverletzung. Das kann doch nicht wahr sein, dass man dafür nicht entschädigt wird. 

Der Amtsvorgänger Dohr hat die Stellungnahme des Spitals eingeholt und hat dann geantwortet, dass kein medizinisches Fehlverhalten festzustellen sei, und daher eine Entschädigung nicht möglich wäre. Im Zuge der Debatte rund um die Psychiatrie und einen weiteren schlimmen Brandvorfall, bei dem der Krankenanstaltenverbund sich nun doch genötigt sah, eine hohe Entschädigungssumme zu zahlen, ist der Patient wieder, und diesmal zu Ihnen, Herr Dr Brustbauer, gegangen, um zu sagen, wie kann denn das sein. Ein anderes Brandopfer, in dem Fall hat die betroffene Person sogar selber das Feuerzeug betätigt, in so einem Fall, wo ein anderer angezündet hätte, müsste es doch sein, dass er nun auch einen Anspruch auf Entschädigung hätte. Die Patientenanwaltschaft hat im Lichte dieses zweiten Falles nicht mehr gut sagen können, na gut, kein medizinisches Fehlverhalten, kriegen sie halt nicht, sondern sie musste ihre Argumentation ändern und sie hat sie geändert. Jetzt hat der Patient schon wieder ein abschlägiges Schreiben der Patientenanwaltschaft bekommen. Diesmal ist es nicht das medizinische Fehlverhalten, diesmal ist es die Verjährung. Das heißt, die Patientenanwaltschaft gibt sich damit zufrieden, dass dieser Mensch, der ohne eigene Schuld, ohne eigenes Zutun, schwerst verletzt wurde, nicht entschädigt wird. Da kann man halt nichts machen. 

Wenn Patienten und Patientinnen so von Ihnen vertreten werden, dann brauchen Sie sich nicht wundern, dass sie in die Öffentlichkeit gehen, dass sie zur politischen Opposition gehen und dass sie sich von Ihnen im Stich gelassen fühlen. Fehlerkultur hätte in dem Fall geheißen, nachzuschauen, welche systemischen Fehler verursachen so etwas, dass es möglich ist, dass jemand ungesehen, unbemerkt andere anzündet. Wieso reden wir nicht über fehlende Überwachung von tief sedierten Patienten, wieso reden wir nicht von personeller Unterbesetzung in der Psychiatrie, wieso reden wir nicht von baulichen Gegebenheiten, die eine Schande für ein modernes Spital sind. Sie reden von all diesen Dingen nicht, Sie reden höchstens von Komplikationen. Sie vermeiden das Wort Fehler und Sie brauchen sich nicht wundern, dass sich die Menschen daher nicht auf Sie verlassen. 

Zum Schluss will ich sagen, das Team mit dem Sie arbeiten, bemüht sich sehr und ich möchte nicht, dass die Menschen anhand der Einzelfälle glauben, sie würden in der Patientenanwaltschaft keine gute Arbeit leisten. Aber was sie brauchen, ist eine Lokomotive vorne, eine Lokomotive in der Person des Patientenanwaltes, der sagt, das, was in den Einzelfällen festgestellt wird, was einzelne Menschen erfahren, muss auch dahin gehend durchleuchtet werden, ob es Defizite im System gibt. Und der Patientenanwalt, die Patientenanwältin, muss sich öffentlich äußern, anteilnehmend für die Patienten und kritisch zum Gesundheitssystem. Das lassen Sie leider vermissen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Herr Dr Brustbauer! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Vielen Dank, Herr Dr Brustbauer, für den Bericht, der uns in sehr ausführlicher Form vorliegt und bitte geben Sie auch Ihrem gesamten Team den Dank meiner Fraktion weiter. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Dr Pilz hat als meine Vorrednerin die Rede des Herrn Kollegen Lasar thematisiert, die sich nicht unbedingt auf die Inhalte des vorliegenden Berichts bezogen hat. Sie hat das als mangelnde Wertschätzung des Patientenanwalts tituliert. Ich möchte aber eine ganz andere mangelnde Wertschätzung in diesem Haus ansprechen, nämlich über die abwesende SPÖ-Fraktion. Ich denke nämlich, das zeigt keine Wertschätzung der Arbeit der Patientenanwaltschaft. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte den Bericht zum Anlass nehmen, wieder einmal aufzuzeigen, dass die Mühlen im Wiener Gesundheitssystem sehr langsam mahlen, und ich möchte das anhand von einigen Themenbereichen, die im Bericht angeführt sind, aufzeigen. Meine Vorrednerin Dr Pilz hat schon das Thema Patientenentschädigungsfonds angesprochen. In Niederösterreich und in der Steiermark werden einem Patienten, der sich bei der Patientenanwaltschaft beschwert und eine Entschädigung verlangt, im Rahmen des Erhebungsverfahrens auch grundsätzlich die Stellungnahmen der betroffenen Krankenanstalt zu dem Sachverhalt übermittelt. In Wien stellte die Wiener Patientenanwaltschaft beschwerdeführenden Patienten keine Stellungnahme aus, sondern nur unter ausdrücklichem Wunsch und in Ausnahmefällen. Der Rechnungshof sah in dieser geübten Praxis einen Verfahrensmangel und empfahl der Wiener Patientenanwaltschaft, in Hinkunft PatientInnen die Stellungnahme der Krankenanstalt zur Kenntnis zu bringen. 

Meine Damen und Herren, dieser Empfehlung des Rechnungshofs ist Wien erst jetzt nachgekommen, und das ist leider mehr als spät, denn was in anderen Bundesländern als selbstverständlich gilt, wurde in Wien erst von der obersten Behörde der Stadtregierung vorgeschlagen und mühsam abgerungen. 

Ein weiterer Kritikpunkt im Patientenanwaltschaftsbericht: Das gilt, könnte man fast sagen, alle Jahre wieder, und der behandelt den Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Bereits im Tätigkeitsbericht 2004 war im Patientenanwaltschaftsbericht zu lesen: „Die räumlichen Bedingungen der Psychiatrie, insbesondere auch der Jugendpsychiatrie im AKH, entsprechen weder den tatsächlichen Bedürfnissen der Patienten noch den Vorgaben des Unterbringungsgesetzes.“ Ein Jahr später, 2005, liest man im entsprechenden Bericht: „Die Behandlung jugendpsychiatrischer Patienten ist in Wien nach wie vor ein großes Problem, insbesondere im AKH entsprechen die Bedingungen weiterhin weder den tatsächlichen Bedürfnissen der Patienten noch den Vorgaben des Unterbringungsgesetzes.“ 2007, im jetzt vorliegenden Bericht, schildert die Patientenanwaltschaft einen konkreten Fall, bei dem ein Mädchen aus Platzmangel, da kein Bett frei war, in Wien nicht stationär behandelt werden konnte, sondern nach Graz transferiert werden musste. Und es heißt im Bericht dazu wörtlich: „Der konkrete Fall zeigt einmal mehr, dass eine Ausweitung der Kapazität für die Betreuung minderjähriger, psychisch Erkrankter in Wien sinnvoll wäre.“ Die Wiener Patientenanwaltschaft spricht sich daher für eine Erweiterung des Angebots an stationären, semistationären und ambulanten Betreuungsplätzen für minderjährige, psychische Kranke aus. 

Meine Damen und Herren der Wiener Landesregierung, können Sie oder wollen Sie die aufgezeigten Probleme in den Berichten seit dem Jahr 2004 nicht zur Kenntnis nehmen? 

Ersteres wäre ein Desaster, das Sie spätestens 2010, bei den nächsten Wahlen, zu verantworten haben werden, und Letzteres ist eine unvorstellbare Ignoranz den Wienerinnen und Wienern gegenüber. (Beifall bei der ÖVP und der FPÖ.) In der Untersuchungskommission spricht Kollege Deutsch - er ist leider auch nicht da - zu diesem wichtigen Thema von „bisher nicht näher belegbaren Vorwürfen und falschen Behauptungen“. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kollege Deutsch und die restlichen FraktionskollegInnen der SPÖ-Mehrheitsfraktion müssten hier nur aufmerksam den Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft lesen, denn dort steht es schwarz auf weiß, woran es in Wien bei der Kinder- und Jugendpsychiatrie mangelt. 

Und alle Jahre wieder: Die Operationswartezeiten. Eine Patientin, deren Knieoperation zweimal verschoben worden war, wandte sich an die Patientenanwaltschaft. Sie vermutete, dass die Terminverschiebung auf die Bevorzugung von Klassepatienten zurückzuführen wäre. Nach Intervention der Patientenanwaltschaft wird der Patientin dann doch ein günstigerer Termin angeboten. Und das Ende ist auch mehr als bezeichnend für die Zustände in Wien, denn wörtlich heißt es: „Leider konnte die Betroffene nicht mehr daran glauben, operiert zu werden und verließ das Spital." Soviel zu ihrem hochgelobten, vielgelobten System der Operationsterminvergabe im KAV. Das Vertrauen der Patientinnen und Patienten in Wien lässt sich eben nicht durch ein paar Pressekonferenzen wiedergewinnen. Meine Damen und Herren, hier wurde leider in der Vergangenheit sehr viel an Glaubwürdigkeit verspielt. 

Ein weiteres leidiges Thema, das auch immer wieder thematisiert wird, aber auch im Bericht der Patientenanwaltschaft nachzulesen ist, ist die mangelnde Anzahl an Sozialarbeiterinnen, im konkreten Fall im Akutspital. Und auch hier kann man als Mitglied der Psychiatrie-Untersuchungskommission ein Déjà-vu-Erlebnis erleben. Wörtlich heißt es nämlich im Bericht der Patientenanwaltschaft: „Fehlende, beziehungsweise mangelnde Beratungsmöglichkeiten in den Krankenanstalten führen bei Betroffenen in meist neuen, vor allem aber oft in Ausnahmesituationen, zur Verunsicherung und Ratlosigkeit." Ja, Hilf- und Ratlosigkeit dürfte es in diesem Falle bei der SPÖ-Stadtregierung, und das seit Jahren, geben, denn es ist nicht anders zu erklären, dass man diesem Umstand noch nicht Rechnung getragen hat, und SozialarbeiterInnen in Spitälern und im Pflegeheimbereich vermehrt einsetzt. Das Auflassen der eigenen Wohnung und die Bewältigung der natürlich damit verbundenen Unannehmlichkeiten sowie die Abwicklung sämtlicher finanzieller Belange bedarf professioneller Beratung und Unterstützung, und dafür braucht es SozialarbeiterInnen.

Meine Damen und Herren, es ist in Zukunft damit zu rechnen, dass der Bedarf an SozialarbeiterInnen zunehmen wird. Dankenswerterweise hat die Wiener Patientenanwaltschaft bisher einen Teil dieser Aufgaben übernommen. Es wäre aber die Aufgabe von Spitälern und Pflegeheimen, hier mehr Unterstützung zu bieten. Die Forderung der Patientenanwaltschaft ist hier voll und ganz zu unterstützen. Ich zitiere wörtlich aus dem Bericht: „In diesem Sinne unterstreicht die Wiener Pflege- und Patientenanwaltschaft die Dringlichkeit der Etablierung der Berufsgruppe der Diplomierten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter als fixen Bestandteil in Akutspitälern, Wohn- und Pflegeheimen in Wien.“

Ein weiteres Thema ist die Pflegegeldeinstufung. Vermehrt langen laut Bericht bei der Patientenanwaltschaft Kritiken bezüglich der Pflegegeldeinstufung ein, besonders von an Demenz erkrankten Personen. Aus den Meldungen der zahlreichen AnruferInnen lässt sich schließen, dass Demenzerkrankungen derzeit in der Pflegegeldeinstufung nicht entsprechend berücksichtigt werden. Dieser Kritik ist durch die Novellierung des Pflegegeldeinstufungsgesetzes, das ja auch heute zur Novellierung gebracht wird und uns zur Abstimmung vorliegt, endlich Rechnung getragen worden. Ein Wermutstropfen ist, dass Kinder, die an Autismus erkrankt sind und somit eine große Verhaltensauffälligkeit an den Tag legen, noch nicht Berücksichtigung gefunden haben. Ich hätte heute einen Antrag eingebracht, habe aber in der Fragestunde schon thematisiert, weshalb wir diesen Antrag zurückziehen. Frau StRin Wehsely hat auch von dieser Stelle aus versprochen, sich dafür einzusetzen, dass gerade dem Pflegebedarf dieser Kinder Rechnung getragen werden wird. 

Ein weiteres Thema, das in dem Bericht angesprochen wird, ist der Umgang mit Angehörigen und Vertrauenspersonen. Auch hier erinnert die Kritik der Patientenanwaltschaft stark an die Erkenntnisse des Kontrollamts bezüglich der Verbesserungen beim Entlassungsmanagement. Im Bericht heißt es wörtlich: „Bei den Prüfungen seitens der Patientenanwaltschaft konnte festgestellt werden, dass die Pflege und Betreuung in Einzelfällen nachweislich nicht ausreichend war, und das ist zurückzuführen auf fehlende Information auf Grund unzureichender Kommunikation.“ Die Patientenanwaltschaft konnte hier rasch und niederschwellig helfen, dafür sei Herrn Dr Brustbauer und seinem Team noch einmal ausdrücklich gedankt. 

Aber trotzdem bleibt ein Kritikpunkt, und zwar ist das die Behäbigkeit innerhalb des KAV. Und diese ist zu kritisieren, denn in diesem so wichtigen Bereich müsste der KAV deutlich mehr Engagement an den Tag legen. Es kann nicht sein, dass andere Institutionen in diesem Fall für die Patientenanwaltschaft einspringen müssen, denn eigentlich wäre ein gutes Zusammenspiel aller Kräfte notwendig, damit ein entsprechendes Service an dem Patienten, an der Patientin, gewährleistet ist. 

Meine Damen und Herren, der Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege- und Patientenanwaltschaft thematisiert auch die Tatsache, dass viele PatientInnen von sozialen Problemen betroffen werden, und sich wegen sozialer Probleme an die Patientenanwaltschaft wenden. 

Ich zitiere hier: „Viele Personen wandten sich auch mit Problemen zu sozialen und sozialversicherungsrechtlichen Belangen an die MitarbeiterInnen aus dem Bereich Sozialarbeit und Pflege. Vermehrt fanden sich dabei Anfragen zur Erwerbsunfähigkeit aus Krankheitsgründen, drohender Obdachlosigkeit, einer fehlenden Krankenversicherung, zu Gebührenbefreiungen und finanziellen Unterstützungen.“

Meine Damen und Herren, die Teuerung, die heute schon thematisiert wurde, betrifft alle Patientinnen und Patienten dieser Stadt. Und die Schilderung ist natürlich ein Indiz dafür, dass übermäßige finanzielle Belastungen nicht zuletzt durch die Gebühren dieser Stadt, aber auch durch die Bereitschaft von Unternehmungen der öffentlichen Hand, hier mitzuziehen, enorme Belastungen in dieser Stadt darstellen. Der Winter steht vor der Tür, die Heizkosten werden viele Wienerinnen und Wiener vor große Probleme stellen, und die bevorstehenden Preiserhöhungen bei Strom und Gas sind nicht dazu angetan, die oben beschriebenen Sorgen und Anliegen zahlreicher Patientinnen und Patienten zu lösen, sondern im Gegenteil, sie werden sie verstärken. Daher stellt meine Fraktion folgenden Beschlussantrag:

„Der Landtag möge beschließen: Der Wiener Landtag appelliert an die verantwortlichen Eigentümervertreter der Stadt Wien, insbesondere an Bgm Dr Michael Häupl und VBgmin Mag Renate Brauner, bei der Wiener Stadtwerke Holding AG und der Wien Energie GmbH für eine Aussetzung der bevorstehenden Preiserhöhungen einzutreten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren, ich habe nur einige wenige Fälle zitiert, und die Redezeit würde nicht ausreichen, alle Fälle anzusprechen. Wie auch immer, es gibt Einzellösungen auf ganz konkrete Hinweise des Herrn Dr Brustbauer für manche Patientinnen und Patienten, die sich an die Wiener Patientenanwaltschaft wenden. Aber die Stadtregierung negiert weiterhin systemimmanente Fälle, oder die Stadtregierung nimmt diese Fälle einfach nicht zur Kenntnis. Zum Wohle der PatientInnen dieser Stadt fordere ich Sie dringend auf, die angesprochenen Engpässe zu beseitigen! 

Ich hoffe, dass wir als Oppositionspartei nächstes Jahr nicht hier vorne stehen und Patientenanwaltschaftsberichte aus den Jahren 2004, 2005, 2006 und 2007 zitieren müssen, die dann noch immer auf eine Kenntnisnahme Ihrerseits warten.

Herr Patientenanwalt, noch einmal vielen Dank für den vorliegenden Bericht. (Beifall bei ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matzka-Dojder. Ich erteile es ihr.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Herr Dr Brustbauer! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe heute etwas getan, was ich noch nie getan habe und werde es in Zukunft auch, glaube ich, nie mehr tun. Ich sage es auch gleich, was ich getan habe. Es stimmt schon, wir diskutieren heute den Wiener Patientinnen- und Patientenpflegeanwaltschaftsbericht und ich habe es auch bedauert, dass Kollege Lasar wirklich nur mit zwei Sätzen darauf eingegangen ist. (Abg David Lasar: Es waren mehrere!) Aber er hat wenigstens die Arbeit des Dr Brustbauer und seines Teams gewürdigt, er hat auch gemeint, dass es besser wäre, dass Sie ein bisschen mehr personelle Unterstützung bekommen. Das hat Frau Dr Pilz in ihrer Ansprache richtigerweise auch bemerkt, dass er nicht auf den Bericht eingegangen ist, und hat gesagt, er habe sich das nicht verdient. Dafür habe ich ihr einen Applaus erteilt, und nur für das. 
Aber, ich glaube, Frau Dr Pilz, dass sich Herr Dr Brustbauer auch das, was Sie hier sonst noch alles gesagt haben, nicht verdient hat. (Beifall bei der SPÖ.) Sie neigen leider dazu, einzelne Fälle aus dem Zusammenhang herauszureißen, um sie, noch dazu mit ihrer rhetorisch guten Interpretation, hier vorzutragen. Und wenn Sie meine Kollegin Frau Dr Laschan zitieren und diese Diskussion aus dem Gesundheitsausschuss, dann hätte ich Sie hier auch gebeten, sie richtig zu zitieren. 

Wir hatten nach den Ausführungen des Dr Brustbauer eine Diskussion, in der es um die Aufklärungspflicht und die Informationserteilungspflicht eines Arztes seinen PatientInnen gegenüber geht, und das, was wir auch wissen, dass dies im Ärzteberufsgesetz verankert ist. Das heißt, wortwörtlich, der Arzt ist verpflichtet, dem Patienten über seine Krankheiten, über seine Prognosen und über die Behandlungsmethoden Auskunft zu erteilen, die der Patient braucht, und diese so zu erteilen - und sich dessen auch zu versichern - dass der Patient sie verstanden hat. Und das, und nur das hat Frau Dr Laschan im Ausschuss bekräftigt und hat es bedauert, dass noch immer nicht ausreichend auf diese gesetzliche Regelung eingegangen wird. Sie haben das aber jetzt hier als eine Kritik dem Patientenanwalt gegenüber dargestellt, und das war es aber nicht. 

Und ich weiß, ich stehe da schon, seit wir den Geriatriekommissionsbericht diskutiert haben und seitdem wir die Pflegediskussion in den Geriatriezentren gehabt haben, und ich sage es Ihnen heute wieder: Sie haben überhaupt keine Ahnung, was vor Ort passiert. Sie waren nur einmal in einem Geriatriezentrum, glaube ich, einen Tag, wo Sie dann Ihre Memoiren oder Erinnerungsberichte an die Zeitung weitergegeben haben. Und sie können auch diese Passage von der Seite 90 dieses Berichtes nicht wirklich gut verstehen. Ich kenne das auch aus meinem beruflichen Erleben. Was das heißt, wenn ein Angehöriger jemanden am Anfang in einem Geriatriezentrum besucht, und natürlich gibt es dort, so wie es in diesem Patientenanwaltschaftsbericht steht, Patienten, die desorientiert sind oder die agitiert sind, wie man das also in der Fachsprache benennt, und wenn jemand das zum ersten Mal sieht und noch nie so etwas auf einem Platz, so viele alte gebrechliche Menschen, gesehen hat, und noch dazu mit diesen Defiziten in kognitiver und körperlicher Hinsicht, dann ist er betroffen, und dann geht er natürlich nicht nur zu uns vor Ort, sich zu beschweren, sondern auch anderswo hin, weil in erster Linie die Angehörigen diese Situation schwer ertragen. Und natürlich würde ich mir wünschen, dass wir mehr Memory Stationen haben. 

Kommen Sie, schauen Sie sich die Memory Stationen an, schauen Sie sich einmal an, was professionelle Pflege und ärztliche Betreuung in einem gut funktionierenden Geriatriezentrum zustande bringen. Da sind die Angehörigen vielleicht am Anfang ein bisschen empört, aber nicht so, wie Sie das hier schildern. 

Es steht hier in diesem Bericht auf der Seite 90 ganz genau, dass die Patientenanwaltschaft und der Patientenanwalt sich auch, oft im Pflegebereich, sich mit diesen Beschwerden auseinanderzusetzen haben, und ich wollte es Ihnen auch einmal erzählen, weil Sie wirklich vom Alltag in einer Institution keine Ahnung haben. Sie haben keine Ahnung und ich bitte Sie noch einmal, im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen, die alltäglich wertvolle Arbeit leisten, die Dinge hier nicht nur zu skandalisieren, sondern ein bisschen sachlicher mit uns über diese Themen zu diskutieren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Sie haben heute hier wieder genauso für Ihre Berichte dieses Pult missbraucht, um Ihre angeblichen Fälle vorzutragen, die nicht beim Patientenanwalt Gehör finden, die dann zur Opposition gehen, um sie dort zu präsentieren. Seit Anfang des Jahres diskutieren wir diese Fälle in der Untersuchungskommission, Sie haben dort auch genügend Platz für Erklärungen für diese tragischen Vorkommnisse in der Psychiatrie bekommen, und Sie haben heute auch wieder diese Bühne genützt, um sich Gehör zu verschaffen, weil es ja in der Untersuchungskommission einen ganz anderen Blickwinkel bekomme.

Aber lassen Sie mich jetzt zum Eigentlichen kommen. Ich glaube auch, Herr Dr Brustbauer und sein Team haben es sich verdient, dass wir hier heute über diesen ausführlichen, professionellen und sehr aufschlussreichen Wiener Patientinnen- und Patienten- und Pflegeanwaltschaftsbericht diskutieren. Wie gesagt, er ist sehr ausführlich und sehr aufschlussreich. Das ist für mich noch ein zusätzliches Instrument, wenn es um Strukturverbesserung, um Qualitätsergebnisverbesserung geht, und ich werde sicherlich nicht aus diesen beeindruckenden Statistiken und aus dem Bericht hier zitieren. Sie haben diese auch ausführlich studiert, um daraus ihre Folgerungsschlüsse zu ziehen, und ich habe ihn auch ganz genau studiert. Und wenn Dr Brustbauer in unserer Ausschussdiskussion gesagt hat, er freue sich über diese gute Kooperation und Zusammenarbeit mit den Wiener Spitälern, dann bin ich über diese Entwicklung sehr froh. 

Und warum ist das so: Sie wissen, dass sich schon seit einigen Jahren die Verantwortlichen im Wiener Krankenanstaltenverbund hier um eine offene Fehlerkultur entwickeln, bemühen, um diese auch in die Strukturen einzubinden. Diese Pilotprojekte sind in den Regelbetrieb übergegangen, es wurde eine anonyme Fehlerdrehscheibe eingerichtet, wo die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über vorgekommene Fehler reden können, aber auch über Fehler, die eventuell passieren hätten können. Das ist für uns sehr wichtig, dass es eine gute Kooperation mit allen Institutionen, die damit befasst sind, gibt. Und nur so wird es in Zukunft möglich sein, eine Fehlerkultur zu entwickeln, wo man von den Fehlern im Alltag lernen kann und diese Fehler nicht zum Anlass zu nehmen, eine unsachliche, öffentliche Diskussion zu starten beziehungsweise diese zu kriminalisieren, und vor allem nicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die eine gute Arbeit leisten, damit wirklich betroffen macht, weil sie im Alltag ja ganz genau hören, was sich in den Medien über ihre Arbeit breit macht und wie mit Fehlern, die Sie auch selbst im Alltag bedauern, in der Öffentlichkeit umgegangen wird. 

Und wenn wir - nur damit man sich vorstellen kann, von welcher Größe wir da reden - bei 400 000 Patientinnen und Patienten, die jährlich in diese Wiener Spitäler gehen, und bei 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern es diese Anzahl von Beschwerden gibt, die nicht vor Ort gelöst werden, und bedauerlicherweise auch Fehler, die gerichtlich verfolgt werden, passieren, dann ist es etwas, was trotzdem, so gesehen, wirklich ein gutes Zeugnis dem Wiener Gesundheitswesen und seinen Strukturen ausstellt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und dieser Bericht zeigt für mich, dass er auch ein gutes Instrument für eine zusätzliche Qualitätskontrolle ist und auch zeigt, dass dieses Team des Dr Brustbauer, das im letzten Jahr aufgestockt wurde, ein sehr professionelles, und ein multiprofessionelles Team ist, das sich sehr gut untereinander austauscht und auch sehr, sehr gut alle diese Fälle bearbeitet. 

Ich habe noch keinen Patienten getroffen, der sich dort nicht, auch wenn er nur ein menschliches Problem vorgetragen hat, Gehör verschafft hat, und genauso habe ich von meinen Kolleginnen und Kollegen gehört, dass sie sehr froh sind, wenn Fehler passieren, dass sie eine gute Zusammenarbeit mit dem Wiener Patientenanwalt haben. 

Es ist dies eine neue Dimension der Qualität, und an dieser Stelle, Herr Dr Brustbauer, danke ich Ihnen für dieses Engagement, aber vor allem bitte richten Sie Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern großen Dank und Anerkennung von meiner Fraktion und von der Stadträtin aus, und vielen Dank für diese großartige Leistung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben im Ausschuss natürlich - zurückkommend auf meine Kollegin Praniess-Kastner - über einiges diskutiert, wenn es um Qualitätsverbesserung beim Entlassungsmanagement geht, und auch hier haben wir schon seit einigen Jahren einfach einen neuen Bedarf in der Struktur analysiert. Und ich weiß nicht, ob Sie es schon wissen, wir haben im Wiener Krankenanstaltenverbund für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Ausbildungs-Curriculum ausgearbeitet, und hier sind heuer die ersten 13 Absolventinnen und Absolventen für das Entlassungsmanagement in den Wiener Spitälern befähigt worden. 

Das ist meines Wissens nach die erste Ausbildung, die in Wien passiert, es gibt sie in Österreich sonst nirgends, und wir kommen hier natürlich auch diesem Bedarf und diesen Bedürfnissen nach. Dort, wo die Schnittstellen eine bessere Zusammenarbeit brauchen, dort, wo man mit den Stellen des Casemanagements, aber auch mit dem niedergelassenen Bereich kooperiert, um hier für die Patientinnen und Patienten viel besser organisieren zu können. Wenn das jetzt auf Grund von noch nicht hundertprozentig verankerten Bedarfs irgendwo einen Abschluss findet, dann wünsche ich mir schon, dass es in absehbarer Zeit auch dort zu einer zufriedenstellenden Strukturverbesserung kommt. 

Irgendjemand von meinen Vorrednerinnen und -rednern hat auch den Rechnungshofbericht erwähnt, auch dieser Rechnungshofsbericht findet eine Erklärung in diesem Bericht. Herr Dr Brustbauer hat es auch im Ausschuss gesagt, dass diesen Empfehlungen des Rechnungshofes nachgekommen worden ist, dass dieser Patientenentschädigungs- und Patientenhärtefonds nur zeitliche Verzögerungen gehabt hat, Frau Doktorin, aber alle die Fälle, die eine Entschädigung nach dem genauen Prüfen benötigt haben, haben diese bekommen, und auch das ist in diesem Bericht zu lesen. 

Wenn Sie, Kollegin Pilz, in dieser Debatte auch das Wort Verjährung einfach so wieder aus dem Zusammenhang herausgreifen, so möchte ich sagen, dass das Dr Brustbauer im Ausschuss ganz genau erklärt hat. Natürlich verjährt eine Beschwerde bei der Patientenanwaltschaft niemals. Der Patient kann immer kommen, aber auf Grund von Jahre zurückliegenden Vorkommnissen muss dieser Berater oder diese Beraterin dem Klienten sagen, dass eine gesetzliche Verfolgung beziehungsweise auf Grund dieser zeitlichen Distanz in seinem Fall nicht mehr möglich ist. 

Eine Verjährung der Beschwerde bei der Patientenanwaltschaft kann es natürlich nicht geben, und hier ist auch die Patientenanwaltschaft immer bemüht, in Zusammenarbeit mit den Krankenhäusern zufriedenstellende Antworten für die Klientinnen und Klienten zu geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Trotz all dieser Kritik der Opposition - und ich bin jemand, der diesen Parlamentarismus von Herzen gerne lebt, und die Opposition ist wirklich dazu da, wenn es Fehler gibt, mit dem Finger darauf zu zeigen -, aber wogegen ich mich verwehre, Frau Dr Pilz, ist, und jetzt hören Sie einmal ganz genau zu: Wir haben in Wien ein gut funktionierendes Gesundheitssystem und ich sage es Ihnen noch einmal, und das sage nicht nur ich, das sagen uns alle Studien, die uns in nationaler und internationaler Bewertung mit den anderen Gesundheitssystemen vergleichen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Wiener Stadtregierung ist und wird weiterhin bemüht sein, Spitzenmedizin auf dem höchsten Niveau und für alle weiterhin zu garantieren. Dass es bei besten Strukturen und bei besten Bemühungen von Management und professionellen Teams leider manchmal auch zu Fehlern kommen kann, das bedauern wir. Es ist aber sehr wichtig, dass es Stellen wie Patienten- und Patientinnenanwaltschaft und Pflegeanwaltschaft gibt, wo die Patienten eine professionelle Beratung, eine weitere Vorgangsweise erfahren, wenn es zu diesen Fehlern kommt. 

Und ich weiß das mittlerweile aus meinem 36-jährigen beruflichen Erleben, dass es unglaublich wichtig ist, auch für die Angehörigen, für die Patienten und Patientinnen, das auf einem anderen Augenniveau vortragen zu können. Und noch einmal, Herr Dr Brustbauer, ich danke für diesen ausführlichen und aufschlussreichen Bericht, ich danke Ihnen und Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für diese professionelle und sehr engagierte Arbeit im Sinne der Wienerinnen und Wiener und hoffe, wir haben auch in den nächsten Jahren eine ausgezeichnete und professionelle Zusammenarbeit. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Ich habe für das Protokoll einige temporäre Entschuldigungen festzuhalten.

Seit 13 Uhr ist Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely entschuldigt, desgleichen die Herren Abg Günther Reiter und Mag Thomas Reindl, und wegen des Besuches eines Begräbnisses müssen ab 13.20 Uhr Herr Abg Baxant und auch Frau Abg Mag Krotsch den Verhandlungen des Landtages fernbleiben.

Wir setzen die Verhandlung jetzt mit der Wortmeldung des Herrn Mag Gudenus fort, und ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer! 
Danke für den sehr ausführlichen Bericht. Wir nehmen diesen Bericht auch zur Kenntnis, auch wenn wir mit einzelnen Punkten nicht ganz einverstanden sind. Ihr Bericht der Patientenanwaltschaft, haben wir gesagt, ist natürlich wichtig und wert, dass er diskutiert wird, und wir kommen beim Thema Patientenanwaltschaft auch unweigerlich zum Thema Gesundheit, und somit auch zum Thema Drogenproblematik in Wien, so wie es mein Vorredner David Lasar schon angesprochen hat. Und da sind eben wir, so wie die Patientenanwaltschaft die Anwaltschaft für Patienten ist, der Anwalt für die vielen Bürger, die hier durch dieses Problem gestört werden. Und wir besprechen ja im Rahmen dieses Tagesordnungspunktes auch einen Schwerpunkt Thema Drogensicherheit, und für alle Beispiele, die hier in Wien vorliegen, möchte ich das Beispiel Karlsplatz besonders hervorheben, wo eben eine Ignoranz der Wiener Stadtverwaltung, der SPÖ-Wien, zu verzeichnen ist. 

Der Karlsplatz ist ja eigentlich einer der schönsten Plätze Wiens, abgesehen vom gestrigen Vorfall, wo jemand in die U-Bahn gestoßen wurde, und natürlich auch abgesehen von der Drogenszene, die hier immer, schon seit 20 Jahren, vorhanden ist. Und wir als Freiheitliche Partei werden seit 20 Jahren nicht müde, auf dieses Problem Drogenszene am Karlsplatz hinzuweisen und dass hier seit 20 Jahren auch gleichzeitig ein Beweis der Handlungsunfähigkeit der SPÖ-Wien besteht. 

Man kann zwar die Probleme immer herunterspielen, die Situation wird von den Rathaussozialisten immer kleingeredet, aber sie stellt vor allem auch einen Hohn gegenüber den vielen Bürgern dar, die schon seit zwei Jahrzehnten auf eine Lösung dieses gravierenden Problems im Herzen Wiens warten. 

Man muss sich auch vor Augen halten, dass der Karlsplatz und die U-Bahn-Stationen der größte, täglich frequentierte Bahnhof Österreichs ist, immerhin benützen mehr als 200 000 Leute diesen Bahnhof und steigen in die U-Bahn-Linien oder Straßenbahnlinien um. Aber gleichzeitig ist der Karlsplatz auch der größte Drogentreff in Österreich. Es gibt hier eine Statistik des Bundeskriminalamtes, wonach in Österreich rund 20 000 Menschen drogenabhängig sein sollen, und davon soll die Hälfte, also 10 000, in Wien leben. 

Immer jünger werden diese Leute. Das ist erschreckend, keine Frage, und heuer gab es schon am Karlsplatz, glaube ich, 5 000 Anzeigen auf Grund von Suchtgiftkriminalität und Begleitkriminalität. 200 bis 300 Subsidol-Szenenmitglieder soll es geben, wovon 200 Menschen echte Problemfälle sind. Und es gibt hier einen vor drei oder zwei Jahren erstellten, sehr offenen und ehrlichen Bericht vom Team Focus, der Anfang 2006 veröffentlicht wurde, der den Zeitraum Jänner bis Juni 2005 beleuchtet und ein guter, ehrlicher Lagebericht darüber ist, wie es eigentlich hier am Karlsplatz mit der Szene ausschaut. 

Und da ist es wichtig zu erwähnen, dass es natürlich hier nicht nur die Drogenszene gibt, die hier täglich 100 bis 200 Leute umfasst, es gibt natürlich auch Obdachlose oder Ausländer, die meistens als Bettler tätig sind. Aber was natürlich oftmals verschwiegen wird, ist, dass eine reale Gefahr von der Drogenszene ausgeht. Das wird unter den Tisch gekehrt, aber da gibt es ganz, ganz eindeutige Berichte seitens der Polizei, die das auch bestätigen. Zum Beispiel heißt es in der Presse vom 13. Oktober des heurigen Jahres, also vor zwei Wochen: „Die Polizei bestätigt, die Szene am Karlsplatz ist gewaltbereit. Und anders als die Gemeinde Wien sieht die Polizei es eben so, dass die Szene am Karlsplatz nicht unter Kontrolle ist und die Aggression, vor allem auch den Beamten gegenüber, gestiegen ist.“ 

Der dienstführende Beamte, Erwin Starkl, bestätigt eben, dass hier die Gewalt steigt. Er sagt wortwörtlich: „Die Drogensüchtigen tragen hier ganze Waffenarsenale mit sich und sind auch bereit, diese einzusetzen, wie Gasrevolver, Totschläger, Schlagringe, Messer, Elektroschocker. Und es soll eben in Mode sein, dass man Taschen und Hosen mit Injektionsnadeln präpariert, damit sich die Polizisten bei den Kontrollen verletzen.“ Das hat, bitte, der diensthabende Beamte am Karlsplatz gesagt, und das ist schon eigentlich alarmierend, wenn die Polizisten am Karlsplatz nur noch die Möglichkeit haben, den Schlachterhandschuh bei Perlustrationen, oder HIV, oder sonstigen Ansteckungen, zu verwenden. Das ist schon alarmierend, aber wenn dann Herr Dressel sagt, wir haben das Problem im Griff, dann ist das eigentlich ein Skandal, meine sehr geehrten Damen und Herren, und grenzt an Realitätsverweigerung. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es kommt ja noch schlimmer. Der Herr Dressel gibt die Schuld der Polizei und sagt, er verstehe die Frustration der Beamten bei so vielen Überstunden, gleichzeitig aber gibt es Berichte der Polizeiinspektion, es gebe immer wieder verletzte Polizisten. 

Davon erfährt man eigentlich in der Öffentlichkeit so gut wie überhaupt nichts. Und ich glaube, da geben uns viele Bürger recht, dass die Gemeinde Wien überhaupt keine Ahnung hat, was sich da unten am Karlsplatz eigentlich abspielt. Ich muss zugeben, ich bin am Karlsplatz aufgewachsen, und ich sehe das Ganze schon seit 20 Jahren. (Abg Kurt Wagner: Oh, gut, dann können Sie ja davon reden!) Nun ja, am Karlsplatz habe ich gespielt, nicht wahr, und zwar tagtäglich gespielt und nicht allzu selten auch so eine Spritze gefunden. Und da merkt man eben, dass die rote Gemeinde - im Gegensatz zu den Bürgern, im Gegensatz zu den Schülern, im Gegensatz zu den Leuten, die dort spielen gehen oder täglich Passanten sind oder im Gegensatz zur Polizei -, dass die SPÖ hier eigentlich wahrheitsresistent und realitätsresistent ist. Der Bürger wird das das nächste Mal mit Sicherheit abstrafen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Beispiel erzählt ein Polizist – weiter in diesem Zeitungsbericht - dass bei der Eröffnung dieser neuen Polizeiinspektion vor drei Jahren extra ein MA 48-Putztrupp angerückt ist, noch bevor die Rathauspolitiker, die Polizeispitze und die Journalisten gekommen sind, um hier eine heile Welt vorzutäuschen. 

Da werden eben Potemkinsche Dörfer aufgebaut, und die Leidtragenden sind dann die Geschäftstreibenden, die Schüler, die Kinder, die besorgten Eltern und die vielen Passanten. Und wir stellen uns eben als Freiheitliche Partei hinter diese Leute, hinter die Gewerbetreibenden, die Diebstähle unter Drogeneinfluss verzeichnen, die täglich verbale Auseinandersetzungen führen müssen, und wir stellen uns hinter die vielen Schüler und Eltern, die mit einer Gefahr konfrontiert werden. 

Oftmals betreten zum Beispiel in der evangelischen Schule am Karlsplatz oder in der Handelsakademie schulfremde Personen das Haus und benützen Toiletten. Erst unlängst ist nach Auskunft eines Polizisten ein Süchtiger auf den Stufen der Vienna Business School gesessen und hat sich einen Schuss verpasst. Also, soviel zur Sicherheit am Karlsplatz, und so kann ja das Schauspiel sicherlich nicht weitergehen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es gab ja einen kurzen Lichtblick, zufälligerweise ganz knapp vor der Europameisterschaft, ungefähr zwei Wochen oder einen Monat davor. Da hat es geheißen, ganz groß angekündigt: „Sicherheitsoffensive am Karlsplatz, jetzt soll alles besser werden.“ Ein Schelm, der glaubt, dass es natürlich nur für die EM geplant war, und wir haben uns natürlich als Freiheitliche Partei gedacht, die Botschaft höre ich wohl, allein, fehlt mir der Glaube. 

Die polizeilichen Ziele wurden definiert, nämlich eine Auflösung der Suchtgiftszene am Karlsplatz und eine Hebung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Bevölkerung. Das klingt ja alles sehr gut, und das wurde sicherlich auch für eine Zeit lang, für ein paar Wochen, durchgehalten. Aber der eigentliche Skandal ist ja, dass man jahrelang Zeit gehabt hat, solche Initiativen und Konzepte vorzulegen und auch umzusetzen, und plötzlich, vor der Europameisterschaft, kommt man darauf, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Das ist ja eigentlich ein Skandal, und deswegen ist auch Misstrauen angebracht bei jeder Aktion, die in Zukunft geplant ist und die hier großkotzig angekündigt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben recht behalten mit unserer Meinung, dass hier eine reine Alibiaktion und ein Täuschungsmanöver für die Bürger geplant werden. Nach ein paar Wochen war der Spuk auch schon vorbei, es war also eine rein kosmetische Aktion. Und was ist nun: Seit Anfang Juli ist der Karlsplatz nach wie vor ein Eldorado für Suchtgiftabhängige, die eben nicht nur in der Passage herumstehen, sondern bei Schönwetter auch am Resselpark, und dort für die Optik nicht gerade das schönste Schauspiel liefern, und natürlich vor allem für die Sicherheit nicht das schönste Schauspiel liefern. Die FPÖ fordert im Interesse der vielen enttäuschten Bürger, Anrainer und Geschäftsleute, dass hier eine ehrliche Politik betrieben wird, dass hier effiziente Lösungen geboten werden und keine Placeboaktionen gemacht werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme auch schon zum Schluss. Wir werden dieses Thema sicherlich in den nächsten Monaten und Jahren noch weiter, und intensiver, behandeln müssen, weil wir hier im Zentrum von Wien wirklich einen Ort haben, der eigentlich für die Hauptstadt Österreichs und für das Zentrum Europas eine Schande ist. Man hat auch manchmal den Eindruck, Sie seien vielleicht sogar stolz drauf, dass es hier die Drogenszene gibt, denn sonst hätte man schon längst etwas dagegen unternommen. Vielleicht ist ja die Drogenszene am Karlsplatz genauso ein Wahrzeichen von Wien wie die Oper oder die Karlskirche, und deswegen wollen Sie die Drogenszene vom Karlsplatz nicht verdrängen, weil anders kann man Ihre Aktionen, dass hier die Sozialarbeiter aufgestockt werden, dass der Karlsplatz immer mehr ein sozialer Anlaufpunkt für Drogensüchtige wird, anscheinend nicht erklären. 

Wir fordern aber, dass die Szene effizient verdrängt wird, wir fordern eine Aufstockung der Polizei, wir fordern die Ausweitung der Schutzzonen und gezielte Schwerpunktaktionen, um hier auch Unruhe in die Szene hineinzubringen, eine Aktion Scharf also gegen die Drogenmafia. Es sollte eine Antidrogenpolizei etabliert werden, denn das ist, glaube ich, dringend erforderlich, und natürlich sollte es auch, wie schon der Kollege Lasar gesagt hat, einen Ausbau des Therapieplatzangebotes geben. Das müsste drei‑ bis viermal erhöht werden und, meine sehr geehrte Damen und Herren, auch restriktivere Maßnahmen, wie zum Beispiel eine Zwangstherapie, sollten diskutiert und auch gesetzlich verankert werden. 

Wir sagen Schluss mit Lustig, Schluss mit dem Kuschelkurs. Die FPÖ ist die einzige Alternative, die sich im Interesse der Bürger für diese Anliegen gegen die Drogenszene am Karlsplatz einsetzt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Antonov. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer! 

Zu meinem Vorredner ist nicht allzu viel zu sagen, außer vielleicht das eine, was ich positiv hervorheben möchte, so überraschend das auch im Zusammenhang mit der FPÖ ist, dass nämlich endlich auch die FPÖ erkannt hat, dass es beim Thema Drogen um ein Problem im Gesundheits- und Sozialbereich geht, und nicht um ein Problem, das mit Polizei zu lösen ist. Damit hat es sich aber auch schon wieder mit den positiven Erwähnungen. Ich möchte zunächst einmal darauf eingehen, was Kollegin Matzka-Dojder hier gesagt hat. Sie hat einen ziemlich großen Teil ihrer Rede meiner Kollegin Sigrid Pilz gewidmet. Das tut sie ja gerne, und es ist aber immer wieder dasselbe. 

Alles, was Sie hier machen ist, Sie unterstellen Kollegin Pilz, sie sei keine Fachfrau, Sie sagen Ihr damit, Sie dürfe nicht über Gesundheit sprechen, und Sie machen das hier immer wieder. Die Kollegin Matzka-Dojder hat gesagt: „Sie haben ja keine Ahnung wie es dort ausschaut, wovon reden Sie überhaupt, Sie haben nicht das Recht", und das machen Sie auch in der Untersuchungskommission immer wieder. Ja, das können Sie hervorragend, roten Nebel versprühen, „Sie sind keine Fachfrau, Sie haben keine Ahnung, wovon Sie reden, und wir sind die Fachfrauen, wir wissen, wovon Sie reden." 

So geht das aber nicht, damit können Sie uns nicht ablenken davon, was alles am Gesundheitssystem nicht passt. Und ja, das Gesundheitssystem hat seine guten Seiten, und ja, es gibt Positives, aber es gibt auch Fehler. Und mit Ihrem Verhalten, wie Sie immer wieder die Kollegin Pilz hier anschütten, wollen Sie nur davon ablenken, wohl nach dem Motto „Angriff ist die beste Verteidigung", aber das wird so nicht funktionieren. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wenn das nämlich so wäre, dass man Fachfrau oder Fachmann sein muss, um über ein Thema sprechen zu können, dann möchte ich mir anschauen, wie viele von uns hier zu welchem Thema noch Stellung nehmen können. Viele werden das nicht sein. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Eben!)

Kollegin Matzka-Dojder hat auch angesprochen, dass der Patientenanwalt in dem Fall mit der Verjährung ja eigentlich nichts anderes machen kann. „Oh je, verjährt." Verjährt, ist das jetzt ein Naturereignis, gegen das man nichts machen kann? Nein, das ist es nicht, denn selbstverständlich kann der KAV auf diese Verjährung verzichten und kann sagen, ich schaue mir den Fall trotzdem an. Und wäre der PatientInnenanwalt in Wien das, was wir von ihm erwarten, dann würde er die PatientInnen nicht damit abspeisen zu sagen, der Fall ist verjährt, sondern dann würde er zum KAV gehen und sagen, da habe ich einen Patienten, schauen wir uns den Fall an, wie schaut das aus mit der Verjährung, und was können wir da tun. Wenn das Verhältnis doch ohnehin so gut ist, und nirgends strapaziert wird, weil man nirgends anstreifen will, kann es ja kein Problem sein, da nicht nur für den einzelnen betroffenen Patienten eine Lösung zu finden, sondern, und das ist ja noch das viel Wichtigere, auch eine strukturelle Verbesserung. Letzten Endes geht es ja bei allen Fällen, die an die PatientInnenanwaltschaft herangetragen werden, nicht nur darum, dass einzelne PatientInnen entschädigt werden, wenn ihnen irgendwo etwas passiert ist, sondern es geht ja auch darum, Verbesserungen durchzuführen. Und in diesem Zusammenhang möchte ich Sie auf eine PatientInnenanwaltschaft aufmerksam machen, wo offensichtlich der Zugang ein ganz anderer ist. 

Wir haben ja schon im Vorjahr bei der Diskussion über den Tätigkeitsbericht der PatientInnenanwaltschaft gesagt, dass wir dem zustimmen, obwohl der Bereich „Pflege und Betreuung" darin quasi nicht vorkommt. Wir haben aber im Vorjahr, wo Dr Brustbauer das von seinem Vorgänger übernommen hat, und wo auch die Pflegeanwaltschaft erst dazugenommen wurde, gesagt, okay, wir schauen uns das dieses Jahr an. 

Und wie schaut nun der Bericht dieses Jahr aus? Über Pflege und Betreuung gibt es ein paar Seiten, ich glaube, es sind insgesamt 35, und diese Seiten sind in den restlichen Bericht eingearbeitet. Im Übrigen hatte ich beim Lesen des Berichtes für 2007 ziemlich viele Erlebnisse, déjà-vu, oder besser gesagt, schon gelesen. Es ist nämlich der Tätigkeitsbericht über weite Strecken einfach wortident mit dem Tätigkeitsbericht von 2006, nur die Zahlen sind anders. Da frage ich mich schon, was für eine Art von Bericht ist das, wenn hier einfach „copy-paste“ gemacht wird und nicht tiefer hineingeschaut wird. Es gibt aber auch ein Beispiel, wie man damit besser umgehen kann. Wenn Sie sich die Mühe machen und den Tätigkeitsbericht der steirischen Patientenanwältin anschauen, dann werden Sie feststellen, dass der schon ganz anders aufgebaut ist. Der hat einen Teil „Krankenanstalten“ und hat einen großen Teil „Pflege und Betreuung". Und wenn Sie die Einleitung des Berichtes der steirischen Patientenanwältin lesen, dann werden Sie feststellen, dass da schon die Grundhaltung eine andere ist. Da werden nicht PatientInnen in Pflegeheimen als Störenfriede tituliert, sondern da macht sich die Patientenanwältin Gedanken, was denn das Besondere der Menschen ist, die in den Pflegeheimen sind. 

Da steht dann zum Beispiel in der Einleitung: „Ein Pflegeheim ist kein Krankenhaus, sondern letzter Wohnort für Menschen mit speziellen altersbedingten Bedürfnissen. Die Abläufe in den Pflegeheimen haben sich an den Bedürfnissen der BewohnerInnen und nicht an den Bedürfnissen eines geregelten Tagesablaufes zu orientieren." 

Wir sind noch weit entfernt von der Normalität, denn das ist kein Wohnen, das viele Menschen in unseren Pflegeheimen haben, und die PatientInnenanwältin in der Steiermark macht sich auch darüber Gedanken und hat das sehr gut ausgedrückt: „Welche MieterInnen einer Wohnung können diese nicht absperren, weder am Tag noch in der Nacht, welche MieterInnen sehen sich damit konfrontiert, dass daraus resultierend andere verwirrte MieterInnen aus demselben Haus plötzlich in der Nacht am Bett stehen, welche MieterInnen haben eine nicht absperrbare Wohnungstür und nicht einmal einen Schrank, den sie absperren können.“ 

Das trifft nämlich auf viele Menschen in unseren Pflegeheimen noch zu, das sollte uns auch bewusst sein, und das sind auch die Dinge, um die sich der Pflege- und PatientInnenanwalt auch kümmern sollte. 

Wenn Sie sich den Bericht aus der Steiermark anschauen, dann werden Sie feststellen, dass es nicht nur eine Aneinanderreihung von Statistiken ist, sondern dass das ein Bericht ist, in dem sehr viele Empfehlungen stehen. Da wird Bezug genommen auf Empfehlungen aus dem Vorjahr, und da wird Bezug genommen auf daraus resultierende Landtagsbeschlüsse, und da gibt es auch die Landtagsbeschlüsse, die als Folge der Berichte getroffen wurden. 

Das alles vermisse ich in unseren Berichten, es ist nicht nur der Bericht sehr lieblos, sondern es ist auch der Umgang mit diesem Tätigkeitsbericht sehr lieblos. Sie wollen das alles ja gar nicht umsetzen. Wie sonst erklären Sie sich, dass im Bericht der Heimkommission drinnen steht, dass die zwei Modelle von Wohngruppen, die es jetzt in der Stadt gibt, eine sehr positive Entwicklung sind und die Heimkommission auch ausdrücklich empfiehlt, dieses Konzept weiter zu verfolgen. 

Und was tun Sie? Sie bauen weitere Heime mit 300 Betten und gehen damit genau an dem vorbei, was Ihnen empfohlen wird. 

Wir haben voriges Jahr gesagt, dass wir dem Bericht zustimmen werden, weil wir eingestehen, dass Dr Brustbauer das alles neu übernommen hat. 

Wir werden das heuer nicht mehr tun. Wir lehnen diesen Bericht ab, weil wir der Auffassung sind, die PatientInnen und die Menschen in den Wohn- und Pflegeheimen in Wien haben sich jemanden verdient, der auch tatsächlich auf ihrer Seite steht, der nicht nur darauf schaut, dass es ein gutes Verhältnis mit allen Institutionen gibt, sondern der in erster Linie darauf schaut, dass es den PatientInnen und Betroffenen gut geht und dass dort, wo Fehler passieren, die Fehler im System verändert werden. Und wenn Sie sich wieder hinstellen und immer nur andere anschütten und in dieser Verteidigungshaltung „Ihr habt keine Ahnung" darüber diskutieren, dann wird sich nie etwas ändern. Ja, es wird sich nie etwas ändern. Macht endlich die Augen auf und schaut hin. Und vielleicht begreift Ihr es auch, von der Sozialistischen Fraktion, ich hoffe es im Interesse der PatientInnen. Euer Problem ist nämlich, und ich kann auch sagen, was das Problem ist, ich kann erklären, was das Problem ist: Leider hat die SPÖ in Wien ein Problem, zwischen der Partei und der Stadt Wien zu unterscheiden. (Abg Anica Matzka-Dojder: Nein, nein, niemals!) Und jedes Mal, wenn irgendwo ein Angriff erfolgt, kommt automatisch die Verteidigungshaltung. Das geht aber so nicht. (Abg Anica Matzka-Dojder: Sie leben wo anders, aber nicht in Wien!) Liebe Kollegin Matzka-Dojder, ich freue mich schon, wenn Sie wieder herauskommen und mir etwas entgegnen, aber ich sage Ihnen noch einmal, wenn Sie es vorher nicht gehört haben, ich finde es empörend, wie Sie immer wieder, besonders die Kollegin Pilz persönlich angreifen, persönlich anschütten und ihr Unprofessionalität unterstellen. (Abg Anica Matzka-Dojder: Nein, das tue ich nicht!) Doch, das tun Sie, wiederholt. Und wenn Sie noch einmal in dieser Form hier herauskommen, dann werden wir uns auch überlegen, wie wir damit umzugehen haben. Das geht so nicht. Sie können nicht anderen MandatarInnen hier die Berechtigung absprechen, über alles, was in unserem Bereich liegt, zu sprechen. (Abg Anica Matzka-Dojder: Das habe ich nicht getan!) Das haben Sie getan. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Wagner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Hoher Landtag! 

Natürlich ist heute das Thema, zu dem auch ich kurz sprechen werde, der Bericht des Herrn Patienten- und Pflegeanwaltes. Mir wäre es natürlich lieber, ich könnte mich heute in meiner gesamten Redezeit mit der Arbeit dieser Institution beschäftigen, weil ich glaube, das Engagement und die Mitarbeiter dieser Institution würden es sich verdienen, dass wir uns ausschließlich mit dieser Materie beschäftigen, aber es wurde mit allen Fraktionen in der Präsidiale vereinbart, dass wir uns bei Ihrem Bericht, Herr Patientenanwalt, auch ein bisschen über die Drogensituation unterhalten, und natürlich auch politisch unsere durchaus oft kontroversen gegenseitigen Standpunkte austauschen, meine Damen und Herren. 

Zu Beginn möchte ich aber an dieser Stelle als einer der Sprecher meiner Fraktion eines festhalten: Wir sind nicht nur sehr froh, dass wir den Herrn Patientenanwalt Dr Brustbauer mit seinem Team in dieser Funktion haben, sondern wir wissen auch, dass die Arbeit des Pflegeanwaltes und des Patientenanwaltes bei ihm und bei seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in guten Händen ist. Und so gehört es auch zur Ordnung, auch von meiner Seite, dass ich mich darüber herzlich bei Ihnen bedanke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Antonov, auf Grund Ihrer Wortmeldung jetzt, wo ich sehr interessiert zugehört habe, und auch bei der Wortmeldung von Frau Dr Pilz, und ich muss immer dazusagen, ich höre da immer sehr gerne zu und ich gebe ja auch immer zu, man kann gewisse Dinge sehr kontrovers diskutieren und auch unterschiedlich sehen, nur eines soll man nicht, man soll dann nicht wehleidig werden. 

Wenn uns jetzt von dieser Stelle her vorgeworfen worden ist, man gehe vielleicht bei sehr vielen Debatten und auch bei den Ausschusssitzungen auf die Wortmeldungen der Frau Dr Pilz ein, nun, dann ist es auch im Zusammenhang damit zu sehen, dass sie sich dort halt sehr oft zu Wort meldet. Und wenn sich jemand sehr oft zu Wort meldet, muss man, wenn man von einer anderen Fraktion ist, auch seine prinzipielle Meinung dazu sagen. Und dass wir sehr oft nicht die gleiche Meinung haben, das ist ja auch nicht unbekannt, nur glaube ich, sollte man politisch eine Stärke haben, und das ist Ihnen ja auch nicht fremd. Wenn man austeilt, muss man auch einstecken können. (Beifall bei der SPÖ.) Das gilt nicht nur für uns, das gilt auch für Sie wie für alle anderen, die heute auch schon von diesem aus Pult geredet haben. 

Zum Schluss möchte ich aber zum Pflege- und Patientenanwalt eines sagen, und ich glaube, die Zahlen sprechen für sich. Aber verzeihen Sie mir, Frau Kollegin Antonov, aber eines verstehe ich nicht: Sie bedanken sich, und Ihre Vorgängerin Frau Kollegin Pilz hat das auch gemacht, bei Herrn Dr Brustbauer und seinem Team für die geleistete Arbeit und gleichzeitig sagen Sie, Sie werden aber dem Bericht nicht zustimmen. 

Also, ich verstehe das jetzt von der Logik her nicht. Entweder bin ich im Prinzip mit dem Bericht und mit der Arbeit einverstanden, dann bedanke ich mich. Wenn ich nicht einverstanden bin, brauche ich mich auch nicht bedanken, weil das haben sich Herr Dr Brustbauer und seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht verdient. Also, entweder ist man einverstanden oder man ist nicht einverstanden, nur den Spagat, Frau Kollegin Antonov, den werden Sie nicht zusammenbringen: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort zu loben, sich zu bedanken, und dann gleichzeitig zu sagen, aber der Bericht gefällt uns eigentlich nicht, vom inhaltlichen Aufbau gefällt er uns nicht, und wie er zusammengestellt ist, und der wird nur abgeschrieben. Also, da darf ich Ihnen sagen - und das ist ja nicht das erste Mal – dass bei Ihren Wortmeldungen immer ein roter Faden drinnen ist. Nicht parteipolitisch, sondern es ist ein roter Faden in Ihrer Argumentation drinnen. Es ist in jedem anderen Bundesland besser als in Wien. 

Also, wir machen in Wien wahrscheinlich alles schlecht, es funktioniert das alles nicht, und Sie stellen sich das alles ganz anders vor. Und ich darf von dieser Stelle immer nur wieder eines sagen: Bei all den Unterlagen, die Sie heute hier, bei den Ausschusssitzungen, insgesamt in allen Beiräten, in allen Fonds zur Verfügung gestellt bekommen, das kann noch so umfangreich sein, Sie werden immer sagen, das sei Ihnen zu wenig. Sie wollen noch eine umfangreichere Darstellung haben, man sollte mehr in die Tiefe gehen. 

Und ich habe Ihnen auch nicht erst einmal gesagt, damit Sie das, was Sie sich vorstellen, erreichen können, müssten Sie sich dort um eine Beschäftigung bewerben, denn dann haben Sie die Möglichkeit, dort alles vor Ort als Mitarbeiterin zu gestalten, aber nicht hier sich herausstellen und fordern, seitenlange Unterlagen zu bekommen, genaueste Aufstellungen, und dann sagen, das ist uns aber trotzdem noch zu wenig, das müsste noch viel, viel umfangreicher sein. 

Ich weiß zwar nicht, ob Sie zu Hause so eine große Wohnung haben, dass Sie alle diese Unterlagen aufheben können, nur, was ich alleine weiß ist, seit wir gemeinsam im Ausschuss sitzen, macht das bereits einige, zig Kilo aus, was Sie an Unterlagen bekommen haben, natürlich freiwillig, manche haben auch danach gefragt und haben sie bekommen, aber es ist ein ziemlich umfangreiches Zahlen- und Informationsmaterial, und wenn man es liest, und es wirklich lesen möchte, dann kriegt man auch die dementsprechenden Informationen. 

Meine Damen und Herren, das bringt mich wieder zu dem Schluss, nicht jeder Vergleich ist schlüssig, nicht jede Statistik vergleichstauglich. Und da komme ich jetzt zur Steiermark, Frau Kollegin Antonov. 

Das müssten Sie sich einmal von der Größenordnung ein bisserl vorstellen. Also ich will ja nicht im Prinzip nur damit argumentieren, dass das Bundesland Steiermark alleine von der Bevölkerungsanzahl her viel kleiner ist, geschweige denn von dem Fall, wie viele Menschen in den Wiener Spitälern operiert werden und wie viele in der Steiermark operiert und behandelt werden. Da kommen Sie in Größenordnungen, wo man wirklich sagen kann, das kann man miteinander überhaupt nicht vergleichen. Und wenn man jetzt noch argumentieren möchte, das Vertrauen - was aber nicht der Standpunkt meiner Fraktion ist - in die Pflege- und Patientenanwaltschaft hätte abgenommen, dann sprechen die nackten Zahlen eindeutig dafür, dass das nicht stimmt. 

Haben wir im Jahr 2000 noch insgesamt 7 219 Anfragen bei der Patientenanwaltschaft gehabt, dann können Sie im Bericht nachlesen, dass es im Jahr 2007 11 672 waren. Das bedeutet, das Vertrauen der Patientinnen und Patienten ist vorhanden. 

Ich gebe Ihnen in einem recht, und da sind wir wieder sogar auf einer Ebene: Wir müssen noch mehr Öffentlichkeitsarbeit machen, aber das werden Sie dann vielleicht wieder kritisieren, weil das ist Ihnen dann unter Umständen vielleicht gar nicht so angenehm, dass wir die Patienten- und Pflegeanwaltschaft noch näher an die Patientinnen und Patienten heranbringen müssen, dass es im Prinzip hier keine Scheu gibt, dort vorzusprechen, sich Informationen und Beratungen abzuholen. Nur glaube ich, dass diese Zahlen formell wirklich für sich sprechen. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, in die Richtung von Kollegin Praniess-Kastner, die uns heute in ihrer Wortmeldung wegen der Operationstermine kritisiert hat. Da darf ich Ihnen sagen, dass an Ihnen etwas spurlos vorübergegangen sein dürfte. Frau StRin Sonja Wehsely hat Ihnen am 30. April 2008 mitgeteilt, dass es auch bezüglich der Operationsanmeldelisten ein neues EDV-System gibt, und wir haben ja auch die aktuellen Anmeldezeiten bekommen. Diese sind zum Beispiel für Kataraktoperationen im Donauspital 44 Tage Wartezeit, in der Rudolfstiftung 101 Tage, im Krankenhaus Hietzing 80 Tage. In der Neurochirurgie haben Sie die Zahlen bekommen, in der Orthopädie an der Hüfte: Gersthof 103 Tage, Donauspital 100 Tage, Otto-Wagner-Spital 140 Tage, Krankenhaus Gersthof 115, Donauspital 93 Tage, Otto-Wagner-Spital 149 Tage. Und wenn Sie die Conclusio lesen, Frau Kollegin Praniess-Kastner, dann werden Sie feststellen, dass die Einführung dieses neuen Systems dazu beigetragen hat, dass es bei Operationen bis zum Jänner bei der Katarakt jetzt rund vier Monate bedarf, womit es zu einer Reduktion um rund einen Monat kam. Bei orthopädischen Hüftoperationen, Bandscheibenoperationen, (Abg Karin Praniess-Kastner: Wer hat Ihnen das vom Patientenanwalt gesagt!) Frau Kollegin, lassen Sie mich das Ihnen jetzt erklären, weil Sie haben das da auch sagen können. Etwa in der Rudolfstiftung konnte man mit einer Wartezeit von rund vier Monaten rechnen, heute sind es nur noch zwei Monate, die veranschlagt werden. Und wenn das kein Erfolg unserer Maßnahmen ist, dann weiß ich nicht, was ein Erfolg ist. 

Und eines wurde Ihnen damals im Ausschuss auch schon mitgeteilt: Es kann nicht so sein, dass man einmal sagt: „Und morgen operiere ich schon“, weil bei sehr vielen Operationen – und da gehören auch die Hüftoperationen und die Augenoperationen dazu - brauchen Sie eine medizinische Vorlaufphase für bestimmte Untersuchungen, für die Operationsvorbereitung, und so weiter. 

Ich sage dazu: Wir hätten nichts dagegen, nur wird das technisch nie möglich sein, wenn Sie heute eine Operation haben, dass Sie morgen operieren gehen. Sie werden aber feststellen, dass Sie alleine für die Vorbereitung bei manchen Operationen gewisse Vorlaufzeiten im medizinischen Bereich berücksichtigen müssen. Da müssen Sie nur die Kollegen Ihrer Fraktion in der Ärztekammer fragen, die werden Ihnen das bestätigen. 

Nun, meine Damen und Herren, zur Fraktion der Freiheitlichen Partei. Ich könnte mir fast den Luxus erlauben und sagen, ich weise auf meinen letzten Rede- und Debattenbeitrag hin, der noch gar nicht so lange her ist, nämlich vom 24. Juni des heurigen Jahres, als Herr Kollege Lasar im Prinzip auch schon zu der Drogenproblematik Stellung genommen hat. Es ist fast immer die Wortmeldung ident. Was ihm nicht gefällt, über das kann man politisch diskutieren und natürlich streiten, nur darf ich Ihnen sagen, für die Drogen sollte eigentlich ein Zitat eines sehr gescheiten Menschen gelten, den wir schon oft im Prinzip auch bei Diskussionen im Drogenbeirat zitiert haben, nämlich Sigmund Freud: „Die Stimme der Vernunft ist leise.“ 

Ich glaube, gerade im Drogenbereich eignet es sich nicht, dass man lautstark poltert, sondern dass man versucht, konstruktive Beiträge im Bereich der Drogenprävention, bei der Behandlung von Drogenkranken, aber natürlich auch bei der Verhinderung von Drogenkriminalität, zu leisten. Nur dorthin gehören solche Debattenbeiträge, wo auch darüber sehr intensiv, inhaltlich und umfangreich diskutiert wird, nämlich in unseren Drogenbeirat. 

Und ich darf Ihnen auch ins Stammbuch schreiben, Herr Kollege Lasar, ich bin seit 1995 Mitglied des Wiener Gemeinderates und ich kann mich noch an Debatten hier im Gemeinderat erinnern, wo Vertreter Ihrer Fraktion - damals die von mir sehr geschätzte Abgeordnete Arie - sich hier herausgestellt hat und uns erklärt hat, dass das Drogenproblem vor keiner Tür Halt macht, und dass sie mit einem Kind persönlich davon betroffen ist. 

Ich habe das damals als eine sehr berührende Rede gefunden und wir haben uns damals nachher sehr intensiv über das unterhalten und sind eigentlich unisono zu der Meinung gekommen, Suchtkranken nützt es nichts, dass wir uns da herstellen und sagen, das darf es nicht geben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das hat auch keiner gesagt!) Das ist eine Wunschvorstellung, die können wir alle haben, nur werden wir es einfach mit Verordnungen hier von diesem Rednerpult aus nicht verhindern können. 

Was wir anbieten müssen, ist ein dementsprechendes Drogenkonzept, und da darf ich Ihnen dazusagen, da haben auch Ihre Vorgänger sehr intensiv mitgearbeitet, Frau Kollegin Landauer und Herr Mag Kowarik, mit dem ich mich stunden- und tagelang im Drogenbeirat über diese Problematik unterhalten habe und wo wir eigentlich zum Schluss gemeinsam gesagt haben, das neue Wiener Drogenkonzept ist etwas, woran man sich orientieren kann, geben wir diesem neuen Konzept eine Chance und versuchen wir gemeinsam, im Sinne der Wiener Bevölkerung und für die Drogenkranken in Wien, hier erfolgreich zu arbeiten. 

Und ich darf mich bei allen Fraktionen bedanken, die in der Vergangenheit hier sehr intensiv, durchaus auch kontrovers, aber jedenfalls intensiv, an der Problematik mitgearbeitet haben. 

Lieber Herr Kollege Gudenus, ich könnte jetzt sagen, Sie haben hier erklärt, seit 20 Jahren kennen Sie die Drogenszene am Karlsplatz. Ich muss sagen, Alter ist kein Privileg, aber wenn man etwas älter ist, darf ich Ihnen sagen, dass ich diese Situation schon ein bisschen länger kenne, nämlich seit nahezu 35 Jahren. Und ich kann mich noch an Herrn Gudenus senior erinnern, der mit mir 1983, 1984 und 1985 in der Bezirksvertretung des 4. Bezirkes war. Damals haben wir uns schon, sage ich, sehr fulminant und sehr wortstark über den Drogenbereich unterhalten, und auch Kollege Gudenus senior, damals auch Gemeinderat hier im Wiener Gemeinderat, hat damals keine Gelegenheit ausgelassen, um sich hier über die Drogenszene am Karlsplatz zu verbreitern. Ich darf Ihnen nur sagen, genauso wie Herr Gudenus bleiben auch Sie uns aber die Antworten schuldig. Ihr Vater hat damals gemeint, das Drogenproblem am Karlsplatz könne man lösen, indem man alle Drogenkranken in die U-Bahn hineinsetzt und auf die Donauinsel führt. Nur, was er auf der Donauinsel mit den Drogenkranken machen wollte, hat er uns nicht erklärt. 

Das ist kein konkreter Ansatz zur Lösung eines Problems, meine Damen und Herren, das ist pure Polemik, und das ist auf das Entschiedenste namens meiner Fraktion abzulehnen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie schon hier im Prinzip sagen, es gebe keine Drogenprävention, dann sind an Ihnen, Herr Kollege David Lasar, alle Diskussionen der letzten Jahre anscheinend spurlos vorbeigegangen. Sie dürften auch den Sucht- und Drogenkoordinations-, den letzten Leistungsbericht von Jänner bis Mai 2008, nicht gelesen haben, in welchem, aber nicht das erste Mal, ein eigenes Institut für Suchtprävention Rede und Antwort steht und vergleichbare Zahlen und Daten liefert. 

Wenn man hier im Prinzip drinnen die Aktivitäten, wie zum Beispiel die Multiplikatorenausbildung, lesen kann, so wird man erkennen, dass auch Teams an den Schulen ausgebildet werden, und so weiter, 1 757 Personen waren es in der ersten Jahreshälfte 2008. Es erfolgen Projektberatungen, wo ebenfalls extern beraten wird, es waren 80 solcher Beratungsgespräche. Es finden Tagungen, Veranstaltungen, Vorträge statt, wo das Institut für Suchtprävention im schulischen Bereich eingeladen wurde. 28 Veranstaltungen wurden hier organisiert, es gab Arbeitskreise, Gremien und Vernetzungen mit den Trägerorganisationen, mit den Vereinen, hier hat es 64 Zusammenkünfte gegeben. Zehn Stellungnahmen wurden insgesamt abgegeben, es erfolgten vier externe Anfragen und fünf Begutachtungen präventiver Projektkonzepte, die hier eingereicht werden können. An Schriftwerken wurden allein im letzten halben Jahr vier aufgelegt. 

Hier davon zu reden, dass nichts gemacht wurde, meine Damen und Herren, geht an der Realität vorbei. Genauso wie beim „Help U“, was ja auch anscheinend ein Lieblingsthema von Ihnen ist. Wenn wir hier feststellen, dass von Jänner bis Februar 2008 2 049 Kommu-
nikationsgespräche stattgefunden haben, dass im Prinzip 989 Informationen weitergegeben wurden, die die Leute interessiert haben, und so weiter, da kann man uns doch nicht vorwerfen, wir hätten hier nichts gemacht. 

Meine Damen und Herren, jetzt noch zu einem Letzten: Der Verkehrsknotenpunkt Karlsplatz - und Kollege Gudenus hat es gesagt - wird täglich von mehr als 200 000 Personen frequentiert und ist damit Österreichs größter Nahverkehrsbahnhof. Und wie es Orte dieser Art in vielen Großstädten gibt, und da können Sie in andere Städte fahren, da werden Sie Ihre persönlichen Erfahrungen sammeln, da kann man dann nur immer wieder sagen: Willkommen in Europa. Weil Sie glauben ja nur, das ist bei uns ein Extremfall. Ganz im Gegenteil, wenn Sie sich die Statistiken und Zahlen dieser Städte anschauen, dann werden auch Sie mir beistimmen können, dass wir in Wien stolz auf unsere Situation sein können. (Abg David Lasar: Nun, darauf können Sie stolz sein!) Wir können stolz sein. 

Außerdem ist die Situation am Karlsplatz, lieber Herr Kollege Lasar, nicht schlechter geworden. Ich sage Ihnen, ich habe auch 41 Jahre dort im Nahbereich gewohnt. Ich bin am Karlsplatz in die Schule gegangen, und war mindestens täglich zweimal am Karlsplatz. Also, mir können Sie auch nicht vorwerfen, dass ich die Situation dort nicht kenne. (Abg David Lasar: Na also!) Und ich verkehre heute dort noch, überquere täglich zweimal den Karlsplatz und schaue mir das genau an. Hatten wir damals, im Jahr 2000, noch 300 bis 400 Personen gehabt, die sich regelmäßig am Karlsplatz aufgehalten haben, haben wir mit gleichem Stand des heurigen Jahres zwischen 80 und 100 Personen. Und eines darf ich Ihnen auch ins Stammbuch schreiben: Nicht alle, die sich am Karlsplatz herumtreiben, sind Drogenkranke. Zwei Drittel davon sind alkoholabhängig, das ist aber wieder eine andere Schiene, (Abg Henriette Frank: Das ist doch auch eine Droge!) die im Prinzip genauso zu behandeln ist, aber mit den Drogen nicht unmittelbar etwas zu tun hat, und es gibt hier Erfolge. 

„Help U“-Mitarbeiter haben durchschnittlich 2 500 Fälle pro Monat, also 83 Fälle am Tag. Sie werden kontaktiert, sie versuchen zu helfen, und die Reduktionen, die hier erfolgen, sind ein klassisches Beispiel für den Erfolg, den dieses Team hat. 

Wenn Sie sich da herausstellen und sagen - und das haben Sie jetzt in einer Presseaussendung getan, obwohl es die heutige Presseaussendung nicht enthält - wir setzten dort nur teure Streetworker ein, die dann im Endeffekt nichts brächten, dann darf ich Ihnen etwas sagen: Die Streetworker verrichten dort eine extrem schwierige Arbeit, und ich bedanke mich auch an dieser Stelle bei den Damen und Herren, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die unter nicht leichten Vorraussetzungen dort tagtäglich eine positive Arbeit verrichten und ich glaube, für diese Arbeit sind diese Personen nicht überbezahlt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Streetworker haben allein im laufenden Jahr 2008 bis einschließlich September - und das hätten Sie sich ausheben lassen können, ein Anruf hätte genügt, Sie hätten die Auskunft bekommen – 157 567 Kontakte am Karlsplatz gehabt. Wobei es jetzt so ist, dass das zusammengezählt wird. Das heißt nicht, dass Einzelpersonen kommen. Manche kommen drei, vier und fünfmal am Tag. Von den Personen, die dort hinkommen, gibt es nicht nur solche, die dauernd am Karlsplatz sind. Ungefähr 400 bis 500 Personen kommen dort zu Beratungstätigkeiten hin, und nach der Beratung verlassen die wieder den Karlsplatz, belästigen dort niemanden und werden dort wirklich sehr, sehr intensiv beraten. 

Und, Herr Kollege Gudenus, wenn Sie hier Statistiken der Wiener Polizei zitieren, dann sollten Sie im Prinzip auch die Statistik des Jahres 2007 des Bundesministeriums für Inneres für Wien nach dem Suchtgiftmittelgesetz zitieren, wo man davon ausgeht - und das steht dort wortwörtlich im Bericht drinnen, dass von 2006 auf 2007 ein Rückgang um 1 551 Anzeigen zu verzeichnen ist, was einem Rückgang von 17,6 Prozent entspricht. Also, wenn das kein Erfolg dafür ist, dass unsere Maßnahmen greifen, dann weiß ich nicht, was ein Erfolg sein soll. 

Wenn Sie in einer Statistik lesen, dass die Anzeigen um 17 Prozent abgenommen haben, so würde man das anderswo als Erfolg feiern, nur in Wien kann aus Ihrer Sicht nicht sein, was nicht sein darf. 

Und, meine Damen und Herren, auch bei der Substitutionsbehandlung haben wir Erfolge zu verzeichnen. Im Mai 2004 standen 4 924 Personen in Substitutionsbehandlung, im Mai 2008 haben wir 7 373 dieser Personen in dieser Behandlung. Und wenn Sie glauben, die Substitutionsbehandlung ist nicht State of the Art, ist nicht das, was Sie sich vorstellen, bleibt Ihnen das in Ihrer Argumentation natürlich frei. Nur reden Sie mit den betroffenen Ärztinnen und Ärzten, die werden Ihnen sagen, dass sie mit Ihrer Argumentation hier nicht recht haben. Und wir haben in Wien einen Drogenbeauftragten mit der Person des Dr Alexander David, der hier vorbildliche Arbeit leistet, der nicht nur von seiner persönlichen Einstellung zu dem Suchtgiftkranken her ein Vorzeigearzt ist, sondern weil er, glaube ich, in ganz Europa für Suchtprävention, für Vorbeugung und für die Behandlung von kranken Menschen dienen kann. An dieser Stelle auch herzlichen Dank an Dr Alexander David. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, und wenn man jetzt natürlich noch fortsetzen und aufzählen könnte, was hier alles gemacht wurde, was man hier alles getan hat, so darf ich Ihnen noch sagen - und auch das kann Ihnen ja nicht fremd sein -, dass der Wiener Drogenkoordinator hier im Prinzip auch neue Wege und Formen der Zusammenarbeit sucht. Und wenn Sie sagen, am Karlsplatz gebe es zu wenige Polizisten, sind wir ja argumentativ gar nicht so weit auseinander. Der Herr Wiener Bürgermeister hat hier, von dieser Stelle, nicht nur einmal gesagt, dass uns in Wien Polizisten fehlen, dass wir mehr Polizisten brauchen. Aber Sie haben vergessen, dass Sie jahrelang in der Bundesregierung gesessen sind und damals dem Herrn Innenminister hätten sagen können - damals waren Sie ja sogar noch Koalitionspartner -, er soll uns die Polizisten, die uns bei der Reform weggenommen wurden, wieder geben. Dann hätten wir auch den Personalengpass im Wachzimmer am Karlsplatz nicht. Und mehr, als was wir nach den Umbauarbeiten am Karlsplatz getan haben, nämlich vor Ort ein Wachzimmer einzurichten, sodass auch die Menschen, wenn sie Probleme haben, dort vorsprechen und hineingehen können, bürgernäher also, glaube ich, kann man nicht arbeiten. 

Nur, ich sage dazu, allen Menschen recht getan ist eine Kunst, die niemand kann. Und wahrscheinlich ist es im Drogenbereich leider so, dass es hier bei aller Unterschiedlichkeit der Diskussionen, der Diskussionsprozesse und der Meinungen, hier eigentlich fast immer, bis auf Ausnahmen, durchaus Gemeinsamkeiten zwischen den drei politischen Parteien in diesem Hause gibt. Bei einer Partei vermissen wir diese Zusammenarbeit in den letzten Jahren. Das können wir nicht ändern, wir bedauern das, wir würden uns lieber wünschen, dass Sie konkrete Vorschläge unterbreiten, nämlich dort, wo es hingehört, im Drogenbeirat. Da sitzen viele Menschen drinnen, viele, weil denen das Problem von kranken Menschen ein Anliegen ist. Manchmal, bei den Diskussionen, gibt es auch zu viele Leute, denn je mehr Leute dabei sind, umso mehr zerredet man natürlich auch manches. Aber ich glaube, es zeigt, wie ernst dieses Anliegen den Betroffenen Organisationen, den Trägern und den politischen Mandataren ist. Und aus diesem Grunde würde ich mir in der Drogenpolitik hier eine breite Zusammenarbeit wünschen und nicht ein Gegeneinander und schon gar nicht, öffentliche Medien und Meinungen hier gegen kranke Menschen aufzubringen. 

Und zum Schluss noch einmal: Herr Patientenanwalt, Sie haben es sich nicht verdient, dass wir so lange heute über den Drogenbereich diskutieren, es war aber, glaube ich, politisch notwendig, und die Frau Vizebürgermeister hat das auch nicht nur einmal gesagt, oftmaliges Wiederholen fördert das Merkvermögen. Vielleicht bewirkt es bei den Freiheitlichen für das nächste Mal etwas, aber ansonsten muss ich sagen, alle Jahre wieder erleben wir eine Drogendiskussion hier im Landtag oder im Wiener Gemeinderat. Wir werden uns auch künftig dieser Diskussion stellen, sehenden Auges, mit offenem Visier. Wir werden uns aber von unserem Weg, den wir in Wien mit unserem Drogenkonzept gehen, durch Ihre Berichterstattungen und negativen Begleitumstände nicht irritieren lassen. In diesem Sinn danke ich schön für ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Cammerlander. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Herr Dr Brustbauer! 

Ich habe heute zu Beginn dieser Debatte ein ganz kleines Aha-Erlebnis gehabt und habe mich gefreut, dass die FPÖ nun tatsächlich einmal das Drogenthema im Gesundheitsbereich ansiedelt, wurde aber dann leider durch den Nachredner, Herrn Gudenus, eines Besseren belehrt. Die Inhalte haben sich doch nicht geändert. 

Ich möchte heute nicht auf den Karlsplatz eingehen, ich möchte die Chance nützen, dass Herr Dr Brustbauer als Patientenanwalt hier ist, und meine Kollegin Sigrid Pilz hat gemeint, Suchtkranke sind kein Schwerpunkt der Patientenanwaltschaft. Ich habe festgestellt, es ist kein Punkt der Patientenanwaltschaft und möchte Ihnen den Fall einer suchtkranken Frau berichten, der leider Gottes kein Einzelfall in Wien ist.

Eine suchtkranke Frau, die bereits auf Substitution war, also in Substitutionsbehandlung, wurde schwanger. Sie wurde von einem Jugendamt, von einer Sozialarbeiterin, sehr liebevoll, sehr verständnisvoll betreut, aber es wurden ihr auch immer ganz klare Auflagen erteilt, die sie erfüllt hat. Im sechsten Monat bekommt sie eine Gemeindewohnung in einem anderen Bezirk, und der Akt wandert von diesem Jugendamt in das neue Jugendamt im neuen Bezirk. Dort trifft sie auf eine junge Sozialarbeiterin, die ihr im ersten Gespräch sagt: „Sie mit ihrer Vergangenheit brauchen gar nicht damit rechnen, dass Sie das Kind kriegen.“ 

Sie wollte nicht daran glauben, hat das Kind zur Welt gebracht im AKH, das Kind hatte Entzugserscheinungen. Das Jugendamt hat veranlasst, dass die Mutter mit dem Kind sofort ins Preyer’sche Kinderspital gekommen ist, man hat ihr das Sorgerecht entzogen, und das Kind wurde zu Kriseneltern gegeben. 

Darauf wendete sich diese Mutter an mich. Ich habe die Sozialarbeiterin angerufen und gefragt, was man da machen könnte, und sie hat mir gesagt, fragen Sie sie selber, die weiß das schon. Dann habe ich bei der Sozialarbeiterin im ersten Jugendamt angerufen, und die hat mir gesagt, es tut ihr wirklich sehr, sehr leid, denn diese Mutter ist stabil. Natürlich bräuchte sie noch eine Betreuung oder vielleicht einen Platz im Mutter-Kind-Heim, aber man hat ihr gesagt, sie solle sich aus diesem Fall heraushalten. 

Ich habe an die Frau StRin Laska einen Brief geschrieben und ihr diesen Fall geschildert. Ich habe ehrlich gesagt, ich kann es nicht beurteilen, ob diese Mutter das Kind behalten kann oder nicht, aber ich bitte sie, diesen Fall wieder zurückzugeben an das erste Jugendamt, denn ich glaube, einer kranken Mutter steht das Recht zu, dass sie eine gute Betreuung hat und dass man auch Rücksicht nimmt auf diese suchtkranke Mutter. Die Antwort war leider, sie sehe keine Veranlassung, es werde alles im Sinne des Kindeswohles getan.

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen, ich habe mich in diesem Fall so oft ohnmächtig gefühlt und der Willkür eines Amtes ausgesetzt, und ich dachte mir, wie muss es erst dieser Mutter gehen. 

Ich habe die Kinder- und Jugendanwaltschaft eingeschaltet. Ich habe mit der Frau Dr Fischer vom AKH gesprochen, die mir gesagt hat, leider haben wir viele solche Fälle.

Das Kind hatte Entzugserscheinungen, und zwar allein von den Medikamenten, die man der Mutter gegeben hat, nicht von den Substitutionsmitteln. Eine Hilfe war mir Dr David. Er hat mir den Rat gegeben, diese Mutter in eine Nachbetreuung, in den Dialog 10, zu schicken. Dort wurde sie aufgenommen. Die Mutter geht regelmäßig alle 14 Tage zu einer Nachbehandlung dorthin.

Der jetzige Stand ist folgender: Die Mutter ist laut Dialog, laut Ärzten stabil, aber sie hat ein Besuchsrecht für ihr Kind nur alle sechs Wochen – alle sechs Wochen eine Stunde! –, und für diese Stunde muss sie nach St Pölten fahren. 

Die Gefahr, die viele nun sehen, ist, dass diese Mutter auf Grund dieser, sage ich einmal, Abhängigkeit, dieser Unterdrückung wieder rückfällig werden könnte. Und für solche Fälle würde ich mir wünschen, dass diese Menschen auch zur Patientenanwaltschaft gehen könnten, dass sie dort Unterstützung und Hilfe bekommen. Denn es kann nicht sein, dass ein Jugendamt vielleicht tatsächlich – das will ich gar nicht bestreiten – das Wohl des Kindes im Auge hat, aber es geht doch bitte auch um die Mutter, und vielleicht ist es doch auch im Sinne des Kindeswohles, dass man alles dazu tut, dass dieses Kind zur Mutter kommt.

Es ist ein erschütternder Fall für mich, ich werde an diesem Fall auch noch dranbleiben. Ich wünsche es nach wie vor und hoffe, dass es gelingt, dass diese Mutter jetzt einen Platz im Mutter-Kind-Heim bekommt, denn auch da hat sie angesucht, und man hat mir gesagt, es ist vor einem halben Jahr keine Aussicht auf einen Platz. Das nächste Argument ist dann: Dann hat sich das Kind wahrscheinlich schon so eingewöhnt bei den Pflegeeltern, dass man es nicht mehr zurückgeben kann.

Meine Damen und Herren! Das dürfte nicht vorkommen. So darf man mit kranken Menschen, mit suchtkranken Menschen nicht umgehen.

Ich möchte zu dem Thema Drogen heute nicht mehr sagen, denn es ist für mich immer wieder traurig, wenn ich von der einen Seite nur dieses ordnungspolitische Prinzip höre und leider Gottes von der SPÖ dann immer nur diese Lobeshymnen. Ja, ich würde mir wünschen, dass dieses Thema auch im Gemeinderat sachlich, ehrlich, und zwar im sozialen und im Gesundheitsbereich diskutiert wird, dass wir mehr bereit sind, uns für schadensminimierende Maßnahmen einzusetzen, für Suchtkranke da zu sein, Prävention weiterhin zu verbessern, um so dieses Problem doch in den Griff bekommen und endlich aufzuhören, suchtgiftkranke Menschen von einem Ort zum anderen zu verjagen.

Zum Abschluss noch einen Satz, eine Bitte an den Herrn Patientenanwalt: Bitte setzen auch Sie sich dafür ein, dass suchtkranke Menschen in der Patientenanwaltschaft eine Anlaufstelle haben, dort gehört werden und dort auch betreut werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich wollte ich ganz kurz ein paar Worte tatsächlich zum Bericht der Patientenanwaltschaft sagen, werde es auch tun, allerdings die Rede vom Kollegen Wagner, die kann man nicht so stehen lassen.

Wenn man uns vorwirft, dass wir das alles nur vom Ordnungsprinzip her sehen und eigentlich keine ernsthaften Diskussionen wollen, stimmt das nicht. Aber wie kann ich eine ernsthafte Diskussion in einer Stadt abführen, wo von vornherein alles super ist. Es wird keinerlei Kritik zugelassen, man gesteht nicht einmal zu, dass man was verbessern könnte. Und wenn man als Opposition etwas anmerkt, dann sagt der Kollege Wagner, wir bleiben ihm die Antworten schuldig. Ja bitte, wer hat hier die politische Verantwortung? Ihr müsst die Antworten geben, ihr müsst die Lösungen vorgeben. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Kurt Wagner: Was machen Sie bei den Sitzungen im Drogenbereich?) 

Wenn ich mir dann anhören muss, es ändert sich nichts, Sie hören sich jetzt schon so oft die Reden vom Herrn Lasar an im Sozialbereich oder meine Reden, so ist das ganz einfach: Es wird sich an unseren Reden nicht viel ändern, solange sich an dieser Politik nichts ändert. Wenn man seitens der Sozialdemokraten hier in Wien immer alles schönbetet und keinerlei Kritik zur Kenntnis nimmt, dann darf man sich nicht wundern, dass die Opposition im Stakkato die Kritik immer wieder vorbringt, so lange, bis sie irgendwann vielleicht doch erhört wird. Es ändert sich nichts. 

Das ist wirklich ein einfaches Mittel. Wenn man als Opposition eine Kritik anbringt, muss man sich in diesem Hause rechtfertigen, dass man etwas kritisiert, dass man sich überhaupt erlauben kann, an dieser sakrosankten Stadtregierung irgendeine Kritik auszuüben. 

Es gibt in Wirklichkeit ja kein ernsthaftes Drogenkonzept, nicht genügend Therapieplätze. Das wisst ihr genauso gut wie wir, und deswegen seid ihr so empfindlich und blockt alles ab. (Abg Kurt Wagner, ein Blatt Papier in die Höhe haltend: Da geht es um die Streetworker, da geht es gar nicht um die Drogen!)

Der Kollege Lasar hat dir das gefaxt. Du sagst mir, 154 000 Kontakte der Streetworker. Und was bringt es? Nichts! Alles wird schlechter. Das sagt ja nicht, dass die Streetworker schlechte Arbeit machen, aber das ganze Problem wird nicht bewältigt dadurch. 

Und wenn ich mir anhören muss, dass die Substitution so erfolgreich ist: Was ist denn dann mit diesem Rezept, wo ein Arzt gleich für fünf Monate die Substitution verschreibt? Was passiert denn mit diesen Mitteln für fünf Monate? (Abg Kurt Wagner: Das ist dir aber schon klar, dass das nicht unsere Aufgabe ist! Rede einmal mit der Ärztekammer! Es ist nicht unsere Aufgabe, den Ärzten zu sagen, welche Medikamente sie verschreiben sollen!)
Lieber Kollege Wagner, ja, aber, Entschuldigung, das ist ja auch kurzsichtig. Hier gibt es Verantwortungsträger. Mir ist schon bewusst, dass man da mit der Ärztekammer reden muss. Aber dann sollte der eine Verantwortungsträger einmal mit dem anderen Verantwortungsträger reden, damit das System endlich einmal im Gesamten funktioniert. Da kann man nicht der Opposition vorwerfen, sie müsste das tun.

Das ist so wie bei den Ämtern. Da wird einem auch vorgeworfen: Bei uns sind sie falsch, da müssen sie leider woanders hingehen. Ich könnte auch so einen Fall bringen, jetzt nicht von einem Suchtkranken, sondern einen anderen Fall, der uns gestern passiert ist, wo ein minderjähriger behinderter Obdachloser bei uns im Klub gestanden ist und gesagt hat, er kann nicht mehr im Obdachlosenheim übernachten, weil man dort nur fünf Tage übernachten kann. Daraufhin haben wir die MA 11 angerufen. Die Antwort, die unsere Büroleiterin gekriegt hat, war: Unsere Chefin ist nicht da. Der ist aus Niederösterreich, schicken Sie ihn nach Niederösterreich, das geht uns nichts an.

Erst auf Grund eines Telefonates mit dem Büro der Frau StRin Laska hat sich dann plötzlich die Leiterin der MA 11 gemeldet und hat gesagt, selbstverständlich kriegt er eine Übernachtungsmöglichkeit, sie wird sich selber darum kümmern. Aber diese soziale Kälte kommt aus diesen Fällen immer wieder im Einzelnen heraus. Oder glauben Sie im Ernst, wir schicken da einen taubstummen – im konkreten Fall taubstummen – 15-jährigen Obdachlosen weg und sagen ihm: Fahr nach St Pölten! Uns geht das nichts an. Das macht vielleicht die SPÖ, wir machen das nicht. 

Vom Herrn Kollegen Wagner haben wir ja zuerst gehört, wir reden immer dasselbe, aber in seinem letzten Redebeitrag hat er gesagt, er hat uns das auch schon alles am 24. hergebetet. Es ist ja wirklich ein Jammer, dass er nicht öfter redet.

Jetzt noch ganz kurz zum Tätigkeitsbericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft. Mein Vorredner, Herr Lasar, hat ja auch schon dem Herrn Dr Brustbauer gedankt. Wir sind eigentlich zufrieden mit dem Bericht. Der Bericht zeigt viele Bereiche auf, die wir auch immer wieder kritisieren. Wir ersehen daraus, dass es doch einen unheimlichen Bedarf gibt, dass es nicht genügend Kommunikation zwischen den einzelnen Dienststellen gibt, was dann auf die Patientenanwaltschaft umgelegt wird, wenn man erfahren will, wie man eben irgendetwas macht. Da gibt es eine Unzahl von Beispielen. Es kommt daraus hervor, dass es Personalmangel gibt, dass es Ressourcenmangel gibt, zu wenig Zeitressourcen. 

Wenn wir uns diesen Fall von der kinderpsychiatrischen Versorgung ansehen, die zwar sinnvoll wäre, wo man dann aber nach Graz ausweichen musste, weil es nicht genügend Betten gibt, so wird damit unsere Kritik auch immer wieder bestätigt. Es gibt zu wenig Kapazität für minderjährige psychisch Erkrankte. 

Was die Leistungseinschränkung der Sozialversicherung bei der Physiotherapie betrifft, teile ich auch die Meinung der Patientenanwaltschaft, dass das zwar vielleicht finanziell verständlich ist, aber doch eine Verschlechterung für den Patienten darstellt. 

Ebenso wenn es um die Einstufung des Pflegegeldes geht. Dazu kommen wir dann ja im übernächsten Tagesordnungspunkt. Was daran gelobt wird, ist das Vorhaben des Sozialministers, das Pflegegeld jetzt über alle Stufen zu erhöhen und einen Pflegezuschlag für an Demenz erkrankte Personen und schwerstbehinderte Kinder zu gewähren. Das wird begrüßt, und das begrüßen wir selbstverständlich auch. 

Ich habe das in diesem Fünf-Punkte-Programm heute in der Aktuellen Stunde schon gesagt, dass der Bürgermeister sich sozusagen etwas, was natürlich auch beim Bundespflegegeld gemacht wird, auf seine Fahnen heftet. Das ist etwas, was initial dort gemacht wird, und wo Wien nur nachzieht. 

Auch die von uns heute bei der 5. Frage vorgebrachte Kritik über die Wartezeit bei der ärztlichen Begutachtung bezüglich Pflegegeldantrag, all diese Punkte und viele, viele mehr sind aufgenommen. 

Natürlich kann man immer alles verbessern – jetzt ist der Kollege Wagner weg, da bin ich enttäuscht; na ja, jetzt muss er eine rauchen gehen –, ich habe auch einen kleinen, vielleicht lustigeren Kritikpunkt: Als ich mir diesen Pflegschaftsbericht durchgelesen habe, habe ich den Fehler gemacht, ihn so umzudrehen (Der Redner zeigt es vor.), und jetzt habe ich nur mehr Einzelseiten und keine Chance, das in dieses Ding wieder hineinzubekommen. 

Darüber hinaus bedanken wir uns für den Bericht. Sie wissen ja, wir haben Sie auch unterstützt, als es um die größeren Räumlichkeiten, um mehr Personal gegangen ist, und wir werden das selbstverständlich auch in Zukunft machen. Wir werden dem Bericht auch zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Sehr geschätzter Herr Dr Brustbauer, Sie möchten sicher auch ein paar Worte dazu sagen. Das war jetzt die letzte Wortmeldung der Abgeordneten. Möchten Sie jetzt gerne sprechen? – Bitte.

Patientenanwalt Prof Dr Konrad Brustbauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Geschätzte Abgeordnete!

Der Bericht selbst liegt Ihnen ja vor. Soweit Ihrer, Herr Abgeordneter, zerrissen ist, geben wir gerne einen neuen her. Wir haben auch darüber nachgedacht, ob wir es so belassen sollen oder ob wir ihn heften sollen. Das ist alles geprüft worden, es ist das Für und Wider abgewogen worden.

Was drinnen steht, ist nachzulesen – ich glaube, ich brauche das nicht zu wiederholen –, es ist auch der Kritik unterzogen worden, ich möchte aber hervorheben, er betrifft das Jahr 2007. Was 2008 geschehen ist, wissen Sie wahrscheinlich in manchen Dingen besser als ich. Manchmal drängt es einen danach zu erfahren, wie denn die Fortsetzung gewesen ist. Sie war dann manchmal überraschend und nicht so, wie man es vielleicht annimmt. 

Ich bleibe dabei, dass ich mich bei den Dienststellen, mit denen wir zusammenarbeiten müssen, einschließlich des KAV, herzlichst bedanke, denn wir sind keine Behörde – ich wiederhole es noch einmal –, wir sind keine Behörde und kein Amt, und wir können nichts durchsetzen gegen den Willen der anderen, die dies ja wissen. Daher müssen wir uns sehr wohl mit sachlichen Argumenten auseinandersetzen und auch sonst mit Zugänglichkeiten Kooperation suchen. Das bedeutet nicht, im Zweifel für das Krankenhaus. Das ist übrigens auch im strafrechtlichen Bereich so; aber das passt überhaupt nicht hierher, weil wir überhaupt nie einen Schuldvorwurf erheben. 

Ich bitte nochmals zu bedenken, wenn die Patientenanwaltschaft etwas unternimmt, untersucht oder macht, ist das nicht ein Schuldvorwurf, wir sind keine Anklagebehörde, wir wollen es auch nicht sein. Wir spüren es ja, wenn wir so empfunden werden, dass die Gegenseite sich dann verschließt, und da kommt nichts.

Es wurde auch angesprochen, dass wir die Stellungnahmen nunmehr doch zumitteln, in Ausnahmefällen jedoch nicht. Vorweg kann ich sagen, so eine Ausnahmesituation hat es noch nicht gegeben, wenn sie aber eintritt, werden wir sie nicht zumitteln. Es ist bekannt, das ist das „therapeutisches Privileg“. Wenn es dem Patienten schlecht tut – ich gebrauche die harmlosen Worte –, wenn es ihm nicht gut tut, dann kann ich ihm nicht etwas sagen, wenn sich dadurch sein Zustand verschlechtert. Das ist ja eine medizinische Frage, und an die halten wir uns. Wie gesagt, das „therapeutische Privileg“ ist ein feststehender Begriff in der Praxis der Ärzte, und daran halten wir uns. Aber ich kann beruhigen: Es ist noch nie eingetreten. Die sind besser informiert, als man glaubt. 

Natürlich gibt es Interessenkonflikte zwischen Patienten auch. Das ist schwierig, das ist nicht einfach zu lösen. Ich kann nicht jemanden in ein Einzelzimmer sperren – ich kann es schon gar nicht und die Patientenanwaltschaft auch nicht –, wenn der doch soziale Kontakte sucht, aber dann dort leider nicht hineinpasst. Das ist schwierig, das ergibt schwierigste Situationen, und ich scheue mich nicht, es anzusprechen, wie es halt ist.

Wir behandeln großteils – und das machen alle Patientenanwaltschaften – individuelle Fälle und machen nicht großartige politische Untersuchungen. Wir sind zuerst Anlaufstelle für Individualfälle und versuchen, diese zu erledigen, und zwar so zu erledigen, wie es der Patient, der Beschwerdeführer will. Die Tatsache, dass dann hinten oft steht „nicht berechtigt", bedeutet ja nicht, dass der weggeschickt wird, sondern dass der nach entsprechender Aufklärung dann sagt: Ach so ist das, na, dann ist das anders, dann kann ich mich nicht mehr beschweren. 

Weil hier nochmals der Österreicher chinesischer Abstammung angesprochen wurde: Er will nicht in die Öffentlichkeit, ich werde es auch hier nicht wiederholen, ich kann nur sagen, Frau Abgeordnete, ich habe Sie immer informiert in der Sache. Sie wissen, es hat eine völlig andere Wendung genommen, als man ursprünglich geglaubt hat. Ganz anders.

Zum Kollegen Bachinger. Na ja, wir haben uns darüber ausgesprochen. Er sagt ja selbst, er hat das nicht so gesagt, wie es in den Medien gestanden ist. Sein Ausdruck war keineswegs in die Richtung: Bei uns sterben 3 000 bis 6 000 Leute an ärztlichen Fehlern. Ich weiß, er war dann konfrontiert mit den Ärzten, nicht mit mir, aber ich bin dagegen – und dazu stehe ich –, als Vergleichsbasis das Gesundheitssystem der USA zu nehmen. Das wird immer abgelehnt, das wollen wir nicht, denn dort wird nicht so behandelt, dort gibt es die Zwei- und Mehr-Klassen-Medizin, und wenn jetzt einfach hochgerechnet wird – Sie haben von Milchmädchenrechnung gesprochen –, wenn jetzt eine Milchmädchenrechnung mit den USA versucht wird, so bin ich dagegen. Ich habe schlicht und einfach gesagt, wie es bei uns steht. 

Ja, wir entschädigen, wenn eine Komplikation auftritt – das steht ja auch in den Richtlinien –, und wir entschädigen nunmehr auch dann, wenn ein Todesfall vorliegt. Dass ich den Ausdruck „Komplikationen" verwende, ist gängig. Der findet sich in den Richtlinien der Entschädigung. 

Wenn wir überzeugt sind, es liegt ein Fehler vor, dann dürfen wir ja gar nicht entschädigen, dann muss ich dem sagen – aber nicht als Schlangenrat, sondern damit der sich wirklich durchsetzen kann –, klagen Sie, aber wir können Sie leider vor Gericht nicht mehr begleiten. Das hätte manch einer gerne. Ich muss sagen: Wenn es klar ist, dass hier ein Fehler vorliegt, dann, bitte, müssen Sie den Klageweg beschreiten. Ich muss aber auch so ehrlich sein, zu einem, den ich zum ersten Mal sehe und der mir von einem Vorfall, der 2003 war, berichtet, zu sagen, ich bitte Sie, an sich ist die Sache aber verjährt. Denn ich kann dem nicht den Schlangenrat geben, klagen Sie lustig drauflos. Dann wird der sagen, na hören Sie, Sie haben mir den Rat gegeben, und ich stehe jetzt an. 

Ich muss es ihm sagen, und ich habe es ihm auch gesagt. Es war dies ein durchaus kundiger Mann, der sich mit der Verjährungsfrage befasst hat, der sogar einen Hinweis gegeben hat, der sich dann aber nicht bewahrheitet hat. Ich darf der Frau Abg Cammerlander sagen, natürlich sind wir an den KAV herangetreten. Es hindert uns ja niemand, auch in einer verjährten Sache Anspruch geltend zu machen, aber wenn die Gegenseite sagt, das ist verjährt, dann weiß ich keinen weiteren Weg mehr. Ich weiß hier keinen mehr. Aber genau das haben wir getan. 

Zuletzt vielleicht noch zum Tätigkeitsbericht der Steiermark. Ich habe ihn gerne als Vorbild genommen für die Erstellung des Rechnungsabschlusses des Patientenentschädigungsfonds. Ich möchte aber nicht weiter darauf eingehen, denn die Kollegin ist auf Grund des Berichtes in großen Schwierigkeiten. Nicht politisch, das muss man aushalten, nein, die ist rechtlich in großen Schwierigkeiten. Ich habe mir das durchgelesen und war überrascht, dass der Verfassungsjurist, der sich damit befasst hat, gesagt hat, der Wiener Anwalt traut sich auch sehr weit vor. Ich meine, er traut sich sehr weit vor, indem er kundtut, was alles passiert, und nicht alles anonymisiert, aber ich glaube, er ist noch auf der Seite des Vertretbaren. Ich glaube es auch, sonst würde ich es nicht tun. 

Wir werden die liebe Kollegin natürlich unterstützen und werden ihr sicher helfen. Natürlich kenne ich diesen Bericht, aber ich werde, wenn jemand in Schwierigkeiten ist, das dann nicht in der Form noch einmal wiederholen, um sie nicht in noch größere Schwierigkeiten zu bringen. Ich glaube, das ist Ihnen sicherlich bekannt, ich will mich dazu nicht verbreitern. 

Zuletzt bedanke ich mich nochmals bei allen, denn das Team ist ja von allen gelobt worden. Ich werde diesen Dank an das Team weitergeben, soweit es das Geschehen nicht ohnehin über den Bildschirm verfolgt. Recht herzlichen Dank! Soweit man auch mit mir noch zufrieden war, bedanke ich mich auch recht herzlich. 

Ich werde im Sinne der Patienten und der Pflegepersonen weiter arbeiten. Ich glaube auch, 35 Seiten in dem Abschnitt sind ja nicht gar so wenig; das ist der Bereich „Pflege und Betreuung". Im Gegenteil, es ist gesagt worden, es wäre fast zu viel. Ich nehme das gerne zur Kenntnis, schicke aber gleich voraus, ich weiß, das betrifft das Jahr 2008. So umfangreich werden wir vielleicht nicht mehr sein, vor allem die Gesetzestexte, Richtlinientexte werden wir nicht mehr wiedergeben, nur dann, wenn sie neu sind. Und da wird es was Neues geben, und wenn ich von Neuem sprechen darf, sage ich es jetzt schon, denn es ist ja angesprochen worden. Die Patientenanwaltschaft übersiedelt Ende dieses Jahres, und zwar von der Schönbrunner Straße 7 in die Schönbrunner Straße 108, also näher hinauf zum Gürtel. Sie ist dann über den Margaretengürtel leicht zu erreichen. Bitte, das ist aber erst im Dezember, nicht jetzt schon Patienten in diese Richtung zu schicken. Sie finden ohnehin den Weg zu uns. 

Ich bedanke mich nochmals für diese durchaus zustimmenden Worte und erwähne zuletzt noch: Es gibt eine Tätigkeit, die nicht da drinnen steht, die aber auch sehr umfangreich ist, das ist die Erstellung des Tätigkeitsberichtes. Und dafür bedanke ich mich bei dem ganzen Team. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herzlichen Dank, Herr Dr Brustbauer. Ich habe jetzt keine Wortmeldung mehr. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat noch das Schlusswort. – Sie verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Wiener Pflege- und Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2007 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig so beschlossen.

Wir kommen noch zur Abstimmung über den einen Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner, Alfred Hoch, Dr Fritz Aichinger betreffend Aussetzung der bevorstehenden Energiepreiserhöhung auf Grund sozialpolitischer Überlegung. Es wurde die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. 

Ich frage die Damen und Herren, wer diesem Antrag beitreten will. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Herzlichen Dank noch einmal, Herr Dr Brustbauer, für Ihr Erscheinen. Wir wünschen Ihnen weiterhin viel Erfolg für Ihre Tätigkeit für die Wiener Patientinnen und Patienten und auch für die pflegebedürftigen Menschen. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der FPÖ.)
Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz geändert wird. Berichterstatterin hierzu ist Frau Abg Klicka. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Gesetzesentwurf, ohne Begründung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich habe das heute schon in der Aktuellen Stunde ausgeführt. Der Herr Bürgermeister hat im September vollmundig angekündigt, wer rasch hilft, hilft doppelt. Dabei geht es unter anderem auch um die Anhebung der Sozialhilfe mit 1. Jänner 2009, und er schreibt in einem Zeitungsartikel, das werde sicher nicht unter der Inflationsrate sein. Gut, das befürworten wir natürlich. 

Ich habe ja schon ausgeführt, es ist ein bisschen schwer, die Sozialhilfe in den Bundesländern zu vergleichen. Das ist auch ein Manko, dass man in Österreich diese Dinge so unterschiedlich auszahlt, dass man eigentlich statistisch kaum etwas vergleichen kann. In Wien beispielsweise haben Sie 42 EUR im Monat Heizbeihilfe dabei, die haben Sie in anderen Bundesländern wieder dabei in Form von einem 13. oder 14. Bezug, und in Wien haben Sie die Mietbeilhilfe dabei mit bis zu 263 EUR, was natürlich auch wieder relativ ist, denn in Wien sind ja, wie ich Ihnen heute schon anhand von Statistiken gezeigt habe, die Mietwohnungen eindeutig die teuersten. Selbst wenn jetzt ein Punkt hier besteht, dass man bis 2009, also bis Ende 2008, keine Mieten erhöht, die Mieten einfriert beim Kategoriezins, betrifft das ja nur einen Teil der Gemeindewohnungen und auch nur drei Monate. Jeder, der in Wien eine Wohnung hat, weiß schon, dass das sehr teuer ist. 

Also diese Teile kann ich eigentlich für die Sozialhilfe an sich nicht nehmen. Deswegen ist die reine Sozialhilfe 439 EUR, während sie zum Beispiel in Tirol 444, in Salzburg 449, in Kärnten 460, in Niederösterreich 515 beträgt. Dieser Teil der Sozialhilfe ist der niedrigste von ganz Österreich, und die Sozialhilfe wird in der Regel auch nur 12 Mal ausgezahlt, in fast allen Bundesländern gibt es eine 13. und eine 14. Sozialhilfe, was natürlich wiederum die Gesamtsrechnung erschwert, denn das müsste man jetzt auf 12 umrechnen. 

Faktum ist, es ist hoch an der Zeit, dass das gemacht wird. Es sollte jedes Jahr gemacht werden, jedes Jahr über die Inflationsrate. Wir warten darauf, wir haben eigentlich gehofft, dass das, so wie der Heizkostenzuschuss, jetzt in diesem Gemeinderat beschlossen wird, damit eine gewisse Vorlaufzeit bis zum 1. Jänner 2009 besteht, damit alle Formulare und alles andere geändert werden kann. Leider ist das nicht der Fall. 

Bei dem, was wir heute abstimmen, geht es um ganz andere Dinge, um Auskunftspflichten, Erweiterungen, denen wir zustimmen. Wir hoffen aber doch, dass ehebaldigst der Entwurf für die erhöhte Sozialhilfe vorliegt, damit wenigstens dieses Versprechen des Herrn Bürgermeisters, dessen Umsetzung dringend notwendig ist, tatsächlich umgesetzt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Tatsächlich geht es in dem Akt ausschließlich um eine zusätzliche Datenerhebung. Trotzdem sind zwei Punkte anzumerken. Die Sozialhilfe reicht als Instrument der Armutsbekämpfung nicht aus. Wir haben das heute Vormittag auch in der Aktuellen Stunde bereits thematisiert. Auch wenn die Zahl der SozialempfängerInnen sich leider dramatisch erhöht, kann man mit den niedrigen Beträgen, die diese Personen bekommen, Armut nicht effektiv bekämpfen. 

Da gibt es immer die gleiche Antwort von den Grünen: Statt Almosenpolitik eine Grundsicherung, die tatsächlich armutsfest ist. Das haben wir hier schon hundertfach diskutiert und leider noch keine Mehrheit gefunden. Nichtsdestotrotz: Wer Armut ernsthaft bekämpft, wird am Ende bei einer grünen Grundsicherung oder bei einem ähnlichen Modell landen müssen. 

Aber der Akt, den wir heute beschließen, das Gesetz, das vorliegt, das offenbart etwas ganz anderes. Da geht es jetzt nicht ums Geld, sondern darum: Welche Daten müssen erhoben werden? Und wenn man sich das genau anschaut – ich bin ja nicht der Einzige, der das so sieht –, hat man schon das Gefühl, die Überwachungsphantasien werden hier fleißig ausgelebt. 

Ich habe noch selten einen Entwurf für ein Gesetz gesehen, besser gesagt, noch nie habe ich einen Entwurf gesehen, der derart zerrissen wurde von denen, die ihn in Begutachtung hatten. Die ARGE Daten hat dem ursprünglichen Entwurf ein paar Zähne ziehen können, und man muss ja zugeben, tatsächlich wurden ausnahmsweise Anregungen aufgenommen, aber kein Wunder, bei hundert Vorwürfen gibt es auch ein paar Punkte, bei denen man am Ende wahrscheinlich dann doch einsieht, dass es überzogen ist. 

Die ARGE Daten ist der Meinung, dass dieses Gesetz, so wie es zuerst vorgelegen ist, mehr oder weniger komplett allem widerspricht, was der Datenschutz spielen soll. Man sieht das auch gut, wenn man die Textgegenüberstellung hat. Sie kennen das, Sie haben oft links einen Text, und dann rechts einen leicht neu geschriebenen. Die Textgegenüberstellung hier schaut ein bisserl anders aus. Sie sehen hier, wo es blass ist und wo man nichts sieht, das ist der alte Text, und das daneben ist der neue Text. (Der Redner hält entsprechende Schriftstücke in die Höhe.) Also Sie sehen ein paar leere Kasteln, eine Seite, dann noch einmal eine komplette Seite und dann noch einmal eine, und so geht es dahin. Das sind nicht kleine Änderungen, sondern das ist ein komplett neuer Entwurf, und er bedeutet, dass vor allem nicht die Person abgefragt ist – und das ist ja auch die Kritik im Wesentlichen –, die um Hilfe ansucht, sondern Personen, die mit dem Antragsteller, der Antragstellerin im gemeinsamen Haushalt oder im Haushalt leben, an derselben Wohnadresse. 

Und da geht es ein bisserl drunter und drüber, was man alles abfragen darf vom Lebensgefährten, von der Lebensgefährtin. Wie definiert sich das? Das findet man nicht, die Definitionen gibt es nicht. Das ist auch vorgeworfen worden, nicht nur von der ARGE Daten, sondern von der Arbeiterkammer, von der Rechtsanwaltskammer und so weiter. Dem Akt liegen lange Papiere bei von diesen Institutionen, die sich über einzelne Punkte beschweren. 

Da war ursprünglich vorgesehen, dass man den Geburtsort aller Menschen, die im gleichen Haushalt leben wie die Person, die den Antrag stellt, abfragt. Welchen Zweck soll das haben, wenn es darum geht, ob Person A Sozialhilfe kriegt oder nicht, zu wissen, ob B und C, die da wohnen, in – weiß ich nicht – Wien geboren sind oder in Istanbul geboren sind oder in Helsinki? Welchen Zweck soll das haben? Wie kommt man überhaupt auf die Idee, so einen Entwurf vorzulegen, der dann zumindest teilweise zurückgenommen werden muss. 

Wenn ich mir dann anschaue, was sonst alles in der Stadt im Bereich Abfragen passiert, da kann ich es mir schon vorstellen, was da los ist. Da gibt es irgendwo offensichtlich eine Gruppe, die damit beschäftigt ist, die Bürger und Bürgerinnen schärfer zu überwachen, als das ohnedies passiert. Ich erinnere an die Verleihung des Big Brother Award – das ist etwas, worüber man sich nicht freuen sollte, wenn man das kriegt – vor wenigen Tagen, nämlich im Gemeindebau witzigerweise an Wiener Wohnen in der Kategorie Behörden und Verwaltung. 

Die Geschichte kennen die meisten, aber das ist genau der Geist, der momentan durch diese Stadt weht und den wir Grünen vehement ablehnen. Diese Überwachungsphantasien sind beim Gemeindebau ausgelebt worden, indem allen Bewohnern und Bewohnerinnen der Gemeindebauten ein Fragebogen zugeschickt wurde, der angeblich anonym war. Da war zwar eine Anrede mit dem Familiennamen, Herr Mustermann, Frau Musterfrau. Da hat es geheißen, sonst kann man es nicht zurückverfolgen, und diese Anrede liegt ja dann nicht mehr bei, das war nur für die persönliche Anrede, sonst ist er anonym. Nur hat dieser Fragebogen einen Barcode oben, ein Strichcode, an dem sich zurückverfolgen lässt, woher er kommt. Ganz im Gegensatz zu der falschen Auskunft aus dem Stadtratbüro, die leider dann auch Eingang in dieses kurze Sheet gefunden hat, das die Medien so aufgenommen haben und das leider dann auch so zitiert wurde, nämlich dieser Code dient lediglich der Sprengelzuordnung, also dass man im Großen und Ganzen weiß, dieser Fragebogen kommt aus dem Karl-Marx-Hof, und dieser Fragebogen kommt aus Sandleiten. Nur hat die Auskunft nicht gestimmt, und es war eine glatte Lüge. Das kann man nicht anders sagen, denn ich muss ja annehmen, dass das Büro weiß, was das für ein Fragebogen ist, ich muss auch annehmen, dass man weiß, welche Informationen abgefragt wurden. 

Also kurz: Dieser Barcode hat die Kundennummer bei Wiener Wohnen beinhaltet. Na gut. Mit dem lässt sich zurückverfolgen, wer dort wohnt. Die Fragen waren unter anderem, ob man gut auskommt mit den Nachbarn oder nicht. Das kann man dann alles schön verknüpfen. Da kann man dann nachschauen, wer es beantwortet hat und so weiter und so fort. 

Das ist a) eine Ungeheuerlichkeit, dass man so etwas abfragt, und es ist b) eine noch größere Sauerei, dass man nachher, wenn man dann auffliegt, sagt, das stimmt ja alles nicht. Die Anrede war nur, weil es persönlicher klingt, und der Code hat damit nichts zu tun. Eine Falschauskunft, für die man sich eigentlich bei allen GemeindebaumieterInnen entschuldigen müsste. 

Die grüne Idee, um zurückkommen auf die Änderung des Sozialhilfegesetzes, ist eine ganz andere. Die Frage ist überhaupt: Ist es noch zeitgemäß, wenn man mit Regressmöglichkeiten arbeitet gegenüber Angehörigen oder Lebensgefährtin, Lebensgefährten? Ist das heutzutage noch das, was wir brauchen in dem Bereich? Es steht ja leider auch bei der Zielvorgabe dabei, das Wesentliche ist, den Missbrauch hintanzuhalten. 

Abgesehen davon, dass man da quasi einer Diktion nachgibt, die von einer ganz anderen Richtung kommt, finde ich das schade. Denn ich glaube, wenn wir auf die Regressmöglichkeiten verzichten, haben wir eine kleine Anzahl an Missbrauch. Der lässt sich in anderen Bereichen auch nicht komplett abstellen. Das ist verkraftbar, und würde vor allem zu einem führen: dass alle Leute, die glauben, dass sie einen Anspruch haben, sich auch trauen, einen Antrag zu stellen. Denn das, was man da befürchten muss, ist diese Verunsicherung: Wenn ich hingehe und einen Antrag stelle, muss ich alle, die mit mir zusammenwohnen, outen, muss von denen Daten abfragen, und wenn ich das nicht tue, bekomme ich auch nichts. Das wird dazu führen, dass manche Leute, die verunsichert sind oder das ihrem Mitbewohner, ihrer Mitbewohnerin nicht antun möchten, nicht hingehen. 

Das Ziel scheint mir – auch wenn das im Ausschuss natürlich vehement bestritten wurde – weniger zu sein, den Missbrauch zu kontrollieren, sondern das Ziel ist, die Anzahl der Antragsteller und Antragstellerinnen irgendwie hintanzuhalten, weil die explosionsartig gestiegen ist und vermutlich leider in Zukunft noch ansteigen wird. 

Also die Idee ist genau nicht, Armut zu bekämpfen, die Idee ist genau nicht zu helfen, sondern genau dort, wo die Ärmsten der Armen zu Hause sind, dort geht man rein und schaut, wer das Zahnbürstl von wem benutzt und ob das Bettlaken warm ist auf der anderen Seite, denn anders können Sie nicht feststellen, ob die Leute, die zusammen wohnen, tatsächlich zusammengehören. 

Denn Missbrauch kann man ja mit dem Gesetz genauso betreiben, indem man einfach sagt, das ist nicht meine Partnerin, mein Partner. Fertig. Und dann müssen Sie das Gegenteil beweisen, und das möchten Sie ja auch tun. Sie möchten ja herumschnüffeln bei den Leuten in den Wohnungen. So wie die Müllplätze überwacht werden im Gemeindebau und die Lichtanlagen, sind jetzt die MitbewohnerInnen von SozialhilfeempfängerInnen oder ‑antragstellerInnen dran. 

Ich finde dieses Gesetz erbärmlich, nicht notwendig, politisch nicht sinnvoll. Das ist genau das Gegenteil dessen, was wir gerne hätten. Wir werden das sehr, sehr gerne ablehnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Gabi Mörk. Ich erteile es ihr.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Aufgabe der Sozialhilfe ist es, jenen ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen, die dazu der Hilfe der Gemeinschaft bedürfen. Dieses Ziel der Sozialhilfe kann aber nur dann erreicht werden, wenn sichergestellt ist, dass Hilfe auch rechtzeitig gewährt wird. Dies erfordert ein rasches Tätigwerden der Behörde. 

In diesem Zusammenhang sind bei der Feststellung der Anspruchsvoraussetzungen Daten hilfesuchender Personen zu verarbeiten und regelmäßig auf die im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen Bedacht zu nehmen. Ab dem Frühjahr 2009 wird ein neues und noch kundenfreundlicheres EDV-System in der Magistratsabteilung 40 eingesetzt, das wesentliche Verbesserungen bringt, die ReferentInnen mittels automatischer Abfragen entlastet und damit auch die Verfahrensdauer verkürzen wird. Das System generiert automatisch die Bescheide, die sofort ausgedruckt und den KundInnen gleich mitgegeben werden können. Für das neue System brauchen wir aber eine neue datenschutzrechtliche Grundlage, die heute beschlossen werden soll. 

Was sind eigentlich die Änderungen in dieser WSHG-Novelle und wozu werden diese Zugriffe benötigt? Die Zentralmeldeanfrage – diese betrifft die Daten der KundInnen und die ist jetzt auch schon möglich – benötigt man für die örtliche Zuständigkeit. Die ZMR-Adress-
abfrage – und ausschließlich dazu dient die Novelle – ist notwendig, um im Zweifelsfall feststellen zu können, ob weitere Personen an der Adresse gemeldet sind. Das hat einerseits Auswirkungen auf die zuzuerkennende Höchstgrenze des Richtsatzes, aber auch auf die Aliquotierung der Miete, und es ist zu prüfen, ob eine Unterhaltspflicht besteht. 

Diese Novelle ist aus folgenden Gründen notwendig: Zunächst einmal, um das Wiener Sozialhilfegesetz überhaupt vollziehen zu können, da die Höhe des Sozialhilfeanspruches und die der Mietbeihilfe davon abhängig ist, ob Mitbewohner oder unterhaltspflichtige Personen im gemeinsamen Haushalt gemeldet sind. Ohne diese ZMR-Adressabfrage müsste den KundInnen im Prüfverfahren aufgetragen werden, diese erforderlichen Daten selbst vom Vermieter zu besorgen und diese dem Sozialzentrum vorzulegen. Das wäre für die KundInnen ein unnötiger Aufwand, es würde das Verfahren verzögern und wäre auch äußerst kontraproduktiv, denn die Vermieter wüssten, dass ihre Mieter Sozialhilfe beziehen, und das könnte auch zu Stigmatisierungen führen. 

Das Datenschutzargument wurde in der vorliegenden Novelle entschärft, indem ein so genannter Filter bei der Adressabfrage eingebaut wurde. Im ersten Schritt wird nur die Anzahl der Personen erhoben und noch keine Namen. Wenn zum Beispiel der Kunde angibt, alleine in der Wohnung zu wohnen und das auch die Adressabfrage ergibt, wird nicht weiter nachgeforscht. Nur dann, wenn er angibt, alleine zu wohnen, es scheinen aber zwei oder drei Namen an dieser Adresse auf, dann wird das weiterverfolgt. 

Jede Anfrage wird protokolliert und diese darf auch nur von den zugriffsberechtigten MitarbeiterInnen der MA 40 durchgeführt werden. Diese Maßnahme wurde vor allem auch gesetzt, um Missbrauch zu verhindern. 

In der Begutachtungsphase wurden Anregungen aufgenommen und zum Großteil auch in diese Novelle eingearbeitet. Ich ersuche Sie daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser WSHG-Novelle Ihre Zustimmung zu geben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung, gegen die Stimmen der GRÜNEN, mehrstimmig beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz, die Pensionsordnung 1995, das ist gleichzeitig die 18. Novelle, und das Unfallfürsorgegesetz 1967, das ist die 15. Novelle, geändert werden. Berichterstatterin ist wieder Frau Abg Klicka.

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Gesetzesvorlage und den Abänderungen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich wieder vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen und eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. – Bitte. 

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich fange wieder mit der Aktuellen Stunde an. Einer der Punkte, die der Herr Bürgermeister in seinem so genannten Soforthilfeprogramm ja auch angeregt hat, ist die Erhöhung des Landespflegegeldes um bis zu 6 Prozent, wie er geschrieben hat, nämlich Erhöhung des Pflegegeldes der Stufen 1 und 2 um 4 Prozent, der Stufen 3 bis 5 um 5 Prozent, der Stufen 6 und 7 um 6 Prozent. Gleichzeitig wird mit dieser Gesetzesnovelle auch eine Besserstellung der Demenzkranken und schwerbehinderten Kinder durchgeführt. Natürlich werden wir dieser Änderung zustimmen.

Es hat – erlauben Sie mir, das auch zu sagen – der Herr Bürgermeister das sozusagen als seine Erfindung dargestellt, in Wirklichkeit ist das gekoppelt mit dem Bundespflegegeldgesetz. Dem Bericht des Patienten- und Pflegeanwaltes haben wir entnommen – ich habe das vorgelesen aus dem Bericht –, dass der Patientenanwalt dem Sozialminister ausdrücklich dankt, dass jetzt diese Besserstellung durch mehr Anrechnung von Pflegestunden für Demenzkranke und schwerstbehinderte Kinder durchgeführt wird. Klar, es muss ja auch gleich sein, das Ganze kann ja nicht irgendwie voneinander unterschiedlich sein. 

Wenn es aber so ist, wie der Herr Bürgermeister gesagt hat, dass er das vor dem Bund macht und dass das seine Idee ist, so haben wir uns gedacht, dieses Pflegegeld wurde 1993 ins Leben gerufen, dann 1995, glaube ich, valorisiert und 2005 auch, also insgesamt seit dem Bestehen 1993 um 7 Prozent angehoben. Das Bruttoinlandsprodukt ist in diesem Zeitraum jedoch um 27 Prozent gewachsen. Daher lautet unsere Forderung: Anhebung des Pflegegeldes um weitere 20 Prozent und dann eine jährliche Valorisierung, denn nur das würde den Kaufkraftverlust der Menschen mit Behinderung, also der pflegebedürftigen Menschen, wieder ersetzen. Das ist leider nicht der Fall.

Wenn es dem Bürgermeister ernst ist, dann kann er ja insofern zumindest ein Zeichen setzen, dass er einmal Vorreiter ist vor dem Bundespflegegesetz, indem er hier und heute eine Valorisierung des Landespflegegesetzes beschließt. 

In dem Zusammenhang bringe ich gemeinsam mit den Kollegen Günther und Stark einen Zusatzantrag zu diesem Gesetz ein, der – ich werde das jetzt nicht alles vorlesen – im Wesentlichen darauf abzielt, dass der Gemeinderat durch einen Beschluss eine Wertsicherung des Pflegegeldes vorsieht. Darin legt der Gemeinderat einen Schwellenwert fest, der sich an die Erhöhung oder die Verringerung des im Amtsblatt der Stadt Wien kundgemachten Verbraucherpreisindex 2005 der Bundesanstalt Statistik Österreich oder eines an diese Stelle tretenden Index orientiert. Das würde bedeuten, dass sich bei Verbraucherpreisindexänderungen automatisch eine Valorisierung des Pflegegeldes einstellt. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt.

Erlauben Sie mir, da morgen kein Gesundheitstagesordnungspunkt ist, auch einen Antrag anzukündigen, den wir morgen schriftlich einbringen werden und der dann, nehme ich an, dem Gesundheits- und Sozialausschuss zugewiesen wird.

Wie Sie wissen, hat der Gesundheitsausschuss eine Ausschussreise nach Barcelona und Madrid gemacht, wo wir bei vergleichbaren Städten – hinsichtlich Lebensstandard und Bevölkerung ist speziell Barcelona eine vergleichbare Stadt – uns vergleichbare Institutionen ansehen konnten. 

Eines ist uns dabei sofort ins Auge gestochen, das war in der Stadt Madrid eine Form der so genannten Teleassistenz. Sie kennen alle das Notfalltelefon. Wenn ein alter Mensch, der alleine zu Hause ist, hinfällt, könnte er theoretisch drücken, und dann würde die Rettung kommen oder Hilfe kommen, der Notarzt kommen. Das geht über diese Sache weit hinaus. Praktisch wird das dort so gehandhabt, dass das an Firmen vergeben wird, deren Personal geschult wird hinsichtlich Pflege und Umgang mit alten Menschen und die fixe Ansprechpartner darstellen, das heißt, die einen Telefondienst machen und regelmäßig sowohl anrufen als auch angerufen werden. Es wird also eine persönliche Struktur speziell zu alleinstehenden Pensionisten aufgebaut. 

Sie wissen alle um die Vereinsamung in den Großstädten – meistens ist der Mann gestorben, die Frau lebt länger –, die ein großes Übel ist, und da wäre es uns ein Anliegen und schiene es uns sehr vernünftig zu sein, das, was dort in Madrid gemacht wird, auch bei uns umzusetzen. In Madrid werden 119 000 Pensionisten damit sozusagen telefonisch betreut, was aber jetzt keine Notfallsituation ist. Nur 5 Prozent dieser Telefonate betreffen Notfälle, der Rest sind regelmäßige Telefonate, bei denen man als Geschulter dann natürlich auch abschätzen kann, wie weit alles in Ordnung ist bei dieser Person oder ob es da Probleme geben kann. 

Es ist auch sozusagen im Sinne der Prävention und des Früheinschaltens, dass man dann andere Sachen wie Heimhilfe, Tageszentrum, Pflegeheim, Spital, was auch immer, einschalten kann. Das scheint eine zumindest überlegenswerte Sache zu sein, auch wenn man natürlich abchecken muss, wie das mit Datenschutz und mit all diesen Dingen ist. 

Die Kosten sind laut der Stadt Madrid eher geringe, vergleichweise geringe, deshalb werden wir morgen schriftlich einen Antrag einbringen, dass die Stadt Wien mit den Verantwortlichen in Madrid in Verbindung treten soll und ein Pilotprojekt zum Thema Teleassistenz starten soll, um abschätzen zu können, ob dieses Modell auch für Wien eine gangbare Lösung wäre. Hier wird die Zuweisung beantragt, und ich hoffe, wir werden das gemeinsam im Gesundheitsausschuss diskutieren und gemeinsam ein Pilotprojekt starten, das vielleicht für die Stadt Wien eine Erweiterung ihres Leistungsangebotes darstellt. 

Der Gesetzesänderung stimmen wir selbstverständlich zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Auch wir werden dieser Änderung des Wiener Pflegegeldgesetzes zustimmen. Ich möchte mich auf einen Bereich konzentrieren, nämlich auf die Änderung, die es gegeben hat, die vor allem schwerstbehinderte und behinderte Kinder und Jugendliche betrifft. Es ist lange an der Zeit gewesen, dass es hier zu einer Kenntnisnahme der Realität gekommen ist, eben auch in Gesetzesform, dass es eben nicht so ist, wie es bis jetzt geregelt war, dass der Pflegebedarf von Kindern mit Behinderung gleichzusetzen ist mit einem Pflegebedarf von Kindern, die keine Behinderung haben. Deshalb ist es sehr, sehr gut und wichtig, dass jetzt eine Regelung getroffen wurde, wonach auf diesen erhöhten Pflegebedarf bei behinderten Kindern und Jugendlichen endlich eingegangen wird und es auch zu einem Pauschalwert, der zum Pflegegeld hinzukommt, gekommen ist. 

Nicht ganz nachzuvollziehen ist, warum es im Wiener Pfleggeldgesetz nicht zu einer Übernahme eines Punktes gekommen ist, nämlich von § 4 Abs 7, der sehr wohl in der Regierungsvorlage des Bundespflegegesetzes enthalten ist und wo geregelt ist, dass der Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz nach Anhörung des Bundesbehindertenbeirates ermächtigt ist, nähere Bestimmungen für die Beurteilung des Pflegebedarfs durch Verordnung festzulegen. Dieser Passus, auf die Wiener Ebene umgelegt, würde bedeuten, dass die Interessenvertretung für Menschen mit Behinderungen sehr wohl auch in dieses Gesetz mit hineingenommen werden würde. Dem wurde nicht Folge geleistet. Ich werde deswegen einen Abänderungsantrag einbringen, der sich eben auf das Mitspracherecht der Interessenvertretung bei der Beurteilung des Pflegbedarfs bezieht. 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen: Der vorliegende Gesetzesentwurf, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz, die Pensionsordnung und das Unfallfürsorgegesetz geändert werden, soll wie folgt geändert werden: 

In Art 1 Z 1 § 4 Abs 3 bis 7 soll im Abs 7 eingefügt werden: ‚Nähere Bestimmungen für die Beurteilung des Pflegebedarfs sind von der Landesregierung nach Anhörung der Interessenvertretung nach § 46 Wiener Behindertengesetz durch Verordnung festzulegen.’

Und dann noch: Die Verordnung kann insbesondere eine Reihe von Punkten festlegen, die analog der Regierungsvorlage im Bundesgesetz sind.“

Es wurde mir im Vorfeld auch von der Frau Präsidentin zu erklären versucht, dass man ja dann andere Interessenvertretungen auch berücksichtigen müsste, etwa die Seniorenvertretung und andere. Natürlich hätte man das auch machen können, nur es nicht nachzuvollziehen, warum es genau jetzt wieder im Bereich der Behinderten und der Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen nicht aufgenommen wurde. Denn wenn man sich anschaut, dass die Aufgaben des Bundesbehindertenbeirates und die Aufgaben der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen in Wien sehr, sehr ähnlich sind, so ist es nicht nachzuvollziehen, warum dieser Passus nicht übernommen wurde.

Vielleicht hat sich die Meinungsbildung bei der Sozialdemokratie geändert, und ich hoffe, dass hier zugestimmt wird. Denn es ist, wie gesagt, nicht nachzuvollziehen, warum genau dieser Punkt in diesem Gesetz nicht übernommen wurde. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mörk. Ich erteile es ihr.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Pflege und Betreuung älterer Menschen sind zu einem zentralen Thema nicht nur der Wiener, sondern auch der österreichischen Sozialpolitik geworden. Derzeit beziehen rund 400 000 Frauen und Männer, das sind rund 5 Prozent der österreichischen Bevölkerung, ein Pflegegeld nach dem Bundes- oder dem jeweiligen Landespflegegeldgesetz. 

In Wien sind das rund 77 000 Frauen und Männer, davon erhalten 13 086 Personen ein Wiener Landespflegegeld. Diese Zahl wird infolge der demographischen Entwicklung und der erfreulicherweise steigenden Lebenserwartung in den nächsten Jahren weiter zunehmen. 

Auch wenn durch das derzeitige Pflegevorsorgesystem die Lage der pflegebedürftigen Menschen deutlich verbessert wurde, ist es zweifellos erforderlich, dieses System weiterzuentwickeln und weitere Schritte zu setzen, um das hohe Niveau der Pflegevorsorge auch in Hinkunft zu gewährleisten.

Die Änderung des Wiener Pflegegeldgesetzes – das hat Herr Mag Ebinger ohnehin angeführt – umfasst ja nicht nur die Erhöhung des Pflegegeldes ab dem 1. Jänner 2009 bei den Pflegestufen 1 und 2 um 4 Prozent, den Stufen 3 bis 5 um 5 Prozent und jenes bei den Stufen 6 und 7 um 6 Prozent, erfreulicherweise gibt es noch zwei andere massive Änderungen in diesem Pflegegeldgesetz. Das eine ist die Verbesserung bei der Pflegeeinstufung von Wienern und Wienerinnen ab dem 15. Lebensjahr mit einer schweren geistigen oder schweren psychischen Behinderung, insbesondere einer dementiellen Erkrankung. Zusätzlich zu diesem Pflegegeld erhalten diese Personen einen Zuschlag, der per Verordnung festgelegt wird.

Außerdem gibt es eine Verbesserung bei der Pflegeeinstufung von schwerstbehinderten Kindern und Jugendlichen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres, an ihr jeweiliges Alter angepasst. Auch für diese Personen gibt es einen Zuschlag, der per Verordnung festgelegt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute in der Fragestunde ist das Thema Pflegegelddurchführung ja schon sehr ausführlich diskutiert worden, und ich möchte darauf auch nicht mehr näher eingehen. Ich möchte jedoch auf den Abänderungsantrag, der von den Grünen eingebracht wurde, eingehen. Das Wiener Pflegegeldgesetz orientiert sich an den gleichen Grundsätzen wie das Bundespflegegeldgesetz, ebenso bei Verordnungen bezüglich der Zuschläge. Wir werden dem Abänderungsantrag der Grünen nicht zustimmen, da die Interessenvertretung bereits jetzt die Möglichkeit hat, Stellungnahmen und Empfehlungen abzugeben. Die Interessenvertretung hat auch die Möglichkeit, Anträge an die Landesregierung zu stellen. Das alles ist in § 46 des Wiener Behindertengesetzes verankert. Außerdem liegen ja die Gesetzesentwürfe und Verordnungen auch immer sehr rasch im Internet auf, und daher hat die Interessenvertretung auch sehr rasch die Möglichkeit, eine Stellungnahme dazu abzugeben. 

Die Interessensvertretung ist unbestritten eine sehr wichtige Vertretung, aber nicht die einzige. Wie schon angeführt wurde, wäre im Bereich des Pflegegeldes zum Beispiel auch der Seniorenbeirat eine wichtige Vertretung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie ersuchen, dieser Novelle des Pflegegeldgesetzes Ihre Zustimmung zu geben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen somit zur Abstimmung, zunächst über den Abänderungsantrag der GRÜNEN betreffend Mitspracherecht der Interessensvertretung bei der Beurteilung des Pflegebedarfs. - Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, ersuche ich um ein Handzeichen. - Das ist die Minderheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen, die Hand zu heben. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Zusatzantrag der FPÖ betreffend ein Gesetz, mit dem in Wien ein einheitliches Pflegegeld eingeführt wird. - Ich bitte diejenigen, die diesem Zusatzantrag die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit und somit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe, dass das Gesetz somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen ist.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Gesetzesvorlage.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Gesetzesvorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Einstimmigkeit, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ich sehe keinen Einspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung. Er betrifft den Wiener Umweltbericht 2006/2007. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Umweltbericht.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Matiasek zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Uns liegt der Wiener Umweltbericht vor, und wie wir es gerade aus diesem Bereich in letzter Zeit verstärkt gewöhnt sind, werden Berichte zunehmend eher als Jubelbroschüren gestaltet. Vielleicht als kleine Anmerkung, und ich sage das jetzt nicht bösartig kritisch, aber ein bisschen Symbolik liegt auch drinnen: Es zeigt der Einband das Feuer eines Opals, also eines Edelsteins; vielleicht ist da eine Symbolik für eine gewisse Eitelkeit schon herauszulesen. - Aber das nur am Rande.

Es ist vieles in Wien im Bereich der Umweltpolitik sicher gut und ambitioniert, und vielen Dingen geben wir auch gerne unsere Zustimmung. Aber es gibt doch das eine oder andere, das kritisch zu beleuchten ist. Wenn man den Bericht durchliest und anschaut, dann werden quasi Projekte dargestellt, aber eines zieht sich wie ein roter Faden durch: Es ist zu vermissen, dass man das eine oder andere auch einmal im Sinne einer kritischen Stellungnahme lesen kann. Mit dem sind wir aber konfrontiert, dass das eine oder andere noch nicht erreicht ist oder anzustreben wäre.

Ich komme nun zu dem Bereich, dass sich die Stadt Wien im Zuge des Klimaschutzprogramms zur Stadt der kurzen Wege erklärt hat. Wenn wir diesen Bericht durchlesen, dann finden wir das nur in einem Bereich, und zwar unter „Wege verkürzen, Stege bauen". Es ist sicher keine Frage: Fußläufige Wege durch Stege, durch Übergänge zu verkürzen, ist eine gute und richtige Sache. Aber das allein ist ein bisschen zu wenig. 

Wir sind nach wie vor mit der Situation konfrontiert, dass wir - Herr Präsident Hufnagl, wir haben ja gestern zu diesem Thema gesprochen - vor allem zwischen dem Wohn- und dem Arbeitsbereich in Wien noch immer sehr lange Wege haben, viele Wege, die nicht mit dem öffentlichen Verkehrsmittel unternommen werden können, obwohl es die Betroffenen gerne wollten, eben weil wir hier große Strecken haben, weil wir eine zunehmende Ansiedlung von Arbeitsplätzen, von qualifizierten Arbeitsplätzen leider nicht in Wien, sondern im Umland von Wien - vor allem im Bereich des Südens - vorfinden und auf der anderen Seite die Menschen vor allem im Westgürtelbereich in ihrem Umfeld, so gerne sie das wollten, leider keine Arbeitsplätze finden. 

Da fehlt eine Initiative, und Umweltpolitik kann ja nicht isoliert gesehen werden. Das heißt, hier fehlen - natürlich in Zusammenarbeit mit Wirtschaftspolitik, Standortpolitik und Stadtentwicklung - die Initiativen gerade in dem Bereich, qualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen, aber auch in einer Quantität, die sich schlussendlich darin niederschlägt, dass man sich diese langen Wege auch ersparen könnte. Das findet nicht statt, und das ist etwas, was auf jeden Fall noch anzustreben ist. Hier hat Wien mit Sicherheit noch einige Aufgaben zu erledigen.

Im Bereich des ökologischen Wohnbaus diskutieren wir schon lange die Förderung der Solarenergie, die Ausstattung der Häuser und Wohnanlagen, aber auch der Betriebe mit Solaranlagen. Für uns ist es da, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, schon ein bisschen auf dem Hugo-Breitner-Hof aus, und dann werden noch einige andere kleine Projekte ausgeführt. Es ist - das ist schon richtig - zwar eine Steigerung der Solarförderungsansuchen und der Förderungen zu verzeichnen, dennoch gibt es in dem Bereich noch sehr viel zu tun. 

Wir haben große Siedlungen, die sehr günstig liegen würden. Ich denke jetzt vor allem an die Ein- oder Zweifamilienhäuser im Wiener Grünraum, da sehen wir noch sehr wenige Solaranlagen. Hier wäre eine gezielte Förderung auf jeden Fall notwendig. Ich weiß, es gibt die eine oder andere Informationsveranstaltung in diesen Bereichen, aber trotzdem glaube ich, dass das zu wenig ist. Hier ist noch viel zu tun, vor allem auch im Bereich der Althaussanierung lässt die Ausstattung mit Solaranlagen noch sehr zu wünschen übrig. Die Technik ist heute so weit ausgereift, es gibt in dem Bereich tolle Modelle, die auch in der Sanierung von Altbauten sehr gut einsetzbar wären. Hier ist die Stadt Wien mit Sicherheit gefordert, noch einiges zu leisten.

Sie schließen Ihren Umweltbericht ab mit „Umweltschutz macht Schule". Das ist gut und richtig so, die Kinder werden heute über die Schulen, aber auch im außerschulischen Bereich sehr wohl mit dem Gedanken des Umweltschutzes, des Naturschutzes konfrontiert. 

Wo ich - ich wiederhole mich hier, und wir werden ja das Ganze wahrscheinlich im Rahmen der Budgetdebatte noch breiter diskutieren - nach wie vor ein Manko feststellen muss, das ist der Bereich der Erwachsenenbildung, was den Umweltschutz betrifft. Hier würde es mich freuen, vielleicht im nächsten Umweltbericht einerseits Aktivitäten in diese Richtung vorzufinden, andererseits ein starkes Forcieren dieser Bestrebung dokumentiert zu wissen.

Wir werden dem Bericht unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ja, der Umweltbericht schaut neu aus, und es ist ein schönes Opalfeuer vorne drauf. Er ist sehr umfangreich, was uns auch sehr gefällt. Es sind viele Themen drinnen, die vorher nicht dabei waren. 

Was uns auch gefällt, ist, dass diesmal keine Werbung dabei ist. Beim letzten Mal haben wir ja gerade in der Nähe der Stelle, an der es um Fluglärm gegangen ist, eine Werbung vom Flughafen Wien vorgefunden. Das ist diesmal Gott sei Dank draußen geblieben. Diesmal sind nur zwei sehr kleine Bildchen drinnen, auf dem einen sieht man einen Kondensstreifen mit einem Handymasten davor, und oben ein startendes AUA-Flugzeug. Na ja, lange werden wir die AUA nicht mehr starten sehen, außer wir geben der Lufthansa 500 Millionen EUR Trinkgeld, dann wird sie sie vielleicht kaufen. 

Aber das steht hier nicht zur Debatte; was hier zur Debatte steht, ist, was da drinsteht. Wenn ich mir das anschaue, steht da eigentlich zusammengefasst: Alles ist super; wirklich alles ist diesmal super! Das ist für einen Umweltbericht wirklich zu wenig. Wenn wir uns das anschauen: Ich habe beim Naturschutzbericht, dem wir zugestimmt haben, bemängelt, dass das ein Bericht der MA 22, der Naturschutzabteilung, ist. Es ist mehr oder weniger ein Bericht aller Abteilungen, und da sind einige Dinge schon hinterfragenswürdig. 

Ich habe das im Ausschuss schon gesagt: Auf Seite 76 - und das ist so ein Klassiker - steht drin, dass das Ammoniak umweltfreundlich ist; genau das glaubt die SPÖ. Das Ammoniak ist ein schweres Fischgift, und tritt Ammoniak aus, dann gibt es ein Fischsterben. Ammoniak ist in Wirklichkeit ein Reizgas, an dem man sterben kann. Dass im Umweltbericht noch immer drinsteht, dass es umweltfreundlich ist, halte ich für verwegen. - Das ist einmal das eine.

Das Zweite, was ich auch für verwegen halte, steht ganz in der Nähe. Auf Seite 74 steht zum Beispiel drin, dass die Stadt Wien - o Wunder! - einen Ökostrombetreiber anbietet: NaturStrom AG. Der Kunde oder die Kundin kann dort wirklich zertifizierten Ökostrom beziehen. Die Frage ist nur: Wo kommt dieser her? Er kommt über die Wienstrom und wird gemeinsam eingekauft. Man kann es auch umgekehrt sehen: Der Wienstrom-Kunde bekommt um das, was bei NaturStrom verkauft wird, weniger ökologisch gut produzierten Strom. Das nennt man im normalen Sprachgebrauch Chuzpe. 

Es gibt andere Firmen, die tatsächlich Ökostrom anbieten. Hier soll ich keine Werbung machen, aber eine davon ist die Oekostrom AG; an die sollte man sich halten. Was die NaturStrom AG betrifft, würde ich sagen, Wienstrom bietet eben eine Kleinigkeit an. Besser wäre es in Wirklichkeit, Wienstrom würde keinen Atomstrom importieren beziehungsweise mehr in Windkraftanlagen und Fotovoltaik investieren.

Da komme ich gleich zum Nächsten. Natürlich steht auch drin, dass die Fotovoltaik die beste auf der ganzen Welt ist. Das stimmt nicht, alle anderen Bundesländer sind mit Fotovoltaikzellen bisher eigentlich weitaus besser ausgerüstet.

Noch eine Chuzpe, die da drinsteht, ist das: Wien fördert Erdgasautos. Na wunderbar, Erdgas ist eigentlich, wenn man so will, fast schon erneuerbar! Es kommt zwar aus Russland, es kommt aus dem Iran, es ist in Wirklichkeit extrem teuer geworden und Schwankungen unterworfen. Aber wenn man sich das genau anschaut: Wer betreibt die Erdgastankstellen? Die betreibt natürlich Wiengas und niemand anderer. 

Dass man das fördert, finden wir gut. Vor Kurzem eine Anfragebeantwortung: Bis 2003 hat es eine Elektroautoförderung gegeben; die brauchen wir nicht mehr, weil wir jetzt ohnehin die Erdgasförderung haben. Was da so wahnsinnig nachhaltiger geworden ist, frage ich mich. 

Zum „Alles ist super" noch zwei Punkte; ich denke mir, darüber könnte ich mich jetzt wirklich ganz, ganz lange unterhalten, aber das möchte ich nicht. Eine Geschichte ist das: Es ist der Stadt Wien nicht gelungen, die Strategische Umweltprüfung - als Richtlinie von der EU vorgegeben - wirklich umzusetzen. Wenn man sich allein das SUP-Papier zum Hauptbahnhof anschaut: Jetzt stimmen wir dem Hauptbahnhof zu und finden es richtig, dass es einen Hauptbahnhof gibt. Das SUP-Papier war, glaube ich, acht Seiten lang; ganz, ganz wenig und sehr stiefmütterlich behandelt. 

Das Gleiche gilt zum Beispiel für Umweltverträglichkeitsprüfungen - vor Kurzem wieder ein Papier angeschaut - für den Stadtsenat. Es ist immer die gleiche Geschichte: Da gibt es einen Betreiber, der dort ein Einkaufszentrum baut, und es geht sich immer aus, dass er keine Umweltverträglichkeitsprüfung machen muss. Selbst dann, wenn zum Beispiel die Garagenzahl oder die Stellplatzzahl so hoch ist, dass es eigentlich eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern würde, glaubt man dem Betreiber, dass statt maximal 125 öffentlich zugänglichen Stellplätzen - wie jetzt, ich glaube, im 20. Bezirk bei einem großen Bau - eben nur 124 drinnen sind. Es geht sich immer ganz genau aus. Danke, MA 22, da spart sich der Betreiber wieder einiges Geld!

Wie gesagt, dass sich der Wiener Umweltbericht zum Beispiel auch mit dem Wiener Garagenprogramm auseinandersetzt, ist für mich nur eine Draufgabe. Es steht zum Beispiel nicht drin, dass selbst das, was der Stadtentwicklungsplan beziehungsweise der Mobilitätsplan der Stadt Wien vorgibt - dass zum Beispiel Garagenrückbau im Stadtzentrum eins zu eins beziehungsweise in anderen Bezirken eins zu drei ist -, eigentlich überhaupt nirgendwo umgesetzt worden ist. Das wird natürlich verschwiegen. 

Es wird auch verschwiegen - Fußgängern geht es ja in Wien prächtig! -, dass die Grüne Welle zum Beispiel verhindert, dass manche Fußgänger bei Grün das andere, wenn man so will, Ufer der Straße noch erreichen. Das kommt auch nicht vor.

Das Gleiche gilt auch dort: Es gibt nette Projekte wie zum Beispiel den Halterbach. Schön, dass es ein Projekt gibt, das freut mich sehr - aber das Projekt ist auf den Sankt Nimmerleinstag verschoben! Niemand weiß, wann das sein wird, es gibt überhaupt keine Finanzierungszusicherung, es gibt im Grunde genommen eigentlich nur schöne Worte.

Ganz zum Schluss zu den allerschönsten Worten, dazu möchte ich nur einmal Folgendes sagen. Die Stadt Wien ist seit 2007 verpflichtet, hinsichtlich des Umgebungslärms die Lärmkarten zu veröffentlichen. Sie reden sich immer auf den Bund aus, obwohl Sie sie haben. Veröffentlichen Sie sie, und erzählen Sie uns nicht, dass beim Lärmschutz alles getan worden ist! Sie haben nicht einmal die Lärmkarten veröffentlicht. 

Deswegen stimmen wir diesem Bericht ganz sicher nicht zu. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Bevor ich Herrn Abg Parzer das Wort erteile, darf ich noch mitteilen, dass Herr Abg Stürzenbecher und Frau Abg Yilmaz entschuldigt sind.

Bitte, Herr Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Umweltbericht liegt uns jetzt als schriftlicher Beweis vor. Er ist von den Beamten der MA 22 sicher in hervorragender Weise gestaltet worden, aber es fehlen uns doch teilweise einige Dinge, die auf die Umweltpolitik unserer Stadträtin zurückzuführen sind. 

Wien verliert an Lebensqualität, weil die Grünraumverluste enorm sind, die Feinstaubverschmutzung der Luft zunimmt und die Menschen nach wie vor unter Lärm leiden. Die Sauberkeit in dieser Stadt - ich weiß schon, Wien ist keine schmutzige Stadt, aber trotzdem gibt es immer wieder Klagen der Bürger, dass es nicht ganz so sauber ist, wie wir es gerne hätten - kommt auch zum Vorschein. Dazu kommt dann natürlich noch die Gebühren-Abzocke, die derzeit passiert zwischen den Wasserent- und ‑versorgern sowie den Menschen, die das zu zahlen haben. Sie wissen ja, was sich derzeit - wir haben es heute schon in der Dringlichen gehört - am Geldmarkt abspielt; diese Entwicklung, Frau Stadtrat, haben auch Sie mitzuverantworten. 

Was sind eigentlich die Defizitbereiche, die sich auch im Umweltbericht ablesen lassen, im Einzelnen? An erster Stelle habe ich die Luftverschmutzung erwähnt, die nicht in den Griff zu bekommen ist, und das ist wohl eine Folge der Verkehrspolitik, die in dieser Stadt leider vorherrscht. Hier geht es immer darum, für welche Sachen StR Schicker eine Kompetenz hat und was für Kompetenzen unsere Stadträtin für Umwelt hat. Ich möchte nicht haben, dass das immer hin und her geschoben wird.

Noch einen Bereich möchte ich erwähnen: Wien verbraucht immer mehr Energie. Meine Damen und Herren, es ist nicht gelungen, den Energieverbrauch in Wien zu reduzieren und zu senken. Auf diese Weise werden die technischen Erfolge beim Umweltschutz durch die Verbrauchszuwächse leider zunichte gemacht, und die Luft wird immer mehr und weiter belastet. 

Es ist nicht gelungen, die Energieerzeugung in Wien so weit zu ökologisieren, dass wir endlich die KliP-Ziele erreichen. Sie haben auch zu wenig für den stärkeren Einsatz von Alternativenergien getan. Ihren ständigen Beteuerungen, ohnedies eine Offensive für Solarenergie in Wien voranzutreiben, steht leider die Tatsache gegenüber, dass Wien noch immer ein Schlusslicht in der Solarenergie in Österreich ist.

Die Grünraumbeschaffung und deren Sicherung ist ebenfalls ein Punkt, den ich hier anführen möchte. Es erstaunt schon, wie wenig Platz die Sicherung dieses wichtigen umweltpolitischen Aspekts im Bericht einnimmt.

Auch Lärm gehört zu den Bürgeraufregungen, die in Wien immer wieder die Lebensqualität kosten. Anstatt hier eine Entlastungsoffensive zu starten, wird beschwichtigt. Interessant ist in diesem Zusammenhang die Feststellung auf Seite 82 des umfangreichen Berichtes, wonach die Maßnahmen zur Reduktion des Wiener Lärms, so wie das im Umgebungslärmgesetz vorgeschrieben ist, noch heuer präsentiert werden sollen. Ich bin wirklich gespannt, ob diese Ankündigung eintritt. Bis jetzt jedenfalls hat die Lärmbekämpfung in Ihrer Politik, Frau Stadträtin, eine eher untergeordnete Rolle gespielt. 

Was viele Bürger ärgert und letztlich immer öfter aus der Stadt vertreibt - oder sie kommen zu uns in die Randbezirke oder ins Umland von Wien -, ist im Einzelnen die zunehmende Verschmutzung von Parks, auf den Straßen, durch den Hundekot. Oder seien es auch verschmutzte Sammelinseln, man kann das immer weiterspielen. Die Bürgerinnen und Bürger beklagen sich zu Recht über die mangelnde Sauberkeit im öffentlichen Raum. 

Nach jeder Hinhaltetaktik gegenüber unseren politischen Forderungen, gegen diese Entwicklung etwas zu tun, gab es halbherzige und unkoordinierte Maßnahmen wie die Schaffung gleich mehrerer Einsatztrupps. Ich denke hier an die „Kehr-Force“, an die „Waste Watcher“, ich denke auch an die Parkwächtertruppe und, und, und. Es gibt ja sehr viele dieser Sachen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Umweltbericht signalisiert eines: Es braucht eine zusätzliche Gestaltung in der Umweltpolitik dieser Stadt in vielen Bereichen. So kann man die Luftverschmutzung nur in den Griff bekommen, wenn es gelingt, endlich eine Stadtplanungspolitik, eine Energiepolitik und eine Verkehrspolitik zu entwickeln, die eine nachhaltige Reduktion von Schadstoffemissionen garantiert. Ankündigungen und Alibihandlungen werden uns dabei nicht helfen.

Es gibt für den Grünraum Ähnliches festzustellen. Hier müssen Parks saniert werden, es muss in den Inner-Gürtel-Bezirken Bauland für Parks verwendet werden. Die Grünhöfe gehören geschützt, und die Ankaufsprogramme für die Erhaltung des Grüngürtels müssen auf jeden Fall besser dotiert werden. Auch in der Budgetdebatte werden wir noch darüber sprechen. 

Im Lärmbereich müssen endlich technische Maßnahmen gesetzt werden, um die befahrenen Straßen vom Lärm zu entlasten. Die Bahnlinien müssen rascher lärmsaniert werden, als dies jetzt der Fall ist. 

Gegen die Verschmutzung der Straßen helfen keine Phantasietrupps, meine Damen und Herren, wie sie derzeit von unserer Stadträtin am laufenden Band ins Leben gerufen worden sind, sondern einzig und allein - und jetzt bin ich wieder bei einem alten Thema meines Kollegen Ulm - die Stadtwache. Sie allein hätte genug Kompetenz und persönliche Stärke, um die Reinhaltung unserer Straßen nachhaltig zu garantieren. (Zwischenruf von Abg Heinz Hufnagl.)
Ich weiß schon, es fehlen tausend Polizisten. Aber es fehlen tausend Leute der Stadtwache, die diese tausend Polizisten auch ersetzen könnten! Das darf man nicht vergessen. Wir würden Geld sparen, denn der, der für diese Reinhaltung zuständig ist, braucht nicht das große Lernpensum, das die Polizei in ihren Ausbildungslehrgängen hat, da sie natürlich weit mehr zu tun hat als nur aufzupassen, ob die Hunde die Straßen verschmutzen und ob das nicht weggeräumt wird. 

Meine Damen und Herren! Alles in allem braucht Wien eine aktivere Umweltpolitik, nicht eine, die Kompetenzen hin und her schiebt, sich auf den Bund ausredet, Alibihandlungen setzt und diese auch noch medienwirksam verkauft wie bei den „Kehr-Force“-Truppen und so weiter. Sollte nicht von dieser Umweltpolitik abgegangen werden, wird die Lebensqualität in Wien leiden; das sehen wir schon heute. 

Deshalb - meine Damen und Herren, ich sage es ganz kurz - lehnen wir diesen Umweltbericht ab. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Nevrivy. Ich erteile es ihm.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Gleich vorweg ein paar Bemerkungen zu meiner Vorrednerin und meinen Vorrednern: Es ist, denke ich, für die Opposition doch sehr angenehm, wenn man einen Redebeitrag zusammenstellt und sich nicht an Fakten halten muss. Da tut man sich leichter, nicht wahr, wenn man sagt: Das ist eine Behauptung, jetzt sage ich das einfach, und wenn niemand draufkommt, dann ist es eben hineingegangen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Mit Seitenangabe!) 

Was Kollege Maresch in seinen Ausführungen und seiner Presseaussendung, die er heute bereits gemacht hat, wieder einmal behauptet hat, fällt genau da hinein. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Der Unterschied zwischen uns ...!) Auch wenn die GRÜNEN es nicht wahrhaben wollen: Wien ist beim Klimaschutz Vorreiter! Wir haben die geringste Pro-Kopf-Emission, und wir sind auch bei der Solarförderung Österreich-weit führend. Durch erfolgreiche Klimaschutzmaßnahmen wie den intensiven Ausbau der Fernwärme und des öffentlichen Verkehrs, die Effizienzsteigerung in den Kraftwerken und die Wärmedämmung von Gebäuden ist das Einsparungsziel in Wien schon 2006 erreicht worden. Wien spart jährlich 2,7 Millionen Tonnen CO2 ein.

Gerade die thermische Wohnhaussanierung THEWOSAN ist ein Erfolgsmodell. Es ist wieder einmal typisch für die GRÜNEN, dies in der Aussendung krankzujammern. Rund 66 000 Wohnungen in Wien wurden bislang gefördert thermisch-energetisch saniert. Allein dadurch können jährlich 110 000 t CO2 eingespart werden. 

Auch die Förderung alternativer Energien ist in Wien vorbildlich. Jährlich steht allein für die Förderung der Solarenergie 1 Million EUR zur Verfügung. 

Im Zeichen des Klimaschutzes und einer nachhaltigen, intelligenten Energiepolitik steht auch das städtische Energieeffizienzprogramm SEP. Es rückt Energieeffizienz und Energiesparen in den Vordergrund und zielt darauf ab, notwendige Maßnahmen zum Schutz des Klimas mit neuen technologischen und wirtschaftlichen Aktivitäten zu vereinen. Über hundert Maßnahmen wurden bereits gestartet. Ein Ziel ist hier die Senkung des Zuwachses des Energieverbrauchs von 12 auf 7 Prozent bis zum Jahr 2015.

Was die Lärmkarten betrifft, müsste der Herr Umweltsprecher längst wissen, dass die Publizierung der Lärmkarten beim Umweltbundesamt und damit beim von der ÖVP geführten Umweltministerium liegt. Wien hat alle Informationen natürlich zeitgerecht übermittelt und arbeitet im eigenen Bereich längst intensiv an der Lärmbekämpfung, wie etwa mit lärmtechnischen Maßnahmen entlang der Schiene, wofür jährlich 1,8 Millionen EUR zur Verfügung stehen. 

Sie können sich leicht zurücklehnen und irgendwelche Behauptungen aufstellen. Wir hingegen tragen die Verantwortung in dieser Stadt, wir müssen uns an die Tatsachen halten. Tatsache ist, dass der Umweltschutz für die Stadt Wien seit Langem ein zentrales Anliegen ist und wir auf allen Ebenen große Erfolge vorweisen können. (Beifall bei der SPÖ.) Diese Erfolge resultieren aus harter Arbeit vieler Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den verschiedenen Bereichen, und es liegt an uns, diese hohe Qualität zu halten und weiter auszubauen. 

Mir ist schon klar, dass es die Opposition stört, dass wir den Wienerinnen und Wienern immer wieder zeigen, wie lebenswert diese Stadt ist (Abg Mag Wolfgang Jung: Das haben wir bei der Wahl gesehen!), dass wir immer wieder darauf hinweisen, wie mustergültig die Umweltpolitik in dieser Stadt ist. Diese Umweltpolitik hat ein Gesicht, das ist nun einmal Frau StRin Sima! Sie steht für das Programm der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in der Stadt, ob Ihnen das jetzt passt oder nicht. (Zwischenrufe bei FPÖ und GRÜNEN.) 

Generell kann ich es verstehen, wenn bekrittelt wird, dass in diesem Bericht zu wenig Schlechtes drinsteht. Als Opposition muss ich, wenn ich so einen Bericht sehe, sagen: Es sind zu wenig negative Punkte drinnen. Dann gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder ist der Bericht falsch - und zu diesem Ergebnis sind offensichtlich Sie alle gekommen -, oder aber die Umweltpolitik in dieser Stadt ist offensichtlich in der Tat mustergültig. Das ist sie auch: Die Umweltpolitik in dieser Stadt ist mustergültig, und darauf sind wir stolz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich mir ansehe, warum in diesem Bericht offensichtlich die positiven Entwicklungen stärker beleuchtet sind als die negativen, dann liegt das vielleicht auch daran, dass internationale Studien, dass internationale Fachleute, dass internationale Vergleichswerte zeigen, dass es in der Tat sehr gut aussieht in einer Stadt, meine Damen und Herren, die in der aktuellen Mercer-Studie die Nummer 2 im Ranking ist! (Abg Mag Wolfgang Jung: Halleluja!) Das heißt, dass wir nach Zürich gemeinsam mit Genf an der Nummer 2 stehen und somit die beste Metropole in der EU sind, was die Lebensqualität betrifft. 

Wenn Lebensqualität sehr wohl auch in hohem Maß ein Qualitätsmerkmal der Umweltpolitik ist, dann ist klar, warum dieser Umweltbericht so aussieht wie kein anderer. Zahlreiche internationale Studien stellen uns ein hervorragendes Zeugnis aus. (Ironische Heiterkeit bei FPÖ und GRÜNEN.) Wien ist nun einmal eine Stadt mit höchster Lebensqualität. Ob das der Opposition passt oder nicht, Wien hat - und wird das auch weiter so machen - schon seit vielen Jahren die Weichen in die richtige Richtung gestellt. 

In diesem Zusammenhang möchte und darf ich mich auch bedanken. Ich möchte der MA 22, die diesen Bericht verfasst hat, Danke sagen. Sie hat es nämlich nicht nur geschafft, dass die 14 Kapitel strategisch klar und klug gewählt wurden, die Kapitel in diesem Bericht sind auch so ausgeführt und dargestellt, dass alles Geleistete ganz klar aufgelistet ist. Das ist ein Zeichen dafür, dass die Umweltpolitik in dieser Stadt funktioniert. (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Halleluja! - Heiterkeit.)
Umweltpolitik ist nicht ein kleines Kästchen irgendwo im Magistrat, das fallweise geöffnet wird. Umweltpolitik in einer Umweltmusterstadt bedeutet, dass in allen Geschäftsbereichen ökologische Erwägungen eine breite Basis finden. Daher finden Sie die Verkehrspolitik, daher finden Sie Wohnen, daher finden Sie Energiepolitik drinnen, daher finden Sie die Maßnahmen des Magistrats und auch die Maßnahmen der Betriebe der Stadt Wien drinnen. 

Oder in der Frage der Sauberkeit in der Stadt: Welche andere Stadt ist so sauber wie Wien? (Heiterkeit bei Abg Mag Maria Vassilakou.) Wobei ich einräume, dass die Freiheitlichen sicher eine andere Vorstellung von einer sauberen Stadt haben. 2007 wurde die Aktion Saubere Stadt mit einer Vielzahl von Maßnahmen gestartet, dazu kommt noch das neue Wiener Reinhaltegesetz, das seit Februar von den „Waste Watchern“ überwacht wird. 

In diesem Bericht ist ganz klar, dass sich die Umweltpolitik wie ein roter Faden - nicht wie ein grüner, sondern ein roter Faden - durch die Arbeit des Magistrats zieht, und wir sind stolz darauf!

Einen wesentlichen Beitrag zur Lebensqualität in unserer Stadt leisten - was mich als unseren Sprecher besonders freut - auch die Wiener Landwirtschaft und der Weinbau. Die Landwirtschaft hat eine wichtige Rolle bei der Erhaltung der Grünräume der Stadt. 16 Prozent des Stadtgebietes werden landwirtschaftlich genutzt, und das gentechnikfrei. Wir haben die Gentechnikfreiheit der Wiener Landwirtschaft mit Hilfe des Gentechnik-Vorsorgegesetzes gesichert. 

Da gibt es einige hohe ÖVP-Politiker, die sich als Lobbyisten der Gentechnikindustrie hervortun. Auch wenn da der Herr Umweltminister vor einiger Zeit zurückrudern musste: Wo das Herz der ÖVP schlägt, nämlich bei der Industrie und den Großbetrieben, das sieht man immer wieder! Ich erinnere nur an den kürzlich erfolgten Rückkauf der Ökoparzellen am Schafflerhof, dort hat die Stadt Wien Wesentliches zur Sicherstellung des Bioanbaus geleistet. Dem ÖVP-geführten Umweltministerium war der dortige Bioanbau in Wien kein Anliegen. 

Dass dem Herrn Umweltminister Pröll die Biolandwirtschaft in Wien kein Anliegen ist, habe ich Ihnen ja schon bei einer anderen Gelegenheit gesagt. Aber vielleicht bekommen wir jetzt einen Umweltminister oder eine ‑ministerin, die sich für die kleineren und mittleren Betriebe stark macht, nicht nur für die Großbetriebe. (StR Johann Herzog: Wer war denn bisher in der Regierung?)
In diesem Zusammenhang möchte ich natürlich auch auf die 700 ha Weinberge hinweisen. Diese produzieren jährlich über 2 Millionen Liter Wein. Mit dem Weingut Cobenzl hat die Stadt einen Vorzeigebetrieb, der voriges Jahr sein Hundertjahrjubiläum gefeiert hat und Jahr für Jahr zahlreiche prämierte Weine produziert.

Es gäbe noch eine Vielzahl von positiven Entwicklungen im Umweltbereich, und die sind auch fast alle im Wiener Umweltbericht nachzuschlagen. (Demonstrativer Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung.) Machen Sie es, und Sie werden sehen, dass Sie stolz auf die vielen umweltpolitischen Maßnahmen sein können. Wir sind auch stolz darauf, dass man sehr wohl auch in Bereichen wie dem Verkehr die Umweltpolitik tagtäglich stärker wiederfindet. Die Wienerinnen und Wiener sind stolz darauf, weil sie die Nutznießer dieser Situation sind. 

Wenn wir uns dieser Tage darüber gefreut haben - ein Beispiel von vielen -, dass es uns gelungen ist, das Radfahren in der Stadt fast zu verdoppeln durch gemeinsame Projekte, die sinnhaft sind und die es leicht machen, an ein Fahrrad zu kommen, dann ist das Umweltpolitik. Dann ist das Umweltpolitik, und wir sind stolz darauf, dass wir immer mehr Menschen auf den Umweltverbund bringen und nicht im Auto sitzen haben. 

Dann sollten wir uns auch ansehen, was die Unterschiedlichkeiten sind. Wenn wir uns ansehen, was die Stadt Wien unternimmt, gerade um Umweltpolitik in Verkehrsfragen zu ermöglichen, dann diagnostizieren wir, dass drei Viertel der Mobilitätserfordernisse in dieser Stadt mit dem Umweltverkehrsverbund geleistet werden, also zu Fuß, mit dem Rad oder im öffentlichen Verkehr. 

Wenn wir uns anschauen, wie es im Umfeld aussieht und welche Pendlersituation besteht, ist das nicht annähernd so gut. Während wir dafür sorgen, dass ein zeitgemäßer Fuhrpark in den Wiener Linien einzieht, während wir dafür sorgen, dass die Intervalle verdichtet werden, während wir dafür sorgen, dass Betriebszeiten bei Bussen verlängert werden, schaut es im Umland von Wien, in Niederösterreich, im ÖVP-regierten Niederösterreich, nicht so gut aus: Verspätungen, Streckenauflassungen und so weiter, und so fort.

Meine Damen und Herren! Das alles sind Dinge, wo der Unterschied klar ist. Ich bin glücklich, und ich denke, auch die Wienerinnen und Wiener sind glücklich, dass es diesen Unterschied gibt und dass dieser Unterschied auch tatsächlich erkennbar ist. 

Meine Damen und Herren! Das alles ist auch ein Zeichen dafür, warum wir und auch externe Fachleute mit Fug und Recht sagen, dass diese Stadt anders ist und dass diese Stadt ökologisch ist. Welche Stadt, welche Metropole kann von sich sagen, dass ein Nationalpark und ein Biosphärenpark in den Stadtgrenzen sind? Das muss eine Stadt mit hohem ökologischen Standard sein! 

Wenn jemand heute noch meint, die Menschen leiden darunter, dass es zu wenig Grün gibt, so denke ich mir: Bei einer Stadt, in der jeder zweite Quadratmeter Grünraum ist - ein Faktum, das Sie in Europa auch sehr lange suchen werden -, kann man wohl nicht sagen, dass die Ökologie zu kurz kommt. Ganz im Gegenteil, im Grünbereich wird ständig ausgebaut! 

So kauft die Stadt Wien alljährlich Grünbereiche dazu, um den Wald- und Wiesengürtel zu stärken und zu ergänzen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Ein Beispiel dafür sind die Steinhof-Gründe. Durch nachhaltige Flächenwidmungen konnte die Stadtteilplanung in Zusammenarbeit mit der Wiener Umweltschutzabteilung (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Es reicht!) die Ausweisung des 17 Hektar großen Gebietes der Steinhof-Gründe als Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel realisieren. 

Einen großen Teil der Lebensqualität in einer Stadt macht eine ausreichende Grün- und Freiraumversorgung aus. Dafür sorgt die Stadt Wien, das stellt die Stadt Wien sicher, und auch darauf können wir stolz sein! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP. - Die Abgeordneten der GRÜNEN halten Schilder mit der Aufschrift „DANKE" in die Höhe.)
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Ich darf um etwas mehr Ruhe im Plenum ersuchen. (Heiterkeit.)
Abg Ernst Nevrivy (fortsetzend): Ich könnte noch sehr lange viele Punkte aufzählen, was die Stadt Wien für die Umwelt leistet und weiterbringt. Wir sind stolz darauf, den richtigen Weg zu gehen, und wir sind stolz darauf, dass die Wienerinnen und Wiener mit uns gemeinsam diesen Weg gehen. 

Schlussendlich ist meiner Ansicht nach festzuhalten, dass dieser Bericht, für den ich mich noch einmal bei der MA 22 bedanken möchte, eines klar und deutlich zeigt. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Es hat gute Gründe, warum Mercer und andere Studien uns in der Lebensqualität so weit vorne sehen. Es hat gute Gründe: Unter anderem ist es die Umweltpolitik dieser Stadt und es ist ein Eintreten für Ökologie in allen Entscheidungsbereichen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Die Abgeordneten der GRÜNEN halten neuerlich die Schilder mit der Aufschrift „DANKE" in die Höhe.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal möchte ich die Gelegenheit nutzen, um allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an diesem Bericht mitgearbeitet haben, meinen herzlichen Dank auszusprechen. Ich glaube, dass er wirklich sehr übersichtlich geworden ist, einen guten Überblick gibt und sehr leicht lesbar ist. Auch darum haben wir uns bemüht, denn viele dieser Berichte - und das wissen wir - bleiben dann leider in den Schubladen. Ich hoffe, dass es beim Umweltbericht nicht so ist. Was mir persönlich auch sehr wichtig ist, ist, dass wir einen Gesamtüberblick über die Umweltaktivitäten der gesamten Stadt auch außerhalb der Geschäftsgruppe Umwelt geben können. 

Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, um gleich auf ein paar Punkte einzugehen. Ammoniak haben wir im Ausschuss schon ganz kurz angesprochen. Ich kann den Kollegen Maresch beruhigen: Es ist in diesem Bericht gemeint, dass Ammoniak als Kältemittel natürlich in einem geschlossenen Kreislauf eingesetzt wird - no na! - und jedenfalls umweltfreundlicher als die herkömmlich verwendeten Fluorkohlenwasserstoffe ist, weil es eben nicht ozonschichtschädigend ist. (Abg Mag Rüdiger Maresch: So steht es aber nicht drin!)
So steht es nicht drin, aber, Herr Kollege Maresch, ich zähle Sie zu den Umweltinteressierten, und ich glaube, dass man das schon herauslesen kann. Aber ich habe mir gedacht, nachdem Sie das jetzt zum zweiten Mal hier eingebracht haben (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber der Ausschussvorsitzende hat gesagt ...!), bin ich gerne bereit, Sie darüber aufzuklären, dass Ammoniak kein Ozonabbaupotenzial und keinen Treibhauseffekt auslöst und deswegen als umweltfreundliches Kältemittel eingesetzt wird. Darauf hat man in dem Bericht aufmerksam gemacht, und ich halte das an sich für eine ganz gute Maßnahme. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Bitte, das mit dem Ausschussvorsitzenden zu klären!)
Zum Thema Erdgas: Es kommt mir jetzt fast schon so vor, dass es mit unserer Erdgasförderung wie mit einem Glaubenskrieg ist. Denn von Ihrer Seite kam ja der Vorschlag, wir sollen doch Hybridfahrzeuge fördern. Jetzt möchte ich einmal sagen: Die fahren auch nicht gerade mit nachwachsenden Rohstoffen! Das ist aber anscheinend kein Problem, während es bei Erdgas offensichtlich das Böse an sich ist, weil Wiengas auch Erdgas vertreibt. Das kann ich vom umweltpolitischen Ansatz her nicht ganz nachvollziehen. Wir haben versucht, eine Technologie auszusuchen, die von den Abgaswerten her eine Verbesserung darstellt, wo es eine Infrastruktur gibt, die schon vorhanden ist, und wo es auch ein Angebot am Fahrzeugmarkt gibt, das man entsprechend nutzen kann. (Abg Mag Rüdiger Maresch: ... Elektrofahrzeuge bis 2003!)
Ich habe aber auch immer gesagt, dass wir es nicht für alle Zeiten ausschließen, dass wir irgendwann auch Hybridfahrzeuge fördern werden; nur, wie gesagt, bei größeren Fahrzeugen. Aber auch diese Debatte hatten wir schon, wie zum Beispiel über den Lexus; da hätte ich meine Probleme, wenn es dafür eine Förderung gäbe. Diesen Glaubenskrieg, der da fast schon dahintersteckt, kann ich nicht nachvollziehen. Aber vielleicht können wir das einmal in Ruhe diskutieren. Denn ich glaube, dass ein umweltpolitischer Ansatz gerade bei der Erdgasförderung durchaus berechtigt ist, wenn man sich die Abgaswerte anschaut, die dahinterstecken. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Bei Elektroautos ist es ... gewesen!)
Ja, aber wir wissen, dass die Elektroautos erstens von der Größe her ein Problem sind. Auch von der Reichweite her ist es bei Weitem nicht so interessant wie bei einem Erdgasauto. 

Ansonsten glaube ich, dass die Highlights aus dem Umweltbericht ja schon von meinem Vorredner ein wenig referiert worden sind. Ich möchte noch auf ein paar Punkte eingehen, die mir besonders wichtig sind. 

Wir haben in Wien eine der größten Biogasanlagen Österreichs eröffnet. Ich glaube, das war ein sehr wichtiger Schritt. 

Wir haben das städtische Energieeffizienzprogramm im Gemeinderat beschlossen. 

Wir haben das Nationalparkhaus in der Lobau, das neue Tor zum Nationalpark, eröffnet, ein längeres Projekt, bei dem ich sehr froh darüber bin, dass wir es abgeschlossen haben, dass es sehr, sehr gut angenommen wird, sehr viele Besucher hat und sehr gut genutzt wird. 

Wir haben die Steinhof-Gründe um 15 Hektar erweitert. Es ist gerade in einer großen Stadt wie Wien keine Selbstverständlichkeit, dass wir im Erholungsgebiet 15 Hektar tatsächlich mitten im Stadtgebiet dazugeben können. Ich halte das für einen wirklichen Meilenstein.

Wir haben einen Feinstaubschwerpunkt mit etlichen Maßnahmen gesetzt. Ich sage nur: Thema Baustellen oder verpflichtende Partikelfilter für Baumaschinen.

Wir haben das „Saubere Stadt"-Paket geschnürt, das schon erste, für mich sehr positive Auswirkungen zeigt. 

Im Prater haben wir zur Verbesserung der Qualität des Heustadelwassers die Neptun-Anlage installiert. 

Wir haben das Trinkwasserkraftwerk in Mauer in Betrieb genommen, und so weiter, und so fort. 

Wer über das Gesagte hinaus noch ein genaueres Interesse hat, dem kann ich nur empfehlen, diesen Bericht zu lesen. 

Herzlichen Dank, und ich ersuche um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen damit zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Umweltbericht 2006/2007 zur Kenntnis nehmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 


Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen, ich wünsche ein gutes Nachhausekommen. (Beifall bei der SPÖ.)
(Schluss um 15.42 Uhr.)
